
Vor oder zurück? Das war am
vergangenen Wochenende

wohl die am häufigsten gestellte
Frage. Denn es war wieder ein-
mal Zeitumstellung. Dabei gibt es
eine einfache Eselsbrücke, um
sich zu merken, wie herum denn
nun an der Uhr gedreht werden
muss: Im Frühjahr werden die
Gartenmöbel hervorgeholt und
die Uhr vorgestellt, im Herbst
werden die Uhren ebenso wie die
Gartenmöbel wieder zurückge-
stellt. Ganz einfach also, aber ab-
solut überflüssig. Zahlreiche
Studien und Gutachten haben
längst belegt, dass es keine über-
zeugenden Argumente für die
Zeitumstellung gibt. Sie ist ein
Produkt längst vergangener Zei-
ten der Ölkrise. Um zu sparen,
wollte man noch mehr aus dem
Tag herausholen. Also drehen wir
seit 1980 alle halbe Jahre an der
Uhr. Ohne dass es etwas bringt,
außer, dass der Biorhythmus vie-
ler Menschen durcheinanderge-
rät und die Milchproduktion
einbricht, bis sich die Kühe an die
neue Zeit gewöhnt haben.

Und warum stellen wir die
Uhren um, obwohl es den ge-
wünschten Effekt der Zeitumstel-
lung nicht gibt? Einzig und allein
deshalb, weil die Bürokraten in
Berlin und Brüssel es so wollen.
Was die Politik einmal beschlos-
sen hat, behält sie auch bei.
Daran kann selbst ein Gutachten
der Wissenschaftlichen Dienste
des Bundestages nichts ändern,
in dem die Zeitumstellung für
überflüssig erklärt und ihre Ab-
schaffung empfohlen wird. Und
Volkes Wille schon gar nicht. Laut
einer repräsentativen Umfrage
würden 80 Prozent der Deut-
schen gern auf die Zeitspielerei
verzichten. Es ist an der Zeit. Des-
halb der Appell an die Politik:
Macht Schluss mit der Umstelle-
rei! Man kann dann ja die Som-
merzeit zur Normalzeit machen.
Dann bleibt es das ganze Jahr
über eine Stunde länger hell.

JAN HEITMANN:

Es wird Zeit 

Mit der Faust im Nacken
Schon knirscht es: Weshalb »Jamaika« kommen, aber nicht lange halten dürfte

Jeder sitzt auf seine Weise in der
Klemme. Die Erwartungen ihrer
Wähler lassen Schwarz, Gelb und
Grün kaum Spielräume.

Bereits eine Woche nach Beginn
der offiziellen Koalitionsverhand-
lungen zwischen Union, FDP und
Grünen hat es vernehmlich zu
knirschen begonnen. Beim Thema
Energie und „Klima“, vor allem
aber auf dem Feld der Asyl- und
Einwanderungspolitik stehen die
Partner unter der genauen Obser-
vation ihrer Wähler. Die Verhand-
lungsführer wissen das, daher ihre
Nervosität.

Beobachter sehen insbesondere
die CSU in der Klemme. Nach
dem Desaster der Bundestagswahl
mit nur 38,8 Prozent in Bayern ste-
hen die Christsozialen mit dem
Rücken zur Wand und von rechts
massiv unter Druck. Deshalb sen-
dete München nach dem 24. Sep-

tember Signale aus, die sich be-
wusst vom „Weiter so“ der Kanzle-
rin unterscheiden sollen. Wenn die
Bayern-Union jetzt jedoch nicht
liefert, kann es für sie brandge-
fährlich werden.

Die Liberalen fühlen sich mögli-
cherweise sicherer, als sie tatsäch-
lich dastehen.
Parteichef Lind-
ners Botschaft,
endlich zu rechts-
staatlicher Asyl-
und Zuwande-
rungspolitik zu-
rückzukehren ,
verstanden viele Wähler ganz ähn-
lich wie die „Obergrenze“ der
CSU − und machten ihr Kreuz bei
der FDP, weil ihnen die AfD nicht
ganz geheuer war. 

Werden diese Anhänger ent-
täuscht, könnte sich für die
Freidemokraten ein ähnlicher Alb-
traum abzeichnen, wie sie ihn

2013 erlebten, als sie der Wähler
aus dem Parlament warf, weil die
FDP in seinen Augen ihre Wahl-
versprechen nicht umgesetzt hat.

Die Grünen haben bei den Wah-
len des Jahres 2017 die Erfahrung
gemacht, dass sie nur in jenen
Bundesländern Erfolg hatten, wo

ihr gemäßigter
Flügel  vor-
herrscht wie in
Baden-Württem-
berg und in
Schleswig-Hol-
stein. 

In Niedersach-
sen und Nordrhein-Westfalen, wo
Linke die Partei dominieren, wurde
sie abgestraft, bei der Bundes- wie
bei den jüngsten Landtagswahlen.
Für die Ökopartei ist ein Gelingen
von „Jamaika“ so wichtig, weil es
den zur Mitte gewanderten Wäh-
lern signalisiert, dass die Grünen
zu einem bürgerlichen Bündnis

imstande sind, zumal sich Rot-Rot-
Grün erledigt hat.

Die CDU erschien zunächst wie
ein grauer Block, der blind den
Anweisungen der Chefin folgt.
Nach und nach verdichten sich je-
doch einzelne Merkel-kritische
Stimmen zu einer Front innerhalb
der Partei. Die lange wie tot dalie-
gende CDU erwacht zu neuem
Leben, eingehaucht vom immer
selbstbewusster hervortretenden
konservativen Flügel.

So verhandeln alle vier Partner
mit der Faust im Nacken. Die klas-
sische Einigung gelänge in solchen
Situationen über unkonkrete Kom-
promisse, die möglichst nieman-
den allzu sehr in Bedrängnis
bringen. So dürfte es auch diesmal
kommen. Die harte Realität wird
einen solchen Kompromiss indes
schon bald zerreißen, weshalb „Ja-
maika“ kommen, aber nicht lange
halten dürfte. Hans Heckel

Endzeitstimmung bei 
Rot-Rot in Brandenburg
Verunglückte Reformpläne
belasten die Koalition 
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Erdogans langer Arm
Einflussnahme auf in Deutschland lebende Türken nimmt zu 

Unter falscher Flagge
Asylanerkennungen: Immigranten tatsächlich kaum schutzbedürftig 

Mit Sorge beobachtet die
Bundesregierung die zu-
nehmende Einflussnah-

me der türkischen Regierung auf
ihre in Deutschland lebenden
Landsleute. Die Verbindungen und
Einflüsse der Türkei „zu islami-
schen beziehungsweise auf islami-
sche Gemeinschaften in Deutsch-
land“ sei augenfällig, teilte sie auf
Anfrage der Grünen-Fraktion mit.
Insbesondere nach dem geschei-
terten Putsch in der Türkei am
16. Juli 2016 sei eine Intensivie-
rung der Versuche des türkischen
Staats festzustellen, Einfluss auf
die türkische Diaspora in Deutsch-
land auszuüben. Im Nachgang des
Putschversuches trachteten auch
offizielle Vertreter der türkischen

Generalkonsulate in Deutschland
danach, zugunsten der türkischen
Regierung Einfluss auf die Mei-
nungsbildung auszuüben. Dasselbe
gelte für Organisationen wie die

Union Europäisch-Türkischer De-
mokraten (UETD) oder die Ditib,
die „eng mit türkischen Stellen
verwoben“ seien. Beispielsweise
sei die strukturelle und personelle
Anbindung von Ditib an das Präsi-
dium für religiöse Angelegenhei-
ten der Türkei (Diyanet)
„hinlänglich bekannt“.

Kritisch sieht die Bundesregie-
rung auch, dass Ankara über seine
Botschaft und die Generalkonsu-
late die Dienstaufsicht über die aus
der Türkei entsandten und vor
allem in Ditib-Gemeinden tätigen
Imame des Diyanet ausübe. Hier-
durch ergäben sich vielfältige
Möglichkeiten für staatliche türki-
sche Stellen, „auf Gemeindemit-
glieder und mittelbar auch auf die
türkische Diaspora in Deutschland
Einfluss zu nehmen“. Der Bundes-
regierung sei zudem die Teilnahme
von Botschafts- und Konsulatsan-
gehörigen an Veranstaltungen der
Ditib, der Islamischen Gemein-
schaft Milli Görüs oder des Ver-
bandes der Islamischen Kultur-
zentren e. V. bekannt. J.H.

Wie unangebracht in den
meisten Fällen die Ver-
wendung der Bezeich-

nung „Schutzbedürftige“ für die
meisten ins Land strömenden Im-
migranten ist, zeigen die jetzt von
der Bundesregierung genannten
Zahlen zu den Asylentscheidun-
gen im ersten Halbjahr.

Demnach wurden lediglich 343
Syrer als asylberechtigt anerkannt.
22000 Syrern wurde Flüchtlings-
schutz gewährt. Als Flüchtling gilt
nach der Genfer Flüchtlingskon-
vention, wer sich „aus begründeter
Furcht vor Verfolgung von staatli-
chen oder nichtstaatlichen Akteu-
ren aufgrund von Rasse, Nationali-
tät, politischer Überzeugung, reli-
giöser Grundentscheidung oder der

Zugehörigkeit zu einer bestimmten
sozialen Gruppe außerhalb seines
Herkunftslands befindet. 40000
Syrer erhielten subsidiären Schutz.
Dieser wird bei Personen ange-

wandt, die weder Anspruch auf
Asyl noch auf Flüchtlingsschutz
haben, aber glaubhaft machen kön-
nen, dass ihnen im Herkunftsland
ein „ernsthafter Schaden“ seitens
staatlicher oder nichtstaatlicher Ak-
teure droht.

Im Sinne des Gesetzes tatsäch-
lich schutzbedürftig, weil im Her-

kunftsland realer staatlicher Ver-
folgung ausgesetzt – und damit
asylberechtigt –, ist also nur ein
verschwindend kleiner Teil der
nach Deutschland gekommenen
Syrer. Bei den anderen hat es ge-
reicht, eine möglicherweise erfun-
dene, in jedem Fall aber nicht
nachprüfbare Geschichte von einer
Bedrohung im Herkunftsland zu
erzählen, um eine Bleibeberechti-
gung zu erhalten.

Ähnlich ist die Situation bei den
Irakern und den Afghanen. Von
diesen erhielten nur 202 bezie-
hungsweise 73 Asyl, knapp 19000
beziehungsweise knapp 14000
Flüchtlingsschutz sowie 10000 be-
ziehungsweise 5000 subsidiären
Schutz. Jan Heitmann

Auch offizielle
Vertreter beteiligt

Selbst Syrer
fallen durch
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Das Wartburgfest von 1817 war
ein bis heute ausstrahlendes Pio-
nierprojekt, dessen geistige Im-
pulse in Deutschland zu mehr De-
mokratie, Rechtsstaatlichkeit und
Einheit der Nation führten. Es
stand unter dem  Wahlspruch der
Burschenschaft „Ehre, Freiheit,
Vaterland“ und wurde anlässlich
des 300. Jahrestages des Thesen-
anschlags Martin Luthers in der
Form eines studentischen Natio-
nalfestes veranstaltet. Am vorver-
gangenen Wochenende lud die
Deutsche Burschenschaft (DB) er-
neut auf die Wartburg zu einer
200-Jahrfeier ein. Der Studenten-
historiker Peter Kaupp war einer
der rund 1500 Teilnehmer. Bernd
Kallina sprach für die PAZ mit
ihm über Wesen und Bedeutung
des Wartburgfestes im Verlauf von
200 Jahren.

PAZ: „Zukunft braucht Her-
kunft“, heißt eine Redewendung
und der berühmte französische
Anthropologe Claude Lévi-
Strauss glaubte gar, „dass ein
Land ohne das Gefühl, dass seine
Wurzeln in eine ferne Vergangen-
heit zurückreichen, ohne das
konstante Gefühl dieser histori-
schen Kontinuität nicht lebensfä-
hig sei“. Stimmen Sie zu?

Peter Kaupp: Ja. Ähnlich hat es
übrigens Papst Franziskus im Juli
2015 bei seinem Besuch in Para-
guay formuliert: Ein Land, das sei-
ne Vergangenheit, seine Ge-
schichte und seine Wurzeln ver-
gisst oder sträflich vernachlässigt,
hat keine Zukunft. Derartiges Wis-
sen und die damit verbundenen
Gefühle sind für die Identität, die
Integration und die Zukunft auch
unseres Landes geradezu überle-
bensnotwendig. Sie können mit
bestimmten Personen – beispiels-
weise in der deutschen Geschich-
te mit Arminius, Barbarossa oder
Luther – oder mit bedeutenden
Ereignissen wie dem Hambacher
Fest von 1832, den Leipziger
Montagsdemonstrationen von
1989 oder den Festlichkeiten zum
3. Oktober 1990 verbunden sein.
Zweifellos gehört das Wartburg-
fest von 1817 dazu. In gewisser
Weise fungiert ein ausgeprägtes
Geschichtsbewusstsein, das frei-
heitliche und positive Merkpunk-
te unserer Vergangenheit be-
leuchtet, wie ein sicheres Funda-
ment, auf dem wir als Gesell-
schaft insgesamt stehen. Durch
diese Bodenständigkeit und Ver-
wurzelung finden wir auch leich-
ter Orientierung in Gegenwart
und Zukunft.

PAZ: Sie kommen gerade aus
Eisenach zurück. Wie war die
Stimmung bei den Teilnehmern,
welchen Eindruck möchten Sie
hervorheben?

Kaupp: Im Gegensatz zu man-
chen früheren Veranstaltungen
war es ein harmonisches und un-
gestörtes Fest, an dem auffallend
viele Burschenschafter aus Öster-
reich teilnahmen. Zwar fanden
der Festkommers und das Sympo-
sion der Gesellschaft für bur-
schenschaftliche Geschichtsfor-
schung leider nicht auf der Wart-
burg statt, sondern wir mussten in
einem eigens dafür errichteten
großen Festzelt tagen, was aku-
stisch und klimatisch nicht das
reine Vergnügen war. Dennoch
überwog ein insgesamt sehr gutes
Festklima, das eine aktuelle Ver-
gewisserung burschenschaftlicher
Gemeinsamkeiten und Ziele im
Rückblick auf 1817 vermittelte.

PAZ: Nun treten die zeitgenös-
sischen deutschen Burschen-
schaften ja sehr differenziert auf,
sie streiten und spalten sich gerne
in unterschiedliche politische
Ausrichtungen. Beim Wartburg-
fest überwog offensichtlich aber
ihr einigendes Band?

Kaupp: Richtungsstreitigkeiten
begleiteten das burschenschaftli-
che Leben seit ihrer Gründerzeit.
Auf unzähligen Burschentagen
ging es zwischen den unter-
schiedlichen Meinungslagern, das
heißt im Ringen über den richti-
gen politischen Kurs, hoch her,
was man auch positiv sehen kann.
In vielen Fragen gibt es eben kei-
ne Einheitslinie wie im Politbüro
einer KP. Im Bezug auf das Wart-
burgfest von 1817 sind sich aller-
dings alle burschenschaftlichen
Lager einig. Es war die erste ge-
samtdeutsche Studentenver-
sammlung und mit den „Grund-
sätzen und Beschlüssen“ von da-
mals wurde der Grundstein der
burschenschaftlichen Idee formu-
liert. Ausge-
richtet wurde
die 200-Jahr-
feier von der
tendenz ie l l
eher rechts-
konservativen
DB, also nicht
von den bei-
den kleineren
liberalen Ver-
bänden, der
1996 gegrün-
deten „Neuen
D e u t s c h e n
B u r s c h e n -
schaft“ (Neue
DB), der 2016
gegründeten
„Alten Deut-
schen Bur-
schenschaft“
(ADB) und
den zahlrei-
chen ver-
bandsfreien
B u r s c h e n -
schaften. Die
drei ältesten
j e n a i s c h e n
B u r s c h e n -
schaften nah-
men offiziell
an dem Fest
nicht teil. Von
den Zielen
der Urbur-
schenschaft
1815, „eine
Burschenschaft an jedem Hoch-
schulort“, war die Burschenschaft
noch nie so weit entfernt wie
2017.

PAZ: Wenn Sie einmal im gro-
ben Überblick das Wartburgfest
von 1817 historisch einordnen:
Inwiefern war es wegweisend
und warum wird das doch ähn-
lich motivierte Hambacher Fest
von 1832 in der offiziösen Ge-
schichtspolitik in der Bundesre-
publik ausführlicher gewürdigt?

Kaupp: Mit Fug und Recht kann
man dem Wartburgfest für die
deutsche Geschichte schon eine
herausragende und damit weg-
weisende Bedeutung zuschreiben.
Mit seinen „Grundsätzen und Be-
schlüssen“ wurden Grundele-
mente der Demokratie, der
Rechtsstaatlichkeit und der Ver-
fassung gelegt. Die Studenten for-
derten „bür-
gerliche Frei-
heiten“ wie
Meinungs-, Re-
de-, Presse- so-
wie Glaubens-,
Lehr- und Lernfreiheit. Hinzu ka-
men Forderungen nach einer
Überwindung der damaligen
Kleinstaaterei deutscher Fürsten-
tümer, was ein Meilenstein für die
Demokratie- und Nationalbewe-
gung in Deutschland darstellte.
Nicht zuletzt wurden vor 200 Jah-
ren dort erstmals die deutschen
Farben gezeigt – die mitgeführte
Fahne war rot-schwarz-rot, gold-
umrandet, mit einem goldenen
Eichenlaub in der Mitte –, also
die Farbensymbole der späteren
deutschen Republik. Dass das we-
nige Jahre später stattgefundene

Hambacher Fest von 1832 oftmals
etwas ausführlicher gewürdigt
wird, liegt vermutlich daran, dass
es eher eine fröhliche volksfest-
ähnliche Massenveranstaltung
mit rund 25 000 Frauen und Män-
nern war und deshalb länger im
„kollektiven Gedächtnis“ haften
blieb als das recht ernste und rein
studentische Wartburgfest mit
rund 500 Teilnehmern.

PAZ: Welche Rolle spielte beim
Treffen auf der Wartburg die Er-
innerung an die Reformation?

Kaupp: Eine ganz zentrale Rol-
le. Im Einladungsschreiben der
Jenaischen Burschenschaft vom
11. August 1817 stand die 300-
Jahrfeier der Reformation an er-

ster Stelle. Damit sollten die Feier
des Sieges der Völkerschlacht bei
Leipzig von 1813 „und die erste
freudige und freundschaftliche
Zusammenkunft deutschen Bur-
schen von den meisten vaterlän-
dischen Hochschulen“ verbunden
werden, wie es im Schreiben hieß.
Hinzu kommt, dass die Wartburg
1521/22 der Zufluchtsort von
Martin Luther war, der zentralen
Persönlichkeit der deutschen Re-
formation, der dort in nur elf Wo-
chen das Neue Testament ins
Deutsche übersetzte und es damit
auch dem einfach Volk verständ-
lich machte. Kurzum: Die Wart-
burg war die bedeutsame Stätte
der jungen Nationalbewegung
schlechthin!

PAZ: Oft wird im Zusammen-
hang mit dem Wartburgfest auf
eine dortige „Bücherverbren-

nung“ hingewiesen und als
Widerspruch zum Freiheitsgeist
der Burschenschaften in Stellung
gebracht, richtig?

Kaupp: Nein, weil es so nicht
ganz stimmt. Richtig ist, dass
außerhalb des offiziellen Pro-
gramms auf dem nahen Warten-
berg sogenannte „Bücher“ ver-
brannt wurden. Doch das waren
keine Bücher im eigentlichen
Sinn, sondern Makulaturballen,
weil gedruckte Bücher viel zu teu-
er gewesen wären. Und in diesen
Makulaturballen befanden sich
vor allem Schriften von Gegnern

des Turnwesens und der Bur-
schenschaft. Die Initiative ging
wohl von Berliner Burschenschaf-
tern aus, die sich im Umfeld von
Turnvater Jahn befanden. Nun wa-
ren derartige Bücherverbrennun-
gen damals nichts Ungewöhnli-
ches. Die Studenten konnten sich
unter anderem auf Martin Luther
berufen, der am 10. Dezember
1520 vor dem Elstertor in Witten-
berg öffentlich die päpstliche
Bann-Androhungsbulle „Exsurge
Domine“ verbrannt hatte. Dem
Autodafé zum Opfer fielen auf
dem Wartburgfest unter anderem
ein Exemplar des Code Napoléon,
des damals fortschrittlichsten
Rechtswerkes und insofern kein
Ruhmesblatt für die jugendlichen

Hitzköpfe. Wenn
dabei auch die
„Germanomanie“
des jüdischen Pu-
blizisten Saul
Ascher der „Bü-
cherverbrennung“
zum Opfer fiel,
dann wohl weni-
ger deshalb, weil
dieser Jude war –
Antisemitismus
spielte in der frü-
hen Burschen-
schaft noch keine
Rolle –, sondern
weil dieser sich
erdreistete, über
die deutschtü-
melnden Jahn-
Jünger zu spotten.
Dass dabei auch
die „Geschichte
des deutschen
Reichs“ seines er-
folgreicheren lite-
rarischen Gegners
Kotzebue ein Op-
fer der Flammen
wurde, begrüßte
Goethe mit grim-
miger Schaden-
freude und ver-
spottete diesen
mit den Versen:
„Dass Du Dein eig-
nes Volk geschol-
ten / Die Jugend
hat es Dir vergol-

ten / Aller End’ her kamen sie zu-
sammen / Dich haufenweise zu
verdammen, / St. Peter freut sich
dieser Flammen.“

PAZ: Der urburschenschaftliche
Freiheitsbegriff in Verbindung
mit den Forderungen nach Recht-
staat und Verfassung sowie nach
deutscher Einheit sei in die Ver-
fassungen von Weimar und in un-
ser Grundgesetz von 1949 einge-
flossen. In welchem Umfang trifft
dies zu?

Kaupp: Hier gibt es wichtige
Verbindungslinien. In den erst
nach dem Wartburgfest beschlos-
senen, nicht veröffentlichten,
aber schnell verbreiteten „Grund-
sätzen und Beschlüssen des Wart-
burgfestes von 1817“ finden sich
teilweise ähnliche Formulierun-
gen wieder wie in der Paulskir-
chenverfassung von 1849, in der

Weimarer Verfas-
sung von 1919 so-
wie im Grundgesetz
von 1949. Sie be-
treffen unter ande-
rem die Punkte

Gleichheit vor dem Gesetz, die
Glaubens- und Gewissensfreiheit
sowie die des Eigentums. Mit
Recht hat der Verfassungshistori-
ker Ernst Rudolf Huber die maß-
vollen, in ihrem Kern die Grund-
positionen des deutschen Libera-
lismus widerspiegelnden bur-
schenschaftlichen „Grundsätze
und Beschlüsse“ als „das erste
deutsche Parteiprogramm“ be-
zeichnet. Sie seien die erste pro-
grammatische Zusammenstellung
der Leitgedanken des liberalen
Nationalismus in Deutschland, so
Huber.

PAZ: Und auch in der Präambel
des Grundgesetzes und der darin
formulierten Staatszielsetzung
„die Einheit und Freiheit
Deutschlands zu vollenden“ spie-
gelte sich doch ein urburschen-
schaftliches Anliegen wider: die
Überwindung der Spaltung
Deutschlands in Freiheit, oder?

Kaupp: Eindeutig. Vor allem,
wenn wir uns die Zeiten der Tei-
lung Deutschlands im Kalten
Krieg vergegenwärtigen. Da galt
bis tief ins bürgerliche Lager hin-
ein die nationale Einheit zumin-
dest als „nicht opportun“. Stell-
vertretend für viele andere Ein-
heitsgegner sei hier beispielhaft
auf das Credo von Klaus Harp-
precht hingewiesen: „Ich will kei-
ne Wiedervereinigung, sie be-
droht die europäische Balance
und treibt die BRD in eine gefähr-
liche Isolierung, gefährdet den
Frieden und liegt nicht im Interes-
se der deutschen Nation.“ Dage-
gen gehörten die Burschenschaf-
ten zu den ganz wenigen Grup-
pierungen, die unbeirrbar an der
Forderung nach einer deutschen
Wiedervereinigung festhielten. In
Artikel 1 der bereits erwähnten
„Grundsätze“ von 1817 heißt es in
dem uns heute etwas ungewohn-
ten jugendlichen Pathos jener Jah-
re: „Je mehr die Deutschen durch
verschiedene Staaten getrennt
sind, desto heiliger ist die Pflicht
für jeden frommen und edlen
deutschen Mann und Jüngling,
dahin zu streben, dass die Einheit
nicht verloren gehe und das Va-
terland nicht verschwinde.“

PAZ: Kritiker sehen auch als
Folge der 68er Bewegung das
deutsche National- und Ge-
schichtsbewusstsein stark unter-
entwickelt. Michael Wolffsohn
charakterisierte einmal bei einem
Vergleich mit Israel die heutigen
deutschen Funktionseliten als
weitgehend „postnational“. Wür-
de nur der Begriff „Volk“ über-
haupt erwähnt, bekämen sie ei-
nen „Hautausschlag oder einen
Nervenzusammenbruch“. Ändert
sich da zurzeit etwas in Richtung
Normalisierung?

Kaupp: Ich hoffe das, denn die
modische Ablehnung des Begrif-
fes „Volk“ halte ich für höchst
fragwürdig, ja geradezu grotesk.
Schließlich ist schon in der Prä-
ambel des Grundgesetzes und in
zahlreichen Artikeln vom „deut-
schen Volk“ die Rede. Auch ist
hier die Eidesformel des deut-
schen Bundespräsidenten, des
Bundeskanzlers und der Bundes-
minister nach Artikel 56 und 64
des Grundgesetzes in Erinnerung
zu rufen, die da lautet: „Ich
schwöre, dass ich meine ganze
Kraft dem Wohle des deutschen
Volkes widmen, seinen Nutzen
mehren, Schaden von ihm wen-
den … werde.“ Und wie riefen un-
sere mitteldeutschen Landsleute
bei der friedlichen Revolution
1989/90: „Wir sind das Volk!“ und
später „Wir sind ein Volk!“. Auch
die Burschenschaft bekennt sich
zum deutschen Volk – allerdings
mit dem Unterschied, dass die DB
von ihren Mitgliedern die deut-
sche Abstammung, ADB und
Neue DB von ihren das Bekennt-
nis zum deutschen Volk
verlangen.

PAZ: Worin könnte ein zeitge-
mäßer Auftrag der deutschen
Burschenschaft von heute und
morgen bestehen?

Kaupp: Sich über die Pflege des
integrierten studentischen
Brauchtums hinaus und unabhän-
gig von der Parteizugehörigkeit
auf allen Ebenen an der politi-
schen Willensbildung zu beteili-
gen und gesellschaftliche Verant-
wortung zu übernehmen, kurz:
sich dem Gemeinwesen uneigen-
nützig zur Verfügung zu stellen.
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Pols ist Brähmigs
Nachfolger

Berlin – Die Gruppe der Vertriebe-
nen, Aussiedler und deutschen
Minderheiten der CDU/CSU-Frak-
tion im Bundestag hat in ihrer kon-
stituierenden Sitzung den nieder-
sächsischen Abgeordneten Eck -
hard Pols zum neuen Vorsitzenden
gewählt. Die Gruppe will dafür
Sorge tragen, „dass die Anliegen
dieser für die Unionsparteien nach
wie vor wichtigen Bevölkerungs-
gruppen“ auch im neuen Bundes-
tag vertreten werden. In den Koali-
tionsverhandlungen will sie sich
dafür einsetzen, Nachteile von
Spätaussiedlern in der Rentenver-
sicherung zu beseitigen. Außer-
dem will sie die Heimatvertriebe-
nen und Aussiedler weiter hin da-
bei unterstützen, „ihr vielfältiges
kulturelles und geistiges Erbe zu
bewahren sowie ihr Brauchtum le-
bendig zu halten“. J.H.

Symbol der Nationalbewegung
Interview mit dem Studentenhistoriker Peter Kaupp über 200 Jahre Wartburgfest der Burschenschaft

Israelis reisen
nach Deutschland
Berlin – Während noch vor eini-
gen Jahren Israelis nur mit einem
Schuldgefühl ins „Land der Tä-
ter“ reisen konnten, wird
Deutschland für sie zunehmend
attraktiver. Allein in Berlin sollen
rund 30 000 von ihnen leben. Die
deutsche Hauptstadt trägt heute
nicht mehr das alte Stigma der
Schande, sondern auch den neu-
en Stempel der jungen, intellek-
tuellen und attraktiven Stadt, die
jüdische Künstler aus aller Welt
anzieht. In Israel ist jetzt sogar
der Dokumentarfilm „Back to the
Fatherland“ (Zurück ins Vater-
land) gedreht worden, der zeigt,
warum Deutschland, wo nach
1945 nur sehr wenige Juden ver-
blieben und diese noch mit mas-
siven Vorwürfen ihrer Glaubens-
genossen rechnen mussten, heute
wieder ein attraktives Einwande-
rungsland sogar für Juden aus
dem Judenstaat selbst geworden
ist. Viele Israelis deutscher Her-
kunft legen selbst nach Jahrzehn-
ten im Land immer noch Wert auf
deutsche Tugenden. Als sie in
den 1930er Jahren ins britische
Mandatsgebiet Palästina kamen,
herrschte dort ein im Vergleich
zu Europa viel niedrigeres Le-
bensniveau, von einer israeli-
schen Kultur oder Gesellschaft
konnte damals noch kaum ge-
sprochen werden. Viele haben
schlecht Hebräisch gelernt, weil
sie auch in Israel an der Sprache
und Kultur ihrer alten Heimat
hingen. Viele Jeckes, wie deut-
sche Juden in Israel genannt wer-
den, haben deutsche Gewohnhei-
ten nie abgelegt. Aber auch viele
Israelis, die nicht deutscher Her-
kunft sind, zieht es mittlerweile
nach Deutschland. In Israel hat
sich bereits eine regelrechte
Dienstleistungsindustrie zur Aus-
wanderung nach Deutschland ge-
bildet, die bei der Vorbereitung
der Auswanderung hilft und be-
rät. Der Boom ist so groß gewor-
den, dass in Israel Gegenwerbung
gegen Deutschland gemacht wird.
Dabei stehen vor allem aus der
ehemaligen Sowjetunion stam-
mende Juden, die nach 1990 als
Kontingentflüchtlinge über
Deutschland nach Israel gekom-
men sind, als Zeugen bereit, um
Deutschland schlechtzureden.
Während immer noch enttäusch-
te ehemalige jüdische Konting-
entflüchtlinge Deutschland ver-
lassen, treffen sie in Israel auf vie-
le umgekehrt Reisewillige. Haupt-
gründe für die Anziehungskraft
Deutschlands ist nicht nur das
teure Leben in Israel, das ja auch
ein Zeichen wirtschaftlicher Stär-
ke ist, sondern auch die unsiche-
re politische und militärische La-
ge in der Region. B.B.

MELDUNGEN
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Kulturwissenschaftler und Studentenhistoriker: Peter Kaupp

Deutsche Burschenschafter hielten
an der Wiedervereinigungsidee fest
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300 Millionen
für den Sport

Berlin – Der Regierungsentwurf
für den Haushalt 2018 sieht insge-
samt Ausgaben in Höhe von
310,16 Millionen Euro für den
Sport vor, die sich auf verschiede-
ne Ressorts verteilen. 193,71
Millionen Euro davon sind im
Etat des Bundesministeriums des
Innern eingestellt, 84,78 Millio-
nen Euro im Etat des Bundesver-
teidigungsministeriums. Im Ver-
gleich zum Etatansatz für 2017
wäre das eine Steigerung der Ge-
samtfördermittel um 18,7 Millio-
nen Euro. Die Sportverbände
können im kommenden Jahr mit
staatlichen Zuschüssen in Höhe
von 66,26 Millionen Euro rech-
nen. Davon sind 63,78 Millionen
Euro für olympische Sportarten
und 2,48 Millionen Euro für den
nichtolympischen Sport einge-
plant. J.H.

Regierungskoalitionen sind
Zweck bündnisse von Parteien, die
zuvor im Wahlkampf noch gegen-
einander angetreten waren und
sich dabei verbal oftmals nichts
geschenkt haben. Die Zusammen-
arbeit im Regierungsbündnis
funktioniert jedoch nur, wenn alle
Beteiligten kompromissfähig sind
und sich zurücknehmen. Eine Be-
trachtung auch auf der Grundlage
eigener Koalitionserfahrung.

Wenn nichts zurzeit Unvorher-
gesehenes geschieht – allenfalls
theoretisch denkbar: Neuwahl
oder Bildung einer Minderheits-
regierung –, wird es zu einer Koa-
litionsregierung im Bund kom-
men. Historisch gesehen ist dies
kein deutscher Sonderweg. Im
Gegenteil: Schon die Weimarer
Republik war eine Koalitionsre-
publik; denn bis zum Beginn der
sogenannten Präsidialkabinette
unter von Franz von Papen und
Kurt von Schleicher wurden alle
damaligen Reichsregierungen von
Koalitionen getragen. Das Bild der
Bundesrepublik Deutschland ist
kein anderes: Seit der ersten
Bundestagswahl im Jahre 1949
sind sämtliche bisherigen
Bundesregierungen Koalitionsre-
gierungen gewesen, dies sogar in
den beiden Legislaturperioden
1953 bis 1957 und 1957 bis 1961,
in denen die CDU/CSU die abso-
lute Mehrheit der Bundestags-
mandate errungen hatte. Die da-
malige Einbindung der Deutschen
Partei (DP) in die dritte Bundesre-
gierung war ein geschickter
Schachzug des Kanzlers Konrad
Adenauer: In der Umarmung mit
der CDU/CSU ging der DP die
Luft aus – sie verschwand bald
darauf von der politischen Bild-
fläche. „If you can’t beat them –
join them“ war die Strategie, mit
der später auch Ole von Beust in
Hamburg der Schill-Partei nach
wenigen Jahren Regierungsbetei-
ligung den Garaus machte.

Eine Koalition ist allerdings nie
eine Liebesheirat, sondern – in
der üblichen Bezeichnung – ein
Zweckbündnis auf Zeit, freund-
licher ausgedrückt: eine politi-

sche Partnerschaft mit dem Ziel
gemeinsamen Regierens. Partner
der Koalition sind regelmäßig
mehrere politische Parteien – ei-
ne interessante Besonderheit war
die nach dem Frieden von Brest-
Litowsk auf der Krim im Juni 1918
aus verschiedenen Nationalitäten
(Krimtataren, Russen, Deutsche
und ein Armenier) gebildete Koa-
litionsregierung. Die üblichen
heutigen Koalitionsverträge zwi-
schen politischen Parteien gehen
von einer vertrauensvollen Zu-
sammenarbeit der
Vertragspartner aus.
Zu einem funktionie-
renden Regierungs-
bündnis gehört des-
halb – Knigge lässt
grüßen – eine gewisse
Kultur im Umgang
miteinander. Auch in
einer Koalition ist al-
so, wie in anderen ge-
sellschaftlichen Berei-
chen, das gefragt, was
heute „soziale Kom-
petenz“ genannt wird:
Ohne ein Minimum
an Teamgeist läuft die
Koal i t ionskutsche
nicht.

Das Innenleben der
Koalition, das soge-
nannte Koalitionskli-
ma, und ihr äußeres
Erscheinungsbild soll-
ten deshalb trotz im
Einzelnen bestehen-
der Meinungsverschiedenheiten
nicht durch persönliche Beleidi-
gungen gestört werden, zumal da-
mit Politikerverdrossenheit ver-
stärkt wird. Auch Politiker sollten
sich an die Volksweisheit erin-
nern: „Ein einmal gesprochenes
Wort holen zehn Pferde nicht zu-
rück.“ Die Schlussphase der Gro-
ßen Koalition war nicht frei von
schrillen Tönen. Zur Erinnerung:
Martin Schulz – in der treffenden
Formulierung der PAZ „der Rohr-
krepierer“ – warf der Kanzlerin
vor, ihr politischer Stil der „asym-
metrischen Mobilisierung“ kom-
me einem „Anschlag auf die De-
mokratie“ gleich – später gab
Schulz zu, dies sei eine „zuge-

spitzte“ Formulierung gewesen,
die er „in dieser Schärfe nicht
noch einmal sagen würde“ –;
Merkel habe „die Angewohnheit,
Problemen auszuweichen“; in der
Flüchtlingsfrage verhalte sie sich
„zynisch“. Mit dieser Wadenbei-
ßerei stand der sich selbst als
„Streetfighter“ bezeichnende
Kanzlerkandidat nicht allein in
seiner Partei.

Über den stellvertretenden
Bundesvorsitzenden der SPD,
Ralf Stegner, wurde berichtet, er

lasse keine Gelegenheit aus, den
Koalitionspartner zu attackieren.
Hubertus Heil, der damalige Ge-
neralsekretär der SPD, bemühte
sogar die altrömische Kaiser-Ge-
schichte, als er in Bezug auf
Bundesverkehrsminister Alexan-
der Dobrindt (CSU) von der
„schlechtesten Personalwahl“
sprach „seit Caligula sein Pferd
zum Senator ernannt hat“. Die
Ministerpräsidentin von Meck -
lenburg-Vorpommern, Manuela
Schwesig, bis vor Kurzem als
Bundesfamilienministerin immer-
hin Kabinettskollegin von Angela
Merkel, bezeichnete diese als
„eiskalte Machtpolitikerin“ und
fand es gut, „dass auch Frau Mer-

kel von ihrem roten Teppich run-
ter und auf die Straße muss“. Die
damalige Kabinettskollegin und
Bundesarbeitsministerin Andrea
Nahles (SPD) warf in der Haus-
haltsdebatte im Bundestag der
Kanzlerin vor, es sei „unverfro-
ren“, wenn diese besondere An-
strengungen zur Bekämpfung der
Langzeitarbeitslosigkeit verspre-
che. Der als Vizekanzler amtie-
rende Außenminister Sigmar Ga-
briel warf der Kanzlerin nach
dem G20-Gipfel vor, die CDU auf

einen „Gipfel der Verlogenheit“
zu führen.

Wie reagierte Merkel auf die At-
tacken des Koalitionspartners?
Vermutlich war es – neben ihrer
langjährigen Regierungserfahrung
– einer der Gründe für ihren Vor-
sprung vor Schulz, dass sie per-
sönliche Angriffe auf sich ablau-
fen ließ wie Wasser von der Ente.
Der Wähler wusste es zu schät-
zen, dass sie sich nicht auf dassel-
be Niveau wie ihr Herausforderer
und andere ihrer Kritiker einließ.
Auf der sommerlichen Bundes-
pressekonferenz erinnerte Merkel
cool daran, sich gegenseitig zu be-
schimpfen sei nicht ihre Form des
Wahlkampfes. So kommentierte

die „Frankfurter Allgemeine Zei-
tung“ diese Gelassenheit „unge-
spielter Ruhe“ und einer „Politik
ohne Zirkus“: „Auch von Angela
Merkel wird seit Jahren erwartet,
dass sie im Wahlkampf Messer-
wurf auf ihre Gegner veranstaltet.
Allein, sie kann es nicht, sie will
es nicht, es ist nicht ihre Art. Also
lässt sie es.“

Im Jahre 1987 hatte ich das
zweifelhafte Vergnügen, als dama-
liger Verhandlungsführer der
Hamburger FDP die Koalitions-
verhandlungen mit der SPD zur
Bildung der Landesregierung zu
führen. Die Koalitionsverhand-
lungen dauerten vom April bis
September jenes Jahres – es wa-
ren die bisher längsten Koali-
tionsverhandlungen in der Ge-
schichte der Bundesrepublik. Hät-
te ich heute noch einmal solche
Verhandlungen zu führen, würde
ich eine solche quälende Zeitdau-
er zu vermeiden suchen.

Der Wähler, der pünktlich und
termingemäß seinen Stimmzettel
abzugeben hat, kann erwarten,
dass seine Stimmabgabe nicht in
einer unbefristeten Hängepartie
schmort. Je länger Koalitionsver-
handlungen dauern, umso weiter
entfernen die daran beteiligten
politischen Parteien sich von ih-
ren Wählern. Gewiss ist die Maxi-
me „Gründlichkeit geht vor
Schnelligkeit“ koalitionsgerecht
und allgemein richtig. Aber
irgendwann denkt der Wähler mit
Goethe im „Faust“: „Der Worte
sind genug gewechselt, Laßt mich
auch endlich Taten sehn.“ Es gilt:
Wer nicht kompromissfähig ist, ist
nicht koalitionsfähig. Und was
soll man von einer geschäftsfüh-
renden Bundesregierung halten,
in der ein Teil des Kabinetts der
Opposition im Bundestag ange-
hört? Ingo von Münch

Der Autor ist Senator a.D. und
Verfasser der Abhandlung „An-
merkungen zur Koalitionsdemo-
kratie und ein Plädoyer für die
Beendigung des Lagerdenkens“,
in: Zeitschrift für Parlamentsfra-
gen. 46. Jahrgang, 2015, Heft 4,
Seite 874 ff.

Knigge für Koalitionen
Zum Umgang miteinander in Regierungsbündnissen

Rückschlag
für Gauweiler

Karlsruhe – Der ehemalige
Bundestagsabgeordnete Peter
Gauweiler (CSU) und seine Mit-
streiter sind mit ihren Eilanträ-
gen gegen das Anleihenkaufpro-
gramm der Europäischen Zen-
tralbank (EZB) gescheitert. Was
die meisten Medien in ihrer Be-
richterstattung darüber ver-
schweigen: Das Bundesverfas-
sungsgericht hat lediglich die Eil-
bedürftigkeit verneint, jedoch
noch kein Urteil in der Sache ge-
fällt. Mit ihren Anträgen auf Er-
lass einer einstweiligen Anord-
nung wollten die Beschwerde-
führer erreichen, dass der Deut-
schen Bundesbank der weitere
Ankauf von Staatsanleihen im
Rahmen des Anleihenkaufpro-
gramms der EZB untersagt wird.
Darüber müssen die Verfassungs-
richter nun im Hauptsachever-
fahren entscheiden, „in dem eine
stattgebende Entscheidung
durchaus möglich“ ist, wie es in
dem Beschluss ausdrück  lich
heißt. J.H.
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Der Paragraf 130 des Strafgesetzbu-
ches (StGB) ist ein Erbe des Kaiser-
reiches, aber zum Instrument, mit
dem sich insbesondere Stimmen
aus dem rechten politischen Spek-
trum bequem mundtot machen las-
sen, machte ihn erst die Bundesre-
publik. Die Staatssicherheit der
DDR leistete dabei als Agent Provo-
cateur wesentliche Hilfestellung.

Der Straftatbestand der soge-
nannten Volksverhetzung kann auf
eine lange Tradition zurückblik-
ken. Als das Strafgesetzbuch nach
der Reichsgründung 1871 geschaf-
fen wurde, sollte mit dieser Norm
ursprünglich verhindert werden,
dass sich die sozialen Gegensätze
in dem noch jungen Staat gewalttä-
tig entluden. Strafbar war zunächst
nur, das sogenannte Anreizen zur
Gewalt gegen andere soziale Klas-
sen. Aus diesem Grund war die in
Paragraf 130 Strafgesetzbuch
(StGB) geregelte Vorschrift auch
nicht unter dem rechtlichen Termi-
nus Volksverhetzung, sondern un-
ter dem etwas sperrigen Begriff des
Anreizens zum Klassenkampf be-
kannt. Trotz verschiedener Re-
formbestrebungen blieb diese Vor-
schrift über lange Zeit unangeta-
stet. 

Dies änderte sich erst, als in der
Weihnachtsnacht 1959 die neu ein-
geweihte Kölner Synagoge von

zwei Anhängern der Deutschen
Reichspartei mit antisemitischen
Parolen beschmiert wurde. In den
Folgemonaten brach eine Welle
von ähnlich gelagerten Taten über
die Bundesrepublik herein. Die
amtierende Regierung Adenauer
geriet unter erheblichen Druck
und musste sich für die steigende
Zahl neonazistischer Straftaten
gegenüber der
internationalen
Ö f fe n t l i ch ke i t
rechtfertigen. 

Zwar ist das ge-
naue Ausmaß un-
ter Historikern bis
heute strittig, je-
doch gilt es mittlerweile als gesi-
chert, dass die Staatssicherheit der
DDR die antisemitische Kampagne
durch V-Leute im extremistischen
Milieu zumindest massiv befeuert
hat. Der Historiker Michael Wolff-
sohn kommt in seinem Buch „Die
Deutschland-Akte“ gar zu der Ein-
schätzung: „Die Pinsel der
Schmierfinken wurden von Stasi,
KGB und anderen kommunisti-
schen Geheimdiensten gelenkt.“ 

Erklärbar wird dies durch die
seinerzeitigen politischen Rah-
menbedingungen. Noch im Januar
1959 hatte die Sowjetunion erfolg-
los Vorschläge für einen Friedens-
vertrag mit Deutschland und Pläne
für eine Herauslösung der beiden

deutschen Staaten aus ihren jewei-
ligen Militärbündnissen unterbrei-
tet. Die Initiativen wurden von den
Westalliierten und der Bundesre-
gierung zurückgewiesen. Auch hat-
te sich die SPD im November in ih-
rem Godesberger Programm zur
Westbindung und zu einer Abkehr
vom Marxismus bekannt. Die von
der SED bis in die späten 50er Jah-

re verfolgte Politik
einer raschen
Wiedervereini-
gung unter sozia-
listischen Vorzei-
chen war damit
ebenso endgültig
gescheitert wie

die Bemühungen der Sowjets, ei-
nen neutralen deutschen Staaten-
bund als Puffer zwischen War-
schauer Pakt und Nordatlantikpakt
in Zentraleuropa zu schaffen. Zu-
dem stand die DDR durch die
Flucht von zahlreichen Fachkräf-
ten in Richtung Westen vor erheb-
lichen wirtschaftlichen Problemen. 

Vor diesem Hintergrund unter-
nahm die SED-Führung einen breit
angelegten Vorstoß, die Bundesre-
publik international zu diskreditie-
ren. Im Zentrum der Vorwürfe
stand dabei die Behauptung, dass
es eine ungebrochene politische
und personelle Kontinuität zwi-
schen dem westdeutschen Teilstaat
und dem Dritten Reich gäbe.

Scheinbar antisemitisch motivierte
Straftaten sollten den Behauptun-
gen aus Ost-Berlin die notwendige
Glaubwürdigkeit verleihen. 

Später kamen gezielte Kampag-
nen gegen westdeutsche Politiker
wie den Vertriebenenminister
Theodor Oberländer oder Kanz-
leramtschef Hans Globke hinzu.
Beide wurden in einem Schaupro-
zess vor einem Ost-Berliner Ge-
richt in Abwesenheit wegen Ver-
strickungen in den nationalsoziali-
stischen Staat zu einer lebenslan-
gen Zuchthausstrafe verurteilt. 

Der so erzeugte politische
Druck blieb in der Bundesrepu-
blik nicht folgenlos. Unter ande-
rem führte er zu einer grundle-
genden Neufassung des Paragra-
fen 130 StGB. Strafbar war nun
nicht mehr nur das Anreizen zur
Gewalt, sondern bereits das bloße
Anstacheln zum Hass. Auch wur-
de der Klassenbezug gestrichen.
Mit der novellierten Norm sollte
nicht mehr die Eskalation sozialer
Gegensätze verhindert werden,
sondern der Zweck der Vorschrift
änderte sich vielmehr in Richtung
des Schutzes religiöser und ethni-
scher Minderheiten. Vor allem
wurde so ein Instrument geschaf-
fen, mit dem sich insbesondere
Stimmen aus dem rechten politi-
schen Spektrum bequem mundtot
machen ließen. Dirk Pelster

Mit dem in Paragraf 130
StGB geregelten Straftat-
bestand der Volksverhet-

zung werden im Wesentlichen zwei
Ziele verfolgt. Zum einen ist es ver-
boten, gegen Personen zu Gewalt
oder auch nur zum Hass aufzusta-
cheln, weil diese einer bestimmten
religiösen oder ethnischen Gruppe
angehören. Die einzige Einschrän-
kung dabei ist, dass eine solche Tat
geeignet sein muss, den öffent-
lichen Frieden zu stören. Wer sich
also lediglich in einem Privatge-
spräch entsprechend äußert, macht
sich daher regelmäßig noch nicht
strafbar. 

Entscheidend ist die Person des
Täters. Während CSU-Granden wie
Edmund Stoiber und Horst Seeho-
fer ganz selbstverständlich vor der
„durchrassten Gesellschaft“ war-
nen oder „bis zur letzten Patrone“
den Kampf gegen die Massenzu-
wanderung von Ausländern ankün-

digen dürfen, schlägt die Justiz bei
vergleichbaren Tönen von Politi-
kern rechter Parteien meist uner-
bittlich zu. 

Eine weitere Fallgestaltung, die
Paragraf 130 StGB unter Strafe
stellt, ist das Leugnen von Hand-
lungen des nationalsozialistischen

Regimes, die als Völkermord im
Rechtssinne zu verstehen sind. Be-
gegnet werden soll so den immer
wieder aufkommenden Stimmen,
die einen industriell organisierten
Massenmord durch das Dritte
Reich bestreiten. Problematisch ist
dabei, dass hier mittels des Straf-
rechts ein fundamentaler Grund-

satz der modernen Wissenschaft
eingeschränkt wird, nach der jede
bestehende Annahme oder Theorie
beim Aufkommen neuer Erkennt-
nisse revidiert werden können
muss. Ebenso heikel ist, dass das
Tatbestandsmerkmal des Leugnens
ein absichtliches Abstreiten wider
besseres Wissen voraussetzt. Tat-
sächlich dürften die meisten soge-
nannten Geschichtsrevisionisten
jedoch davon überzeugt sein, dass
sich die Ereignisse während des
Zweiten Weltkrieges anders zuge-
tragen haben. 

Der Straftatbestand der Volksver-
hetzung ist für die Vertreter des po-
litischen Establishments daher
heute eine gern genutzte Möglich-
keit, der für eine demokratische
Gesellschaft lebensnotwendigen
Diskussion aus dem Wege zu gehen
und den Meinungskampf stattdes-
sen lieber von einem Staatsanwalt
für sich austragen zu lassen. D.P.

Zeitzeugen

Der Begriff des Volkes spielt in
den Deklamationen und Dis -

kursen bundesdeutscher Politi-
ker der letzten Jahre kaum mehr
eine Rolle. Es scheint, als habe er
sich einzig im Zusammenhang
mit dessen möglicher „Verhet-
zung“ durch missliebige Opposi-
tionelle überhaupt im Vokabular
des politischen und medialen
Establishments halten können. 

Der aus beiden Wörtern zu-
sammengesetzte Begriff der
Volksverhetzung hingegen feiert
bereits seit geraumer Zeit eine
Hochkonjunktur in öffentlichen
Debatten. Er dient dazu, die Geg-
ner des vorherrschenden Main-
streams zu stigmatisieren und sie
– schlimmstenfalls – der Bestra-
fung durch ein Gericht zu über-
antworten. Auf alle Fälle aber
soll mit seiner exzessiven Ver-
wendung vermieden werden,
dass man sich mit den Argumen-
ten politischer Dissidenten aus-
einandersetzen muss. 

Angeblich soll mit dem Straf-
tatbestand zudem verhindert
werden, dass zum Hass gegen
Menschen wegen ihrer Zugehö-
rigkeit zu einer bestimmten eth-

nischen oder religiösen Gruppe
aufgestachelt wird. Doch gilt die-
ser Schutz bezeichnenderweise
nicht für Deutsche. Noch zu Be-
ginn dieses Jahres hat die Staats-
anwaltschaft Hamburg ein Er-
mittlungsverfahren wegen Volks-
verhetzung gegen Malik Karabu-
lut, ein ehemaliges Vorstandsmit-
glied des türkischen Elternbun-
des und aktiver Politiker der
Grünen, eingestellt. Dieser hatte
die Deutschen öffentlich als „Kö-
terrasse“ bezeichnet. Als Grund
für die Entscheidung gab die Be-
hörde an, dass eine Gruppe nur
dann durch das Strafrecht ge-
schützt werde, wenn sie sich
durch ein festes Unterschei-
dungsmerkmal als äußerlich er-
kennbare Einheit gegenüber der
Bevölkerungsmehrheit heraushe-
ben würde. Bei deutschen Staats-
bürgern sei dies grundsätzlich
nicht der Fall, da diese eben die
Mehrheit der Bevölkerung stel-
len würden. Mit dieser befremd-
lichen Ansicht steht die Hambur-
ger Staatsanwaltschaft nicht al-
lein dar, sie ist gängige Rechts-
auffassung an deutschen Gerich-
ten. D.P.

Akif Pirinçci – Der ehemalige Ro-
manautor gilt heute als Enfant terri-
ble in den Debatten um Gender-
Mainstreaming und Massenein-
wanderung. Fast immer überschrei-
tet er dabei die Grenzen des guten
Geschmacks und in letzter Zeit
auch häufiger die eines restriktiver
werdenden Strafrechts. Wegen der
Rede auf einer Pegida-Kundgebung
sowie einer satirischen Abhand-
lung über die Kölner Silvesternacht
wurde er zweimal wegen Volksver-
hetzung verurteilt.

Jens Maier – Der Richter und frisch
gewählte Bundestagsabgeordnete
der AfD wandte sich im Januar die-
ses Jahres in einer öffentlichen Re-
de gegen den „Schuldkult“ und die
„Herstellung von Mischvölkern“.
Mehrere Anzeigen gingen gegen
den Juristen ein. Das Verfahren
wegen Volksverhetzung wurde ein-
gestellt. Allerdings erhielt Maier
wegen seiner Äußerungen einen
Verweis durch seinen Dienstherrn.

Horst Mahler – Das ehemalige
RAF- und spätere NPD-Mitglied gilt
wohl als prominentester politischer
Strafgefangener. Er befindet sich
ausschließlich wegen reiner Mei-
nungsdelikte in Haft. Seit 2009 ver-
büßt er eine zwölfjährige Freiheits-
strafe. Aufgrund der schlechten
ärztlichen Versorgung während sei-
ner Haftzeit musste ihm ein Unter-
schenkel amputiert werden. Einen
krankheitsbedingten Freigang nutz-
te er zur Flucht, die allerdings
scheiterte. 

Ursula Haverbeck – Die 1928 gebo-
rene Revisionistin bestreitet ebenso
hartnäckig wie öffentlichkeitswirk-
sam einen staatlich organisierten
Massenmord an den europäischen
Juden durch die Nationalsozialisten
während des Zweiten Weltkrieges.
Ihre Verurteilungen wegen Volks-
verhetzung bewegen sich bereits im
zweistelligen Bereich. Zuletzt wur-
de im August eine zweijährige Frei-
heitsstrafe durch das Landgericht
Verden gegen sie verhängt.

Heiko Maas – Der noch amtierende
Justizminister wird von Kritikern
als größte Gefahr für die Meinungs-
freiheit in Deutschland eingestuft.
Neben dem bereits bestehenden
Straftatbestand der Volksverhet-
zung beabsichtigt er, weitere Delik-
te von sogenannter Hasskrimina-
lität zu schaffen. Aufgrund der ak-
tuellen Koalitionsverhandlungen
gilt seine politische Zukunft jedoch
als ungewiss.

Alternative zur Diskussion
Willkürlicher Missbrauch des Paragrafen für den Meinungskampf

Ein Geschenk aus Ost-Berlin
Wie der Paragraf 130 StGB zum Instrument wurde, Gegner mundtot zu machen
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Mittel gegen
missliebige 

Oppositionelle

Die Stasi betätigte
sich als 

Agent Provocateur

1959 gaben antisemitische Schmierereien an der Kölner Synagoge einen Anlass zur Änderung des Paragrafen 130 StGB

Die Gleichheit 
vor dem Gesetz 
gilt hier nicht

Die Deutschen 
werden diskriminiert
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Berlins Abstieg
Von VERA LENGSFELD

Linke … und die Stadt gehört Euch! Die-
ser Wahlkampfslogan wird in Berlin
jeden Tag mehr zur Realität. Die Haupt-

stadt gehört den arabischen Clans, die jenseits
der Gesetze und ungestört von der Polizei
ihren Geschäften nachgehen. Der Alexander-
platz und die S-Bahnsteige im Zentrum gehö-
ren den Taschendieben, die mittlerweile eine
bunte Truppe aus aller Welt sind. Der Tiergar-
ten gehört aggressiven Obdachlosen aus den
Balkanländern, die Spaziergänger grob belä-
stigen und sich um Ordnungshüter, die sie zur
Räson bringen wollen, nicht scheren. 

Die Lage ist mittlerweile so angespannt,
dass selbst der grüne Bezirksbürgermeister
von Mitte, Stephan von Dassel, dafür plädiert,
Wohnungslose aus Mittel- und Osteuropa
notfalls abzuschieben, und zwar die
„besonders aggressiven“. Natürlich wurde der
Mann umgehend aus seiner Partei gerügt, er
rede „respektlos“ über Obdachlose. Die
Mordopfer im Tiergarten spielen in der
grünen Weltsicht keine Rolle, es sei denn als
Störfaktor, denn sie liefern den „Rechten“
Argumente. Den Drogendealern gehört der
Görlitzer Park, die Jungfernheide und die
U-Bahnlinie 6. Dort kann man ihren auf-
dringlichen Angeboten nicht entrinnen.

Die Politik gehört den Transgender-Men-
schen. Der rot-rot-grüne Berliner Senat be-
schäftigt sich nämlich nicht mit den brennen-
den Problemen seiner Stadt, sondern damit,
wie sehr Transgender-Menschen Berlin als
Weltstadt bereichern. Deshalb hat die Koali-
tion aus SPD, Grünen und Linken verspro-
chen, die Haushaltsmittel für die Initiative
„Berlin tritt ein für Selbstbestimmung und
Akzeptanz sexueller und geschlechtlicher
Vielfalt“ bis zum Ende der Legislaturperiode
zu verdoppeln.

Auch die Drogendealer gehen nicht leer
aus. Zwar werden sie noch nicht vom Senat
subventioniert, aber sie bekommen eine eige-
ne Ausstellung zu ihren Ehren im Heimatmu-
seum Kreuzberg. Man wolle sich dem Thema
„Drogendealer“ aus einer anderen Perspekti-
ve nähern, Entworfen wurde die Ausstellung
von dem Konzeptkünstler Scott Holmquist.
Schwarze Menschen seien zum Sinnbild der
Drogenverkäufer im öffentlichen Raum ge-
worden, so der Initiator. Es gehe um postko-
loniale Reaktionsmuster, der Dealer sei dabei
die Projektionsfläche für kollektiven Hass auf
Drogenverkäufer, Hass auf schwarze Men-
schen und die ewigen Widersprüche der
Drogenpolitik. Indirekt verteidigen die Aus-
stellungsmacher die Dealer: „Vor dem Hinter-
grund dieser vielfältigen Widerstände arbei-
ten Drogenverkäufer unerschrocken und
tapfer im öffentlichen Raum“, heißt es in der
Ankündigung. Dabei werde die Nachfrage
erst durch die Konsumenten geschaffen.“

Wo bleibt der tapfere und unerschrockene
Widerstand gegen diese geistige Verwahrlo-
sung?

Der Rücktritt von Stanislaw Tillich
(CDU) vom Amt des sächsischen Mini-
sterpräsidenten glich einem politi-
schen Paukenschlag. Im benachbarten
Brandenburg braut sich dagegen eine
politische Krise im Zeitlupentempo zu-
sammen.

Die in Potsdam amtierende rot-rote
Landesregierung hat mit der Kreisre-
form in dieser Legislaturperiode nur
ein einziges großes Reformprojekt in
Angriff genommen. Doch zwei Jahre
vor der nächsten Landtagswahl zeich-
net sich bei dem Vorhaben ein umfas-
sendes Debakel ab. 

Laut einem Bericht der „Märkischen
Oderzeitung“ soll Ministerpräsident
Dietmar Woidke (SPD) während einer
Klausurtagung der Fraktion mit Rück -
tritt und Neuwahlen gedroht haben,
wenn seine Landtagsfraktion nicht für
die Kreisgebietsreform stimmt. Ein Re-
gierungssprecher dementierte eine
Rücktrittsdrohung und erklärte, Woid-
ke habe nur die Konsequenzen aufge-
zeigt, falls die Regierungsparteien kei-
ne eigene Mehrheit hätten. 

Tatsächlich verfügt die rot-rote Koa-
lition im Landtag nur über eine schwa-
che Mehrheit. Die Fraktionen von SPD
und Linke haben zusammen 47 Sitze,
die Opposition stellt 41 Abgeordnete.
Zudem ist die Kreisreform nicht nur
im Land stark umstritten, sondern
auch in den Reihen der beiden Regie-
rungsparteien. So sollen bei einer Pro-
beabstimmung drei SPD-Abgeordnete

angekündigt haben, sich enthalten zu
wollen. Bei der Linkspartei könnte
möglicherweise auch ein Abgeordne-
ter seine Zustimmung verweigern,
wenn Mitte November im Landtag
über die Kreisreform abgestimmt wird. 

Wie umstritten das Projekt ist, wur-
de vor Kurzem bei einer Anhörung im
Innenausschuss des Landtags deutlich.
Kritiker haben die Sitzung und den
Umgang mit den geladenen Kommu-
nalpolitikern sogar
als parlamentari-
schen Tiefpunkt und
als weiteres Kapitel
des Missmanage-
ments bei der Bran-
denburger Kreisre-
form gegeißelt. 

In einer fast 18-stündigen Marathon-
sitzung, die an einem Donnerstagvor-
mittag um 9 Uhr begann und bis im
frühen Morgen des Freitag dauerte, lie-
ßen die angereisten Landräte und Bür-
germeister kaum ein gutes Haar an
den Kreisplänen. 

Als die Anhörung am Freitagvormit-
tag fortgesetzt wurde, legten Wissen-
schaftler und Gewerkschaftsvertreter
mit Kritik an den geplanten Großkrei-
sen nach. Die Pläne der Landesregie-
rung sehen die Zusammenlegung der
sechs bestehenden Landkreise zu drei
Großkreisen vor. Die Städte Cottbus,
Frankfurt (Oder) und Brandenburg sol-
len ihre Kreisfreiheit verlieren und mit
angrenzenden Kreisen zusammenge-
legt werden. 

Zu den scharfen Gegnern des Pro-
jekts gehören auch die beiden kommu-
nalen Spitzenverbände Brandenburgs.
Wolfgang Blasig (SPD), der Vorsitzende
des Landkreistags, spricht von einer
„Neugliederung ohne Not“ und warnt
vor Kosten und negativen Folgen. Jann
Jakobs (SPD), der Präsident des Städte-
und Gemeindebundes in Brandenburg
und Oberbürgermeister von Potsdam,
bezeichnet die Kreisreform sogar als

„Irrweg“. 
Beide Kommunal-

vertreter unterstüt-
zen allerdings eine
Verwaltungsmoder-
nisierung. Als Kom-
p ro m i s svo rs ch l a g
schlug Blasig vor, die

Gebietsreform abzusagen und dafür
die Zusammenarbeit über die Kreis-
grenzen besser zu organisieren. Pots-
dams Oberbürgermeister lieferte zu-
dem einen weiteren interessanten
Anstoß: Statt um die Kreisreform sol-
le sich Bandenburg besser um eine
Strategie kümmern, um vom Berliner
Bevölkerungswachstum und vom
Wohnungsmangel in der Metropole
zu profitieren. 

„Wir müssen als Land Brandenburg
von den Berliner Problemen profitie-
ren“, so Jacobs. Der SPD-Politiker
sieht eine wichtige Begründung der
Kreisreform, nämlich die negativen
Bevölkerungsprognosen, von der rea-
len Entwicklung überholt. Auch Bla-
sig weist auf eine positive demografi-

sche Entwicklung in Teilen Branden-
burgs hin: „Überall dort, wo man Ber-
lin innerhalb einer Stunde mit dem
Zug erreichen kann, gibt es verstärk-
ten Zuzug.“ Bislang zeigen sich aller-
dings keine Anzeichen für ein
generelles Umdenken der Landesre-
gierung. Die Berichte über die SPD-
Fraktionsklausur sprechen eher für
den Versuch, das zentrale politische
Projekt von Rot-Rot gegen alle Wider-
stände und Bedenken durchzupeit-
schen.

Insbesondere die SPD geht damit
ein hohes politisches Risiko ein. Die
nächsten Landtagswahlen sind regulär
für den Herbst 2019 angesetzt. Bringt
die Koalition Mitte November die
Kreisreform durch den Landtag, dann
fällt die Umsetzung in die Spätphase
der Legislaturperiode. SPD und Links-
partei droht dann, dass sich der Un-
mut der Brandenburger direkt in den
Wahlurnen niederschlägt. 

Schon jetzt liefert der Versuch einer
Gebietsneuregelung CDU, FDP und
AfD willkommene Argumente gegen
Rot-Rot. Bereits bei der Bundestags-
wahl vor vier Jahren fuhr die Bran-
denburger SPD mit 23,1 Prozent ein
rekordverdächtig schlechtes Ergebnis
ein. In diesem Jahr ging es nochmals
steil abwärts, die Partei erreichte nur
mehr 17,5 Prozent. Auch die Linkspar-
tei büßte vielerorts ihren einstigen
Status als Volkspartei des Ostens ein
und sackte bei den Wahlergebnissen
weiter ab. Norman Hanert

Der Druck auf 
ihn wächst: 
Brandenburgs 
Ministerpräsident
Dietmar Woidke
(SPD)

Bild: pa

Laut dem „Manager-Maga-
zin“ plant Siemens eine
drastische Verkleinerung

seiner Kraftwerkssparte. Demnach
erwägt der Konzern, bis zu elf der
weltweit 23 Standorte zu verkau-
fen oder zu schließen. Auf dem
Prüfstand stehen auch Standorte
in den neuen Bundesländern.

So werde für das Turbinenwerk
Görlitz im sächsischen Nieder-
schlesien die Schließung und für
das Generatorenwerk in Erfurt
ein Verkauf erwogen. Bislang be-
findet sich in Görlitz der Haupt-
sitz des Dampfturbinengeschäfts
von Siemens. Das Magazin be-
hauptet unter Berufung auf Insi-
der, der Konzern diskutiere die
Schließungspläne für Görlitz
wegen des Wahlerfolgs der AfD in
den neuen Bundesländern noch
intensiver. Bei der Bundestags-
wahl holte die AfD in manchen
Orten der Region um Görlitz
mehr als 40 Prozent der Stimmen. 

Die größte Stadt der Oberlau-
sitz weist im Vergleich nicht nur

eine deutlich höhere Arbeitslosig-
keit als andere Teile Sachsens auf,
sondern auch mehr Asylsucher. 

Als eigentlicher Grund für den
Siemens-Plan einer Radikalkur
für die Kraftwerkssparte „Power &
Gas“ (PG) gilt indes der Vor-
marsch der Erneuerbaren Ener-

gien, in dessen Folge kaum noch
neue Gaskraftwerke bestellt wer-
den. Der noch amtierende sächsi-
sche Ministerpräsident Stanislaw
Tillich (CDU) wies zudem darauf
hin, dass der Bund ein Exportver-
bot von Dampfturbinen für Koh-
lekraftwerke verhängt habe: „Da-
mit trägt der Bund unmittelbar
Mitverantwortung für diese
unternehmerische Entscheidung.
Kohlekraftwerke werden weltweit

nicht weniger gebaut, nur werden
dann Anlagen von anderen An-
bietern genutzt.“ 

Gegenüber dem MDR warnte
der Gewerkschaftsvertreter Jan
Otto (IG Metall Ostsachsen) vor
den Folgen für den Arbeitsmarkt:
„Eine Stadt wie Görlitz, die jetzt
schon eine Arbeitslosenquote von
zwölf Prozent hat, so einem
Prozess auszusetzen − das ist
überhaupt nicht mehr verantwor-
tungsvoll.“ Tatsächlich sorgt man
sich in Görlitz nicht nur um die
Zukunft des Siemens-Standorts.
Auch wegen Plänen des kanadi-
schen Konzerns Bombardier bro-
delt es schon länger in der Stadt.
Bombardier ist wirtschaftlich an-
geschlagen und will bundesweit
in den kommenden drei Jahren
bis zu 2200 seiner 8500 Arbeits-
plätze streichen. Stark betroffen
sind Hennigsdorf in Brandenburg
und wiederum Görlitz. Derzeit
stellt Bombardier in Görlitz Dop-
pelstockwagen unter anderem für
die Deutsche Bahn her.  N.H.

Kahlschlag in Schlesien
Siemens erwägt, den Standort Görlitz zu schließen

Endzeitstimmung bei Rot-Rot
Brandenburg: Verunglückte Reformpläne drängen Landeskoalition an den Rand des Scheiterns

Debatte über linken Rand
Abgeordnetenhaus streitet über Staatsgelder für Extremisten

Das Berliner Abgeordneten-
haus  debatt ie r te  am
19. Oktober über linksex-

treme Gewalt. Die AfD hatte das
Thema auf die Tagesordnung set-
zen lassen. Im Bundestagswahl-
kampf waren in Berlin schät-
zungsweise 15 000 von 33 000
AfD-Plakaten beschädigt und
zahlreiche Repräsentanten der
Partei bei verschiedenen Anläs-
sen angegriffen worden. 

Eine mutmaßliche Täterin ist
freie Mitarbeiterin des öffentlich-
rechtlichen Senders Deutsche
Welle, was AfD-Fraktionsvize Ro-
nald Gläser dazu veranlasste, im
Parlament festzustellen, dass
„der Linksextremismus aus der
Mitte der Gesellschaft kommt“. 

CDU und FDP wollten sich die-
ser Erkenntnis nicht verweigern.
Bekannt ist die fast täglich zu be-
klagende Gewalt von Linksextre-
misten, die von dem besetzten
Haus in der Rigaer Straße 94
ausgeht. Stephan Lenz von der
CDU kritisierte, der Senat lasse

die „notwendige Klarheit vermis-
sen, wenn es um Abgrenzung
von Linksextremisten geht“.
Auch die FDP beklagte in der
Aussprache die linke Gewalt in
der Stadt. Der FDP-Abgeordnete
Holger Krestel meinte jedoch,
der Antrag der AfD werde dem

Ernst des Problems nicht ge-
recht. 

Gläser prangerte die staatliche
Finanzierung der extremen Lin-
ken an. Der Linksextremismus sei
nicht aus eigener Kraft stark, son-
dern „weil er eine Sumpfblüte
staatlicher Subventionen ist“. Die
der Antifa nahestehende Ex-Pira-
tin und jetzige Linkspartei-Parla-
mentarierin Anne Helm sprach
vom „sogenannten Linksextre-

mismus“ und warf der AfD vor, ei-
nen eigenen „Opfermythos“ kon-
struieren zu wollen. 

Das Land Berlin fördert 50 ver-
schiedene Projekte wie beispiels-
weise die Mobile Beratung gegen
Rechtsextremismus Berlin (MBR)
oder das „Antifaschistische Pres-
searchiv und Bildungszentrum
Berlin“ (apabiz) sowie die „Ama-
deu-Antonio-Stiftung“ der frühe-
ren Stasi-Zuträgerin Anetta Kaha-
ne. Gläser: „Der Feind sitzt unter
uns und wird von unseren
Steuergeldern bezahlt.“ Eine
Zwischenfrage der Grünen-Frak-
tionsvorsitzenden Antje Kapek
konterte Gläser: „Ich glaube, dass
Sie ein Problem mit Gewalt
haben.“ 

Innensenator Andreas Geisel
(SPD) war um Sachlichkeit be-
müht: „Ich warne uns davor, die
Gewalt an den Rändern gegenein-
ander aufzurechnen, nach dem
Motto gute Gewalt, schlechte Ge-
walt. Es muss heißen: Keine Ge-
walt.“  Hans Lody

Erneuerbare Energien
gelten als Hauptgrund

für das Ende 

»Der Feind wird von
unseren Steuergeldern

bezahlt« 

Die Kreisreform
steht von allen Seiten

unter Feuer
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MELDUNGEN

Chinesen sollen 
reiten lernen

Hohhot – Die Regierung der Inne-
ren Mongolei, eines Autonomen
Gebietes der Volksrepublik China,
möchte eine alte mongolische Tra-
dition aufgreifen und bietet ab
dem Winterhalbjahr Reitunterricht
als reguläres Fach in den Schulen
an. Im Rahmen des Programms
„10 000 Schüler lernen Reiten“
können sie sich vor allem in der
Hauptstadt Hohhot dieser Königs-
disziplin der Mongolen nähern,
mit der bei den Einheimischen be-
reits Drei- bis Vierjährige begin-
nen. Die Bevölkerung der Stadt be-
steht zu fast 90 Prozent aus ethni-
schen Chinesen, denen die chine-
sische Führung seit Langem die
Traditionen ihres Siedlungsgebie-
tes zu vermitteln sucht. T.W.W.

Während die Weltöffentlichkeit
gebannt auf das iranische Atom-
programm und die nordkoreani-
schen Nukleartests schaut, haben
die Indizien dafür, dass die Tür-
kei ebenfalls nach dem Besitz von
Kernwaffen strebt, bisher kaum
für Aufsehen gesorgt. Dabei ver-
mitteln diese ein durchaus beun-
ruhigendes Bild.

Derzeit entstehen in der Türkei
die ersten zwei Kernkraftwerke
des Landes. Das eine baut der
russische Staatskonzern Rosatom
in Akkuyu, etwa 300 Kilometer
östlich des Badeortes Antalya,
das andere wird vom japanisch-
französischen Konsortium AT-
MEA bei Sinop an der Schwarz-
meerküste errichtet. In beiden
Fällen hat Ankara bemerkens-
werterweise auf die sonst stets
übliche Vertragsklausel verzich-
tet, nach der die ausländischen
Firmen auch das Uran für den

Betrieb bereitstellen und sämtli-
che verbrauchte Brennstäbe zu-
rücknehmen beziehungsweise
entsorgen. Die naheliegendste Er-
klärung hierfür ist, dass die Tür-
kei das angereicherte Uran für
die Reaktoren selbst herstellen
und aus den verbrauchten radio-
aktiven Brennstäben Plutonium
für den Bombenbau gewinnen
will.

Dafür benötigt sie zwar ent-
sprechende Technologie, die
könnte aber die befreundete Isla-
mische Republik Pakistan zur
Verfügung stellen – nicht zuletzt
als Gegenleistung für die langjäh-
rige konspirative Unterstützung
des pakistanischen Atomschmug-
glers Abdul Qadeer Khan, der
unter anderem Zentrifugen für
die Urananreicherung in den Iran
und nach Nordkorea sowie Li-
byen lieferte. Hinweise auf eine
solche strategische nukleare Zu-
sammenarbeit zwischen der Tür-

kei und Pakistan, aber auch Katar
boten kürzlich Artikel von Galip
Ilhaner und Sabri Isbilen in den
radikalen islamischen bezie-
hungsweise Recep Tayyip Erdo-
gans und seiner AKP nahestehen-
den Blättern „Milat Gazetesi“ und
„Dirilis Postası“. 

Ein weiteres
Indiz für die Exi-
stenz eines türki-
schen Kernwaf-
fenprogramms ist
der offizielle
staatliche Auftrag
an die Rüstungsfirma Roketsan,
die Mit tel strecken  ra ke te J-600T
Yıldırım IV mit 2500 Kilometern
Reichweite zu entwickeln, denn
derartige Flugkörper dienen in
aller Regel dem Zweck, Atom-
sprengköpfe ins Ziel zu tragen. 

Hierzu passen scharfmacheri-
sche Wortmeldungen wie die von
Hayrettin Karaman, einem extrem
konservativen islamischen Theo-

logen, der als religiöser und ideo-
logischer Berater Erdogans fun-
giert. Der schrieb vor einigen Mo-
naten in der gleichfalls als Sprach-
rohr des Präsidenten und seiner
AKP dienenden Tageszeitung
„Yeni Safak“, die Türkei solle sich

doch bemühen, selbst Massenver-
nichtungswaffen wie die Atom-
bombe herzustellen – und zwar
ohne Zeit zu verlieren oder
„Rück  sicht auf die warnenden
Worte und die Hemmnisse des
Westens“ zu nehmen.

In das gleiche Horn stieß später
der Chefredakteur von „Yeni Sa-
fak“, Ibrahim Karagül. Diese Fal-
ken und weitere enge persönliche

Vertraute des Staatspräsidenten
setzten noch ganz unverblümt
hinzu, dass man Kernwaffen auch
dazu benutzen könnte, die west-
lichen „Kreuzritter“ zu zügeln, die
de facto schon Krieg gegen die
Türkei führten. In diesem Kontext

wirken die voll-
mundigen An-
kündigungen in
einer weiteren
nationalistischen
Gazette namens
„Yeni Söz“, die
Türkei könne

„Europa in drei Tagen erobern“,
gleich deutlich weniger absurd. 

Die Frage ist allerdings, ob An-
kara tatsächlich das Potenzial be-
sitzt, seinen Traum von der Atom-
bombe zu verwirklichen – egal, ob
nun mit oder ohne ausländische
Hilfe. Denn die Herstellung von
waffenfähigem Uran oder Pluto-
nium einschließlich der Trägersy-
steme für Kernsprengköpfe erfor-
dert große finanzielle Investitio-
nen und brillante Forscher. Der-
zeit leidet die Türkei jedoch unter
einem massiven Kapitalmangel
beziehungsweise -abfluss. Ebenso
haben viele führende Wissen-
schaftler das Land verlassen.

Deshalb meinen Experten wie
Aykan Erdemir von der Washing-
toner Denkfabrik „Foundation for
Defense of Democracies“ (FDD),
dass die Gefahr, die von dem tür-
kischen Wunsch nach der Bombe
ausgeht, momentan noch eher ge-
ring sei. Das könnte sich aber im
Falle einer wirtschaftlichen Erho-
lung schnell ändern, zumal zu-
künftig wohl auch die Streitkräfte
des Landes nukleare Schläge ge-
gen äußere Feinde ins Kalkül zie-
hen werden. Immerhin verloren
seit dem Putsch vom Vorjahr 160
der 324 Generäle der türkischen
Armee ihr Kommando, wodurch
zahlreiche AKP-nahe und radikale
islamische Kader nachrückten.

Damit droht eine massive Radi-
kalisierung des höheren Offiziers-
korps nach dem Vorbild Pakistans.
Und dort setzt man bekanntlich
schon des Längeren auf die ato-
mare Karte. Wolfgang Kaufmann

Greift Erdogan nach der Atomwaffe?
Viele Indizien sprechen dafür – Die nötige Technologie könnten die Glaubensbrüder aus Pakistan liefern

Muftis dürfen 
Ehen schließen

Ankara – In der Türkei dürfen
künftig islamische Muftis rechtlich
gültige Ehen schließen. Bisher
durften das in der offiziell noch
laizistischen Türkei nur Standes-
beamte tun. Religiöse Eheschlie-
ßungen waren ohne standesamtli-
che Trauung nicht gültig. Jetzt er-
möglicht ein neues Gesetz, dass
sich Paare allein vor einem Mufti,
einem islamischen Rechtsgelehr-
ten, das Ja-Wort geben können. Der
Mufti ist nur dem Koran und der
Scharia verpflichtet, da steht von
einem Mindestalter bei Eheschlie-
ßung und einer Begrenzung auf ei-
nen Ehepartner nichts drin. Zu-
sätzlich zu den neuen Eheregeln
ändert das neue Gesetz auch die
Bestimmungen für Geburtseintra-
gungen beim Standesamt. Gebur-
ten können künftig ohne offiziel-
len Geburtsschein eingetragen
werden. Eine mündliche Bestäti-
gung der Eltern soll reichen. Die
Änderung begünstigt Hausgebur-
ten, die vor allem bei minderjähri-
gen Müttern verbreitet sind. Damit
ebnet das neue Gesetz den Weg für
Kinderehen und Polygamie. B.B.

Vor nicht einmal zwei Jah-
ren war der ab 2010 amtie-
rende Präsident des Regio-

nalrats der Region Elsass zum er-
sten Regionalratspräsidenten der
damals neu gebildeten Region
Grand Est (Großer Osten) gewählt
worden. Nun hat der 1953 im el-
sässischen Ingwiller geborene Po-
litiker der konservativen Republi-
kaner das Handtuch geworfen. 

Hintergrund für den Rücktritt
ist der seit der Zusammenlegung
der Region Elsass mit den Regio-
nen Lothringen und Champagne-
Ardenne zur Region Grand Est
nicht abnehmende Widerstand
gegen die undemokratische Vor-
gehensweise, der sich immer
mehr Bevölkerungsschichten an-
schließen. Vor Kurzem hat eine
Umfrage ergeben, dass sich
84 Prozent der elsässischen Be-
völkerung wünschen, dass das El-
sass sich wieder aus der Region
Grand Est löst und eine eigen-
ständige Region wird. 

Auch die Bewegung zur Zu-
sammenlegung der Kompetenzen
von Regionen und Departements
hat wieder zugenommen. Letzte
Woche wurde ein Manifest von
100 bekannten Persönlichkeiten
aus dem Elsass vorgestellt, in dem
die Schaffung einer neuen eige-
nen Region Elsass, ausgestattet
mit den Vollmachten einer Region
und eines Départements, gefor-

dert wird. Der Druck auf Richert,
der für den Verlust der Eigenstän-
digkeit des Elsass verantwortlich
gemacht wird, sei einfach zu groß
geworden, zitiert der Radiosender
„France Bleu Alsace“ einen Regio-
nalrat.

Anfangs hatte Richert selbst die
in der Amtszeit von Präsident
François Hollande wegen Kosten -
einsparungen geplante Großre-
gion Grand Est heftig kritisiert.
Dann ließ er sich umstimmen, trat
bei der Regionalratswahl an und
konnte sich Ende 2015 gegen sei-
nen Konkurrenten Florian Philip-
pot vom Front National und die
regionalistische Partei „Unser
Land“ durchsetzen. Der Wider-
stand der Elsässer gegen den Ver-
lust ihrer Autonomie ließ aller-
dings nicht nach. 

Für Richert brachte der Be-
schluss der neuen Pariser Natio-
nalregierung, einen von der Vor-
gängerregierung bereits zugesag-
ten Betrag von 450 Millionen Eu-
ro nicht zur Verfügung zu stellen,
das Fass zum Überlaufen. Dies
wertete er als Beweis, dass die
neue Regierung unter Emmanuel
Macron, dessen Partei es bei der
Zusammenlegung der Regionen
vor zwei Jahren noch gar nicht ge-
geben hat, nicht mehr hinter der
Gebietsreform stehe. 

Nach derselben Umfrage fühlen
sich 38 Prozent der Elsässer zu-

nächst als Elsässer und dann erst
als Franzosen. 73 Prozent wollen
die Schaffung eines eigenständi-
gen Elsass mit den Kompetenzen
eines Departements und einer Re-
gion. 58 Prozent wollen ein Elsass
mit Autonomierechten wie ein
Schweizer Kanton oder ein
Bundesland in Deutschland.
18 Prozent der Befragten wollen
gar einen von Frankreich unab-
hängigen souveränen elsässi-
schen Staat. Diese Umfrage zeigt
fernerhin, dass 61 Prozent der El-
sässer sich für einen obligatori-
schen Deutschunterricht einset-
zen. Zwei Drittel der Elsässer wol-
len auch „die Entwicklung zwei-
sprachiger französisch-deutscher
Schulen“. Schließlich ist mehr als
die Hälfte der Elsässer für die
Einführung der Regionalsprache
als zweite offizielle Amtssprache.

100 Intellektuelle, Akademiker,
elsässische Künstler und Wirt-
schaftsleute unterzeichneten ei-
nen Appell der die Schaffung ei-
ner „neuen Elsassregion“ fordert
(siehe PAZ Nr. 41). Der Text for-
dert die politischen Führer auf,
sich für die Schaffung eines ein-
heitlichen Gemeinwesens einzu-
setzen, das Region und Departe-
ment zusammenfasst. Sie wollen
die Neugestaltung der Regionen
zum 1. Januar 2016 rückgängig
machen und dass das Elsass wie-
der eine von Lothringen und der

Champagne-Ardenne unabhängi-
ge Verwaltungsregion wird. Der
Text stellt fest, dass die Ver-
schmelzung der drei Regionen zu
Grand Est vor fast zwei Jahren oh-
ne Folgenabschätzung und im
Widerspruch zur Demokratie
durchgeführt wurde.

Unter den elsässischen Persön-
lichkeiten, die den „Appel der
100“ unterschrieben haben, befin-
det sich der Fußballtrainer Arsène
Wenger. Der Appell wurde auch
von vier elsässischen Verbänden
und Denkfabriken unterstützt:
von der elsässischen Bürgerinitia-
tive unter dem Vorsitz von Pierre
Klein, von „Kultur und Zweispra-
chigkeit“ unter der Leitung von
Jean-Marie Woehrling, von dem
Verein Elsässische Perspektiven
unter dem Vorsitz von Jean-Da-
niel Zeter sowie von „Avenir Ré-
gion d’Europe“ unter dem Vorsitz
von Ernest Winstein.

Bereits während des Präsident-
schaftswahlkampfes hatte eine
vom Molsheimer Bürgermeister
Laurent Furst ins Leben gerufene
Initiative eine Petition gestartet
unter dem Motto „Gebt uns das
Elsass zurück.“ Dies Petition zum
Austritt aus der neuen Groß -
region hatte damals in kurzer Zeit
10 000 Unterschriften, darunter
die von mehr als 100 elsässischen
Bürgermeistern gefunden.

Bodo Bost

AU S L A N D

Das Elsass ist der doppelte Verlierer
Philippe Richert, Präsident des Regionalrats, tritt aus Protest gegen Pariser Politik zurück

Erst an der Spitze des Elsass, dann von Grand Est: Richert
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Enge persönliche Vertraute des türkischen 
Präsidenten regen die Zügelung der 

westlichen »Kreuzritter« durch Kernwaffen an

Roketsan wurde
1988 durch das
türkische Staatsse-
kretariat für Rü-
stungsindustrie
gegründet, um ei-
ne Basis für die
nationale Rake-
tentechnologie zu
schaffen, und
zählt mittlerweile
zu den 500 größ-
ten Unternehmen
des Landes: 
Stand des Rü-
stungsherstellers
mit Sitz in Ankara
auf der alle zwei
Jahre nördlich
von Paris in Vil-
lepinte stattfin-
denden Rüstungs-
messe Eurosatory

Bild: action press
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Kartellamt
gegen Sportbund

Handelsachse
Moskau-Tel Aviv

Bonn – Das Bundeskartellamt hat
ein Verfahren gegen den Deut-
schen Olympischen Sportbund
(DOSB) eingeleitet. Dabei geht es
um die Prüfung, ob Werberechte
der Athleten in unzulässiger
Weise behindert werden. Auslö-
ser des Verfahrens ist eine Be-
schwerde des Bundesverbandes
der deutschen Sportartikel-Indu-
strie. Gegenstand ist die IOC-Re-
gel 40, die es den Sportlern ver-
bietet, in Verbindung mit ihrer
Olympia-Teilnahme für ihre per-
sönlichen Sponsoren zu werben.
Die Einhaltung der Regel wird in
Deutschland vom DOSB über-
wacht. Sie wurde erlassen, um die
Sponsoren des IOC vor Konkur-
renz zu schützen. J.H.

Moskau – Angesichts der von der
EU und den USA gegen Russland
verhängten Sanktionen sucht sich
Moskau neue Handelspartner. Ei-
ner davon ist Israel, mit dem es im
Jahre 2013 ein Freihandelsabkom-
men geschlossen hat. In den er-
sten sechs Monaten des laufenden
Jahres ist der bilaterale Handel
zwischen beiden Ländern auf 380
Millionen Dollar angewachsen.
Das sind 25 Prozent mehr als in
der Vergleichsperiode des Vorjah-
res. J.H.

In ihrem Bemühen, Russland aus
dem europäischen Gasmarkt zu
verdrängen, setzen die EU und im
Hintergrund als Treiber die USA
auf die Ukraine, durch die, so ein
neuer Plan, beispielsweise aus
Aserbaidschan Gas nach Europa
fließen solle. Das, so die Hoff-
nung, könnte die Gasleitung Nord
Stream 2, die von Russland nach
Deutschland führen wird, über -
flüs sig machen. Doch eine neue
Entwick lung scheint alle Anstren-
gungen zugun sten der Ukraine
zunichte zu machen.

Es ist nämlich an dem, dass das
ukraini sche Gasnetz zur Disposi-
tion internati onaler Finanzmag-
naten steht, das heißt konkret,
zerschlagen werden soll. Die Zü-
richer Rothschild-Bank hat den
Auf trag erhalten, Privatfirmen
für den Be trieb der ukrainischen
Leitungen zu fin den. Der Vor-
gang wird „Dezentrali sier ung“
genannt und Rothschild hat für
die Handreichung eine Anerken-
nung von drei Millionen Euro
zugesprochen bekommen. 

Die französische Netzzeitung
„Agora vox“, die zu die sem Vor-
gang das russi sche Portal „ru -
economics“ zitiert, setzt aller-
dings hinzu, Rothschild sei nur
eine der „Fin anz struk turen
transnationaler Größe“, die hin-
ter dem Vorgang und da mit der
Geo politik der Vereinigten Staa -
ten stünden. Rothschild freilich
werde nicht an die Interessen
der Ukraine denken, „son dern
ausschließlich an den eigenen
Profit“. Das Portal bilan ziert:
„Das ukra inische Gas-Pipeline-
netz wird binnen kürzester Zeit
vollständig ausverkauft.“ Und
nicht nur das Gasnetz werde zer -
schlagen, sondern die Ukraine
als ganze werde „aufgeteilt und in
Stücken ver kauft. Jetzt gerät der
Gashahn, der die Ukraine jahre-
lang am Leben erhalten hat, in die
Hände der Rothschilds. Solche
Firmen hatten die Ukraine schon
lange vor dem Maidan im Auge.“

Unterstützung bei ihren Bemü-
hungen um den ungehinderten
Zugang zum ukrai nischen Gas-

netz erfahren die Interessen ten
aus den USA von der US-Bot-
schafterin in Kiew, Marie Yovano -
vitch. Sie warnte zunächst im
Rahmen einer Fachtagung davor,
dass die ukraini -
sche Wirtschafts-
leistung insge-
samt um drei
Prozent schwin-
den könnte,
wenn Nord 
Stream 2 ans
Netz ginge. Zugleich dämpfte sie
den Schrecken mit dem Hin weis
auf eine Lösung des Problems.
Zwar würde weniger russisches
Gas durch die Ukraine fließen,

doch mit einer „Reform“ des
ukrainischen Energiesektors und
des Gasnetzbetreibers Naf to gas
könne man die Verluste ausglei -
chen. „Diese Maßnahmen würden
den ukrainischen Gasmarkt für
Investo ren aus dem In- und Aus-
land öffnen“, so die Diplomatin,
die mit diesem Vorschlag eben
dasselbe betreibt wie Rothschild

und Konsorten, nämlich „eine
Privatisierung des ukrainischen
Gastransportnetzes“ – also das,
wogegen die Ukraine sich lange
Zeit gesträubt hatte. 

Darauf wies der Energie -
experte Alexej Gri watsch von
der russi schen Stiftung Nationa-
le Energie-Sicherheit hin. Doch
die politische Führung in Kiew,

so Griwatsch weiter, werde das
Netz zweifelsohne privatisieren
– „die Gesetze, die den Ausver-
kauf des Transitsystems an ame -
ri kanische oder europäische In-
ves toren erlauben, sind bereits
verab schie det und gültig“.

Viel Zeit, das ukrainische Gas-
netz los zuschlagen, hat Kiew
nicht mehr. Die Infrastruktur ist

nämlich überholungs bedürftig
und teilweise marode. Es stehen
Maßnahmen für Reparatur und
Modernisierung an, die sich auf
bis zu zehn Milliarden US-Dol-

lar belaufen. 
Dennoch sind

mit dem Netz
noch eine gerau-
me Zeit gute Ge-
winne zu ma-
chen. Griwatsch
erklärt warum:

„Bei all dem Verschleiß wirft das
ukrainische Leit ungsnetz immer
noch gute Gewinne ab, und zwar
auf Grund der Transitverträge
mit Russland. Und es wird bis

2019 noch zwei weitere Dollar-
Milliarden bringen, bis die Ver-
träge dann auslaufen.“ Eine
Hoffnung, über diesen Zeitpunkt
hinaus mit dem ukrainischen
Netz Ge winn erwirtschaften zu
können – bei dann wahrschein-
lich weniger günstigen Bedin-
gungen – besteht allerdings nur
dann, „wenn man den Bau alter-

nativer Gasrouten politisch tor-
pediert“. 

Es ist abzusehen, dass die in
Lau erstellung befindlichen Inve-
storen ihrer Funktion nicht ge-
recht, das heißt, kein Geld in die
Infrastruktur investieren werden.
Für sie bildet das ukrainische Gas-
netz lediglich eine Möglichkeit, in
kurzer Zeit viel Geld zu verdienen.

Trotz des Modernisierungsstaus
wird der Ukraine die Möglichkeit
zuge schrieben, auch ohne die
USA-Gaslob by nach 2019 mit dem
Transit von Gas aus Russland Geld
zu verdienen. Dazu seien aber
zwei Voraussetzungen zu erfüllen.
Als wichtigste nennt der rus sische
Experte: „Kiew sollte sich wie ein
zuverlässiger Partner verhalten.
Die Beziehung zum Gasabneh-
mer zu vertie fen und dabei dem
Gaslieferanten de mon strativ die
kalte Schulter zu zeigen, ist eine
absolut kurzsichtige Politik.
Doch genau so macht es die
Ukraine.“

Die zweite Voraussetzung sei,
dass in Europa die Nachfrage
nach russischem Gas bestehen
bleiben müsse. Genau hier aber
wird das Doppelspiel Washing-
tons erkennbar. Denn: „Die US-
Politiker – einschließlich der
Botschafterin Yovanovitch – si-
chern Kiew ihre Unterstützung
bei Erhalt des Gastransits durch
die Ukraine zwar zu. Tatsächlich
aber will die US-Politik russi-
sches Gas in Europa mit allen
Mitteln verhindern“, so der rus-
sische Analyst. „Der größte Geg-
ner der Tatsache, dass die Ukrai-
ne ihren Stand als Gastransitland
beibehält, sind Kiews Freunde in
Washington.“

Kiews Chance wird in ein er
einfachen Rechnung offenbar:
Europa bezieht derzeit mehr als

90 Milliarden Kubikmeter Gas aus
Russland. Nord Stream 2 wird
nach seiner Fertigstellung davon
55 Milliarden übernehmen, Tur-
kish Stream bringt eine Kapazität
von weiteren 30 Milliarden Ku-
bikmetern auf. So bleiben für den
Transit durch die Ukraine immer
noch zehn Milliarden Kubikmeter.

Florian Stumfall

Rothschild soll »dezentralisieren«
Dem Gasleitungsnetz der Ukraine drohen Ausverkauf und Zerschlagung

Dass die neue Bundesregie-
rung einen Schwerpunkt
auf die Digitalisierung le-

gen soll, darin sind sich die Par-
teien einig. Die CDU hat mit dem
stellvertretender Bundesvorsitzen-
den Thomas Strobl sogar einen ei-
genen Beauftragten für dieses The-
ma in die Koalitionsverhandlungen
mit FDP und den Grünen entsandt. 

Doch in der Bevölkerung löst die
Aussicht auf eine „digitale Revolu-
tion“ nicht nur Begeisterung aus.
Viele Deutsche blicken vielmehr
mit Sorge auf die Arbeitswelt im
Jahre 2030. Das besagt zumindest
ein „Zukunftsmonitor“ des
Bundesministeriums für Bildung
und Forschung (BMBF), der dieses
Jahr veröffentlicht worden ist. Ro-
botik und Digitaltechniken würden
die Arbeitsplätze der Menschen
dramatisch verändern oder sogar
abschaffen. 60 Prozent der Befrag-
ten erwarten, dass „durch die Ver-
änderungen Jobs verloren gehen“.

Der Präsident des Digitalver-
bands Bitkom, Achim Berg, teilt
diese Befürchtungen teilweise und
warnt vor einem massiven Rück -
gang bisheriger Berufe durch
Automatisierung und Digitalisie-
rung. „Ich gehe davon aus, dass et-
wa die Hälfte aller Aufgaben in den
nächsten 20 Jahren von Maschinen
oder Computern erledigt werden
kann“, sagte er der „Rheinischen

Post“. Alle Branchen seien davon
betroffen, in fast allen Berufen
machten sich die Veränderungen
bemerkbar.

Im Januar hatte Bundeskanzlerin
Angela Merkel bei einem Auftritt
vor Funktionären des Deutschen
Beamtenbundes davor gewarnt,
Deutschland könne den Anschluss
im internationalen Vergleich ver-
lieren. Vor allem die Verwaltung
müsse digitaler werden. 

CDU und CSU wollen daher im
Kanzleramt den Posten eines

Staatsministers für Digitales schaf-
fen. Glasfasernetze sollen bis 2025
flächendeckend verlegt werden,
Deutschland und Europa künftig
Vorreiter für den sogenannten 5G-
Mobilfunk werden. Mehrere Stu-
dien hatten in der Vergangenheit
belegt, dass Deutschland gerade
im Telekommunikationsbereich
erheblichen Nachholbedarf hat.
Vor allem Länder in Nord- und
Osteuropa seien in Sachen Infra-
struktur schon wesentlich weiter.
Die Arbeitswelt soll nach dem
Willen der Unions-Parteien durch

Teleheimarbeit und mobiles Ar-
beiten an den digitalen Wandel
angepasst werden. Zudem wird
der Aufbau eines bundesweiten
Verwaltungsportals angestrebt.
Über einen Bund-Länder-Digi-
talpakt sollen über fünf Jahre fünf
Milliarden Euro für Modernisie-
rung an die Schulen fließen.

Die FDP fordert gar ein eigenes
Digitalisierungsministerium, lang-
fristig soll auch ein entsprechen-
des Schulfach eingeführt werden.
Pro schulpflichtigem Kind sollen
1000 Euro investiert werden. 

Die Grünen hingegen legen den
Schwerpunkt bisher auf umfas-
senden Datenschutz in der digita-
len Welt. Zudem solle der Um-
weltschutz nicht zulasten einer er-
neuten „industriellen Revolution“
vernachlässigt werden. Die Grü-
nen fordern auch, die neue Regie-
rung solle soziale Bedenken der
Bevölkerung ernstnehmen.. Im-
mer häufiger könnten Computer
den Menschen ersetzen. Inner-
halb der nächsten beiden Jahr-
zehnte sei die Künstliche Intelli-
genz dazu in der Lage, in ver-
schiedenen Branchen bis zu 40
Prozent der bestehenden Arbeits-
plätze zu ersetzen. Wie viele neue
Berufsfelder durch die veränderte
Arbeitswelt entstünden, sei dage-
gen „nur schwer absehbar“.

Peter Entinger

Digitales Jamaika
Wie Union, FDP und Grüne die »Revolution« meistern wollen

Weite Teile 
der Bevölkerung sind

skeptisch

Die Schulden-Uhr:
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24.043 €
Vorwoche: 24.043 €

(Montag, 30. Oktober 2017, 
Zahlen: www.steuerzahler.de)

WI RTS C H A F T

Unterstützt wird der Griff von US-Investoren
nach dem ukrainischen Netz von Marie 

Yovano vitch, der US-Botschafterin in Kiew

Ukraines Gasnetz ist zumindest kurzfristig für Investoren attraktiv: Kompressorstation nahe Kiev
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Was einigermaßen zur Stabi-
lisierung der in sich zerris-
senen EU beiträgt, ist, dass

kaum einem ihrer Bürger der Inhalt
des konstitutiven Vertrages von Lis-
sabon bekannt ist. Wäre es an ders,
so könnte das angesichts der Macht -
fülle der EU, in die Länder wie Men-
schen gefesselt sind, einige Unruhe
auslösen. Das gilt für das Finanzre-
gal, das Ausmaß zentralistischer Zu-
ständig keiten in Brüssel und dort
vor allem bei der Kommission und
nicht zuletzt für die Militärpolitik.

Allgemein hat man sich daran gewöhnt,
dass es neben der EU die Nato gibt, gewis-
sermaßen eine EU mit den USA dabei und
den Generälen. Allerdings tut es not, sich
das Konstrukt der Nato wenigstens flüchtig
anzuschau en. Das oberste politische Gre-
mium ist der Nordat-
lantikrat mit einem
General sekretär an
der Spitze. Dieser ist
immer ein Europäer,
ein von Bedeutung
hoch stehender, ange-
sehener Frühstücksdi-
r ektor mit repräsentativer Funktion.

Ihm gegenüber, oder besser, über ihm
steht nämlich der Supreme Allied Com -
mander Europe und der ist ausnahmslos
ein US-General oder -Admiral. Wenn es al -
so ernst wird, das heißt, wenn es ums Krieg
führen geht, und das ist bei der Na to seit
25 Jahren unablässig der Fall, dann be-
stimmt der Militär, also der gute Freund
aus den USA. Die Europäer hör en zu und
marschieren mit.

Doch wieso ist hier von der Nato die Re -
de, wo wir doch mit der EU begonnen ha-
ben? Ganz einfach. Im Vertrag von Lissa-
bon, der die Funktion einer Verfas sung hat,
wiewohl man es nicht opportun empfand,
ihn so zu nennen, gibt es näm lich ein en Ar-
tikel 26, dessen Absatz 1,1 lautet: „Der stra-
tegische Rat bestimmt die strategischen
Interessen der Union und legt die Ziele
und die allgemeinen Leitlinien der gemein-
samen Außen- und Sicherheitspolitik fest,

und zwar auch bei Fragen mit verteidi-
gungspolitischen Be zügen.“ Dieser Lissa-
boner Vertrag datiert vom 13. Dezember
2007. Seither ist die EU auch ein Militär-
bündnis.

Da es aber den Brüsseler Herrschern im -
mer darum geht, wei-
ter und noch mehr
und alles zu zentrali-
sieren, wurde im Jah re
2001 der Vertrag von
Nizza abge schlossen,
betreffend die „Ge-
meinsame Sicherheits-

und Verteidigungs-Politik“. Dennoch findet
sich die weitestgehende Bestimmung in Sa-
chen gemeinsame Si cherheitspolitik der
EU im Vertrag von Lissabon. 

Es geht dabei um die sogenannte Bei -
stands klausel des Artikels 42.7. Sie lautet:
„Im Falle eines bewaffneten An griffs auf
das Hoheitsgebiet eines Mit gliedsstaates
schulden die anderen Mitgliedsstaaten ihm
alle in ihrer Macht stehende Hilfe und
Unterstützung.“ Als im Januar 2015 in Paris
islamische Terroristen Anschläge mit zahl-
reichen Todesopfern verübten, rief der da-
malige französische Präsident François
Hollande den na tionalen Notstand und die
Wirksamkeit der Beistands klausel aus. Da
in Frank reich seither der Ausnahmezu-
stand herrscht, muss geschlossen werden,
dass die Klausel nach wie vor aktuell in
Kraft ist.

Diese Beistandsklausel der EU fordert
natürlich und unbedingt den Vergleich mit

dem Artikel 5 der Nato-Charta her aus.
Während im Vertrag von Nizza von aller in
„ihrer Macht stehenden Unter stützung“ die
Rede ist, bescheidet sich die Nato mit einer
vergleichsweise un verbindlichen Formulie-
rung, wonach eine Nato-Macht ihre Pflicht
bereits erfüllt hat, wenn sie Vor kehrungen
„einschließlich der Anwen dung von Waf -
fen gewalt, trifft, die sie für erforderlich er-
achtet …“

Freilich sind die feinen Unterschiede in
der Formulierung der beiden Vertrags -
werke nicht der entscheidende Punkt. Ent -
scheidend ist die Frage, wie sich die Bei-
standsklausel der EU und Artikel 5 der Na-
to-Charta politisch zueinander ver halten.
Um dies auszutarieren, haben die beiden
Bündnisse im Juli des vergangenen Jahres
eine Partnerschaft beschlos sen und auf der
Konferenz in Warschau besiegelt. Aller-
dings ist das nicht ohne Folgen geblieben,
die man wohlwollend als unbeabsichtigt
bezeichnen mag, bei weniger Rücksicht-
nahme könnte man sagen, dass das Pro-
blem den Handelnden gleichgültig war.

Die neue Partnerschaft zwischen der EU
und der Nato macht nämlich die Neu tr a -
lität der EU-Länder Österreich, Schwe den
und Finnland obsolet. In einem in ter nen
Papier der EU hat deren Außenbeauftragte
Federica Mogherini dieses Problem vom
Tisch gewischt: „Die Mitgliedsstaa ten müs-
sen ihre in den Verträgen veran kerten Ver-
pflichtungen zur gegenseitigen Unterstüt-
zung und Solidarität in konkre tes Handeln
umsetzen. Die EU wird ih ren Beitrag zur

kollektiven Sicherheit Europas aufstocken
und eng mit ihren Partnern zusammenar-
beiten – angefan gen bei der Nato.“

Tatsächlich bedeutet dies im Falle Öster -
reichs einen Bruch der Verfassung, in der
von „immerwährender Neutralität“ die Re -
de ist. Diese Bestimmung hat sogar interna-
tionale Bedeutung insofern, als sie zuerst
festgelegt wurde im Staats vertrag mit der
Sowjetunion im Jahre 1955, der zum Rück -
zug der Roten Ar mee führte und ganz
Österreich die Frei heit gab. Als Rechts-
nachfolger der Sow jetunion hätte heute
Russland das Recht, auf Einhaltung dieser
Bestimmung zu dringen. Allerdings ist sie
in der Praxis schon so oft gebrochen wor-
den, etwa durch Militärtransporte der Nato
durch Österreich in
Richtung Osten, dass
die Macht des Fakti-
schen aus dem Verfas -
sungs bruch ein Ge-
wohnheitsrecht ge -
macht hat.

Man könnte also
meinen, im Verhältnis der militärischen EU
zur Nato stehe alles zum Besten, doch das
wäre ein Irrtum. Zwar haben die USA ein
geostrategi sches Interesse am Ausbau der
EU, die ih nen als eurasischer Brückenkopf
die nen soll, doch das erstreckt sich nicht
auf die militärischen Belange, insoweit die-
se zu selbstständigen Einheiten führen
könn ten, wie das schon der Fall ist. Das an-
ge sehene US-Politik-Magazin „Foreign Po-
licy“ schrieb Ende Mai dieses Jahres:

„Deutschland baut heimlich eine
euro päische Armee unter seinem
Kommando auf“ und nahm damit
Bezug auf das „Fra mework Nation
Concept“, in dessen Vollzug tsche-
chische und rumänische Einheiten
der Bundeswehr unterstellt werden.
Der Kommentar von Carlo Masala
ist nicht geeignet, das US-Misstrau-
en zu besänf tigen. Der Politologie-
Professor an der Universität der
Bundeswehr München sagte: „Es ist
ein Schritt hin zu mehr europäi-
scher militärischer Unabhängig-

keit.“
Jetzt beginnen, die Illusionen, die sich

um die künftige Bedeutung der EU ran ken,
von der Wirklichkeit zerstört zu wer den.
Ein Argument für die Hypertro phie der EU
ist ja immer, Europa müsse im Chor der
Großen dieser Welt auch eine Stimme ha-
ben. Tatsächlich schwin det der Einfluss der
EU in dem Maße, wie sie ungeeignete Mit-
glieder auf nimmt, kulturfremde Weltge-
genden as soziiert und entgegen der Tradi-
tion des Kontinents einen gewaltigen Zen-
tralismus organisiert.

Die USA befürworten zwar ein größeres
militärisches Engagement der Europäer,
doch nicht im organisatorischen, sondern
im finanziellen Sinne. Sie sollen Waffen in

den USA kaufen, das
ist der Hinter grund
der Mahnungen, nicht
sich vom Großen Bru-
der abnabeln und sei
es nur mit einer eige-
nen Armee. 

Transatlantiker wie
EU-Zentralisten ge ra  ten in dieser Frage in
eine Zwickmüh le; die Transatlantiker wol-
len die Nato stär ken, aber nicht auf Kosten
der EU, die Zen tralisten möchten sich
selbstständig ma chen, aber im Einverneh-
men mit den USA. Doch tatsächlich geht
weder das eine noch das andere. Das sind
so Sack gassen in die man geführt wird,
wenn man die Wirklichkeit gering achtet
und seine Politik nicht nach ihr, sondern
nach seinen Illusionen ausrichtet.

Die Kolumne: Zwei Publizisten reden Klartext.
Immer abwechselnd, immer ohne Scheuklappen
und immer exklusiv in der PAZ. Dem Zeitgeist

„Gegenwind“ gibt der konservative Streiter
Florian Stumfall. „Frei gedacht“ hat Deutschlands

berühmteste Querdenkerin Eva Herman.

Der Autor: Florian Stumfall ist ein christsoziales
Urgestein. Unter anderem war der 1943 geborene
promovierte Politikwissenschaftler ein Vierteljahr-
hundert lang Redakteur beim „Bayernkurier“. In
mehreren Büchern hat er das Zeitgeschehen aus

konservativer Weltsicht aufs Korn genommen.

Nicht bei uns
Von Bodo Bost

Nach einer Umfrage des
Meinungsforschungsin-
stituts Insa lehnen 70

Prozent der Deutschen islami-
sche Feiertage ab. Wenn man die
klare Meinung der Bevölkerung
in diesen Fragen wirklich ernst
nimmt, müsste sich eigentlich ei-
ne Diskussion über solche Feier-
tage von selbst erledigen. 

Dennoch war der gescheiterte
Kanzlerkandidat Martin Schulz
von der SPD der erste, der fand,
dass man über dieses Thema
auch reden müsse. Kurz darauf
stellte sich auch das Zentralkomi-
tee der deutschen Katholiken
(ZdK) hinter Thomas de 
Maizières Vorschlag: „Wo es ei-
nen nennenswer-
ten Anteil an
Muslimen gibt,
sollte man auch
deren Festkultur
zur Kenntnis neh-
men“, sagte ZdK-
Präsident Tho-
mas Sternberg. „In einer multire-
ligiösen Gesellschaft kann in Ge-
genden mit hohem Anteil an
frommen Muslimen ein islami-
scher Feiertag hinzukommen, oh-
ne dass die christliche Tradition
unseres Landes verraten würde“,
sagte Sternberg weiter. Anstatt zu
erklären, was ein frommer Mus-
lim ist, etwa ein Salafi, beklagte
sich Sternberg darüber, dass im-
mer weniger Christenmenschen
etwas mit Feiertagen anfangen
könnten, die ein „Zeichen des eu-
ropäischen Traditionenreich-
tums“ seien. Ob dann allerdings
die Einführung fremdreligiöser
Feiertage die richtige Lösung ist
und nicht ein neuer Versuch der
Erklärung christlicher Feiertage,
was zu den Aufgaben eines Zen-
tralkomitees gehört, bleibt Stern-
bergs Geheimnis.

Muslime muss man nicht fra-
gen, welche Feiertage für sie
wichtig sind. In der Türkei stehen

ganz oben das Fest Mehmet des
Eroberers von Konstantinopel
oder die verschiedenen Feiertage,
die mit der Eroberung sonstiger
wichtiger einstiger christlicher
Zentren zu tun haben. Das sind
nämlich die einzigen Festtage, die
nach dem europäischen Sonnen-
kalender, also jedes Jahr am sel-
ben Tag, gefeiert werden. Alle an-
deren muslimischen Feiertage,
die mit Mohammed zu tun ha-
ben, wechseln jedes Jahr nach
dem Mondkalender und die
Muslime wissen zu Beginn eines
Jahres meistens noch gar nicht,
wie diese Feiertage exakt liegen

In Deutschland kann jeder
nach seiner Façon selig werden.

Das gilt auch
für das Feiern
religiöser Feste.
Ob allerdings
ein Staat zu-
künftig auch
Feiertage einer
Religion, die

die Grundfesten dieses Staates in
großen Teilen ablehnt, unter den
Schutz einer gesetzlichen Rege-
lung stellen soll, bleibt der Phan-
tasie eines de Maizière überlas-
sen. Vielleicht sollte er sich ein-
mal in Saudi-Arabien umsehen,
dort leben Dank des Ölreichtums
und großer Sklavenarbeitermas-
sen prozentual mehr Christen als
Muslime in Deutschland. In Sau-
di-Arabien gibt es nicht nur keine
christlichen Feiertage, auch der
Bau von Kirchen oder sonstigen
Versammlungsstätten ist verbo-
ten. Auf das Tragen von Hals-
kreuzen oder sonstiger Zeichen
nicht muslimischer Religionen
stehen trotz Modernisierungsten-
denzen in dem streng islami-
schen Land harte Strafen. Nach
der Meinungsäußerung von
Bundesinnenminister Thomas de
Maizière bleibt sein politisches
Schicksal unter Jamaika unge-
wiss.

Der große Reibach
Von Eberhard Hamer

In der Ökonomie denkt man in
Angebot und Nachfrage. Gibt
es also auch einen „Migrations-

markt“ mit Anbietern, welche die
Zuwanderung betreiben, fördern,
zu ihren Gunsten finanzieren und
propagieren? Die Unterstützer der
„Willkommenskultur“ haben zu-
meist wirtschaftliche Gründe: Die
Kirchen sind durch ihre Sozialor-
ganisationen die größten Gewin-
ner der Masseneinwanderung,
weil sie mit üppigen öffentlichen
Geldern die Aufnahmeeinrichtun-
gen finanziert bekamen, mehr als
100000 Mitarbeiter für diese Ar-
beit einstellen und damit ihre
durch Kirchenaustritte schrump-
fenden Finanzen wieder sanieren
konnten. Ein gleiches Leistungsan-
gebot bot auch die Sozialindustrie,
deren Organisationen sich um die
Asylsucher schlugen, weil damit
üppig zu verdienen ist. Das geht
bis hin zu den Ärzten, Zahnärzten

oder Krankenhäusern, welche zu-
sätzlich Massen von Patienten be-
kamen, für die vom Staat alles be-
zahlt wurde. Wie immer hat auch
die Konzernlobby willkommen ge-
schrien und das Schreckgespenst
von Arbeitskräfteknappheit be-
schworen – obwohl die gesamten
Großunternehmen nur 60 von
zwei Millionen Immigranten ein-
gestellt haben und die Masse der
Immigranten für unseren Arbeits-
markt untauglich ist und voraus-
sichtlich nie arbeiten wird. Allein
die Drohung mit deren Arbeits-
kräftepotenzial zahlte sich bereits
dadurch aus, Lohndumping auf
deutsche Arbeitskräfte auszuüben
und die eigentlich in der Hochkon-
junktur selbstverständlichen
Lohnforderungen abzuwehren.

Immigrationsanbieter sind auch
eine Vielzahl von Nichtregierungs-
organisationen, die ihre Gemein-
nützigkeit und ihre Existenz durch

Spendenzulauf nur erhalten kön-
nen, wenn sie angeblich gemein-
nützigen Aufgaben durchführen.
Hier bot sich im „Flüchtlings-
markt“ ein völlig neues, dazu lu-
kratives Geschäft bis hin zum Be-
trieb von Schleuserschiffen, das ih-
nen Millionenspenden einbringt.

Inzwischen leben große Teile
ganzer Branchen von der Asyl-
sucherindustrie. Tausende Anwäl-
te haben – meist aussichtslose –
Prozesse um Bleiberechte von ab-
gelehnten Einwanderern ange-
strengt, weil dies der Staat mit Pro-
zesskostenhilfe unterstützt. Die
Nahrungsmittelindustrie hat Milli-
arden an Mehrumsatz durch die
Zuwanderer verbucht. Gleiches
gilt auch für die Bekleidungsindu-
strie, weil die mittellosen Asylsu-
cher ja nicht nur Nahrung, son-
dern auch Kleidung auf öffentliche
Kosten bekommen. Für die Zu-
wanderer muss auf Staatskosten

gebaut werden, müssen Wohnun-
gen angemietet und neue Möbel
beschafft werden. Sowohl die Im-
mobilien- als auch die Konsumgü-
terindustrie rufen deshalb nach
weiterer Immigration, weil sie Ge-
winner davon sind.

In anderen Marktsegmenten
wird Massenangebot und -nach-
frage durch Kosten und Preis im
Zaum gehalten. Im „Migrations-
markt“ dagegen nicht: Nicht die
Sozialorganisationen oder Kirchen
oder sonstige Immigrationsge-
winnler zahlen für die Kosten der
von ihnen gewünschten Immigran-
ten, sondern alles zahlt der Staat.
Ökonomen wissen, dass die Wirt-
schaft nicht ewig boomt, sondern
dass der Konjunkturwechsel von
Boom und Rezession marktwirt-
schaftlich normal ist. Wer, wie un-
sere Politik, bei der Immigration
nur auf Dauerboom setzt, wird
bald an den Kosten scheitern.

Mildtätigkeit nur
vorgeschoben:
Den Apologeten
der „Willkom-
menskultur“
geht es in erster
Linie ums Geld-
verdienen

Bild: pa

Gegenwind

Die Verquickungen von 
NATO und EU

Von FLORIAN STUMFALL

FO R U M

70 Prozent der
Deutschen gegen

muslimische Feiertage



Nr. 44 – 3. November 2017 9

Umschlagfarbe Gelb im Format
zehn Mal fünfzehn Zentimeter –
das ist unverkennbar ein Reclam-
Heft. Für Schüler der Sekundar-
stufen signalisieren Farbe und
Format seit jeher die „Pflichtlek-
türe“ für die Unterrichtsfächer
Deutsch, Englisch und Latein. 

Ob Schiller und Goethe, Heine
oder Shakespeare und Cäsar in
deutscher Übersetzung – jedes
der kleinen, preiswerten Bänd-
chen von Reclams Universal-
Bibliothek repräsentiert einen
Ausschnitt aus dem Lehrkanon an
deutschen Schulen und Univer-
sitäten. Nach wie vor sind sie ins-
besondere für Bildungsbetriebe
unverzichtbar. Diejenigen Schü-
ler, deren Interesse an der Welt
der Literatur durch Reclams Uni-
versal-Bibliothek nicht geweckt
wird, lernen die Klassiker immer-
hin kennen und profitieren später
hoffentlich davon. In diesem Jahr
feiert der Reclam Verlag die
Geburtsstunde seiner Universal-
Bibliothek zum 150. Mal.

Reclams Universal-Bibliothek
(UB) ist die älteste Buchreihe im
deutschsprachigen Gebiet. Jedem
Heft ist eine bestimmte Nummer
zugeordnet. Außer deutschen
Klassikern und Weltliteratur
umfasst das Angebot Operntexte
und Liederbücher, Anthologien,
Werke über Literatur und Spra-
che, Interpretationen, Texte und
Materialien, Philosophische Wer -
ke, Quellentexte und Nachschla-
gewerke. 

Im Hinblick auf Absatz und
Angebot stellte der Verlag Rekor-
de auf. Insgesamt wurden bisher
rund 600 Millionen Exemplare
verkauft. Aktuell sind 3500 Titel
lieferbar. Jahrzehnte hindurch
behielten die Reclam-Hefte ihr
unverwechselbares Erscheinungs-

bild und Format, wenngleich sich
im Laufe der Zeit manches geän-
dert hat. Inzwischen ist mehr
Vielfalt eingezogen. Statt Grau ist
seit 1970 Gelb die Einbandfarbe
der westdeutschen und seit 1992
der gesamtdeutschen Ausgabe
der Reclam-Hefte. Zweisprachige
Ausgaben haben einen orangefar-
benen, Erläuterungsbände zu
berühmten Dramen oder narrati-

ven Werken einen grünen, Fremd-
sprachentexte einen roten Ein-
band. 

Die Idee, gute Literatur für
wenig Geld unter das Volk zu
bringen, machte den 1828 gegrün-
deten Leipziger Reclam Verlag
weltbekannt. Seit 1839 lautet der
Verlagsname „Philipp Reclam
jun.“. Sein Gründer und Inhaber

Anton Philipp Reclam (1807–
1889) hatte sich nach der März-
Revolution von 1848 auf Klassiker
und Wörterbücher spezialisiert.
Die Erfolgsgeschichte seiner Uni-
versal-Bibliothek beruht auf ei -
nem Gesetz des Norddeutschen
Bundes vom 9. November 1867,
wodurch die Texte der bis 1837
verstorbenen Autoren gemeinfrei
wurden. Infolgedessen mussten

Verleger für den Druck dieser
Werke weder Autorenhonorare
zahlen noch Nutzungsrechte
ablösen, konnten somit also
wesentliche Kosten einsparen.
Etliche Verleger nutzten die Gele-
genheit. 

Als Bildungsbibliothek mit
preisgünstigen Miniaturausgaben
der Literaturklassiker gründete

Philipp Reclam gemeinsam mit
seinem Sohn Hans Heinrich am
10. November die Reihe „Reclams
Universal-Bibliothek“. Goethes
„Faust I“ und „Faust II“ erschienen
als Nummer 1 und 2 der bro-
schierten Bändchen zum Preis
von zwei Silbergroschen. 

Schon nach wenigen Wochen
waren die 5000 Exemplare des
„Faust I“ vergriffen. Ende 1867

wurden weitere 5000 und im
Februar 1868 nochmals 10 000
Exemplare nachgedruckt. Anläss-
lich des diesjährigen Jubiläums
der UB erschien ein Faksimile des
„Faust I“ im damals üblichen hell-
braunen Einband mit verschnör-
kelter Vignette auf dem vorderen
Buchdeckel. Nummer drei und
vier waren Lessings „Nathan der

Weise“ und Theodor Körners Ge -
dichtband „Leyer und Schwert“
aus den Freiheitskriegen.

Mit Reclams Universalbiblio-
thek eröffnete sich auch den
ärmeren Bevölkerungsschichten
der Zugang zur Welt der Literatur.
Theater- und Opernbesucher ge -
hörten von Anfang an ebenfalls
zur Zielgruppe. Da der Absatz
laufend stieg, konnte der günstige
Preis der Hefte lange gehalten
werden. Schon ab 1869 bediente
Reclam als Pendant zur UB auch
gehobene Ansprüche. Produziert
wurden kleine violette, braune
und rote Leinenbände mit Blind-
pressung und Goldaufdruck. 

Bis 1945 umfasste die UB 7600
Nummern mit einer Gesamtaufla-
ge von gut 280 Millionen. 1947
gründete Ernst Reclam in Stutt-
gart den Verlag Philipp Reclam
jun. Nach der Teilenteignung des
Leipziger Stammhauses 1950
blieb die Familie Reclam zu 
21 Prozent an Reclam Leipzig
beteiligt. Hierin wurzelte später
die allmähliche Austrocknung des
Leipziger Verlages nach der Auf-
lösung der DDR, was 2006 zur
Schließung von Reclam Leipzig
führte. Bis zu dessen Reprivatisie-
rung im Jahr 1992 produzierten
beide Verlage weiterhin eigene
Ausgaben der UB. 

Im Programm von Reclam Leip-
zig waren auch DDR-Autoren. In
der Bundesrepublik dürfen Neu-
aufnahmen in die Reihe aufgrund
der gesetzlichen Bestimmungen
erst 70 Jahre nach dem Tod des
Verfassers erfolgen. Das war 2016
für sämtliche Werke Gerhart
Hauptmanns der Fall. 1992 muss -
te der mitteldeutsche Konkurrent
alle Rechte und den Namen der
UB an den Verlag Philipp Reclam
jun. GmbH & Co. KG in Ditzingen
bei Stuttgart abgeben. 

Bis heute ist der Reclam Verlag
in Familienbesitz, und sein Herz-
stück ist immer noch die Univer-
sal-Bibliothek. Überraschend ist
der Befund, dass einige Quoten-
macher der ersten Stunde auch
für den Zeitraum von 1948 bis zur
Gegenwart Spitzenplätze auf der
Bestenliste belegen. Vor Goethes
„Faust“ rangiert Schillers Drama
„Wilhelm Tell“ mit 5,4 Millionen
verkauften Exemplaren. 

Unter den meistverkauften
Zehn befinden sich mit „Kabale
und Liebe“ und „Maria Stuart“
zwei weitere Schiller-Dramen,
während Goethe mit dem „Götz
von Berlichingen“ ein zweites Mal
vertreten ist. Hierzu zählen noch
Gottfried Kellers „Kleider machen
Leute“, Lessings „Nathan der

Weise“, Annette von Droste-Hüls-
hoffs „Die Judenbuche“, Theodor
Storms „Schimmelreiter“ sowie
Gerhard Hauptmanns Drama
„Bahnwärter Thiel“, woran der
Verlag schon frühzeitig sämtliche
Rechte erworben hatte.

Anlässlich des 150. Jubiläums
der Universal-Bibliothek zeigt das
Deutsche Schrift- und Buchmu-
seum Leipzig, Deutscher Platz 1,
noch bis zum 3. Juni 2018 die
Ausstellung „Universal. Reclams
Jahrhundertidee, Leipzig 1867 bis
1990“. Die Schau „Reclams Kos-
mos – 150 Jahre Universal-Biblio-
thek“ ist seit dem 2. November
2017 im Leipziger Stadtarchiv,
Torgauer Straße 74, geöffnet. Der
Eintritt ist jeweils frei. Und im
Stuttgarter Literaturhaus findet
am 11. November eine Festveran-
staltung statt. D. Jestrzemski

Klassiker in Gelb
Die zweite Heimat von Goethe, Schiller und Co. – Der Reclam-Verlag feiert seinen 150. Geburtstag

In den Schulen sorgten sie für mal für Leselust, mal für Lesefrust: Die gelben Reclambände Bild: tws

Zauberhafte Blütenlese
Erlesene Ausstellung im Jubiläumsjahr von Maria Sibylla Merian

Des Meisters Stimme
Als Emil Berliner in Berlin das Grammophon zum Patent anmeldete

Anlässlich des 300. Todestages
von Maria Sibylla Merian

(1647–1717) zeigt das Frankfurter
Städel Museum eine mit 150
Exponaten eher kleine, aber erle-
sene Ausstellung zu den Blumen-
darstellungen der Verlegertochter. 

Die Arbeiten von Merian – und
solche, die ihr früher zugeschrie-
ben wurden – werden hier sehr
überzeugend in ein Umfeld von
Vorläufern, Zeitgenossen und
Nachgeborenen eingeordnet. In -
dem so ein Genre Konturen
gewinnt, treten auch die jeweili-
gen Eigenheiten anschaulich vor
Augen. Während die frühesten
Arbeiten aus dem 15. Jahrhun-
dert, etwa die Ornamentstiche
von Martin Schongauer (zirka
1445–1491), noch deutlich ideali-
sierte Naturformen aufweisen,
ebenso die Pflanzendarstellungen
in alten Apothekerbüchern aus
dem 15. und 16. Jahrhundert,
zeigt der „Hortus Eystettensis“
des Apothekers Basilius Besler
(1561–1629) bereits frühbarocke
Züge. Er wurde für nachfolgende
„Florilegien“ (Lateinisch für Blü-
tenlese, Sammlung von Blumen)
stilprägend.

Ein Glanzstück des Genres ist
auch das von Johann Walter d.Ä.
(1603–1676/77) geschaffene „Flo-
rilegium des Grafen Johannes von
Naussau-Idstein“. Zusammen mit
seltenen Frühwerken von Merian
wurden Teile dieses „Florilegium“
dem Städel als Leihgaben von der
Bibliothèque Nationale in Paris
zur Verfügung gestellt, ergänzt
durch weitere Leihgaben aus
Dresden, Berlin und der Johann
Christian Senckenberg Universi-
tätsbibliothek Frankfurt. 

Den Kern der Ausstellung bil-
den naturgemäß die Werke von
Maria Sybilla Merian. Im Mittel-
punkt stehen dabei zwei lange
verschollene Alben, die erst vor
wenigen Jahren in der Bibliothek
des Städels wiederentdeckt wur-
den. Sie stellen zugleich die erste
Erwerbung der Städelschen
Sammlung überhaupt dar. Pflan-

zendarstellungen, die Teil von
Merians wissenschaftlichen Blu-
menstudien sind, stehen hier
neben Zeichnungen aus dem Rau-
penbuch, ausgeführt in Deckfarbe
auf Pergament – ebenfalls aus
dem Bestand des Städels. Sie las-
sen an Goethes Äußerung den-
ken, der über Sibylla Merian

sagte, ihr Blick auf die Natur
changiere „zwischen Kunst und
Wissenschaft, zwischen Naturbe-
schauung und malerischen Zwek-
ken hin und her“.

Die Ausstellung klingt aus mit
einem Brückenschlag zur Land-
schaftsmalerei des 18. Jahrhun-
derts und daran anschließend
den naturkundlichen Detaildar-

stellungen in Studien-
blättern der deutschen
Frühromantik. Während
das Leben der Merian
gut erforscht ist, gilt das
für ihr Werk weniger.
Ein Gesamtverzeichnis
gibt es bis heute nicht.
Hingewiesen sei hier
auch auf die hervorra-
genden Begleitmateria-
lien, die das Städel im
Internet zur Verfügung
stellt. Einziger Wermuts-
tropfen: die Farbgestal-
tung der zauberhaften
Arbeiten kann der Besu-
cher oft nur erahnen, da
zur Schonung der Expo-
nate das Licht sehr
gedämpft ist.

Nike U. Breyer

Die Ausstellung „Ma ria
Sibylla Merian und die
Tradition des Blumen-
bildes“ läuft bis zum 

14. Januar im Städel, Schaumain-
kai 63, geöffnet Dienstag, Mitt-
woch, Sonnabend und Sonntag
von 10 bis 18 Uhr, Donnerstag
und Freitag bis 21 Uhr. Der Kata-
log vom Hirmer Verlag kostet im
Museum 29,90 Euro, im Buch-
handel 39,90 Euro. Internet:
www.staedelmuseum.de

Als Emil Berliner vor 130
Jahren die Schallplatte
und das Grammophon

erfand, lag ihm nichts ferner als
der Gedanke, dass diese analoge
Methode zur Wiedergabe von
Tonaufnahmen einmal obsolet
werden könnte. Inzwischen ist
selbst das Geschäft mit CDs nur
noch eine Nischenbranche, der
CD-Player ein Auslaufmodell.
Musik und Filme konsumieren
immer mehr Nutzer über Geräte
mit Internetanschluss, weil es
bequem ist und Strea-
ming-Dienste sie ihnen
fast zum Nulltarif
anbieten. 

Am 20. Mai 1851
wurde Emil Berliner
als Sohn einer jüdi-
schen Kaufmannsfami-
lie in Hannover gebo-
ren. Um der Muste-
rung bei der preußi-
schen Armee zu entge-
hen, begleitete er 1870
ei nen Freund seines
Vaters auf eine Reise in
die USA und fand
Arbeit in dessen Wa -
shingtoner Kurzwaren-
geschäft. Nebenher forschte und
tüftelte er in den Bereichen
Elektrotechnik und Akustik. 1877
gelang ihm die Entwicklung eines
neuartigen Telefon-Mikrofons.
Sein Patent verkaufte er für
50 000 Dollar an die Bell Telepho-
ne Company in Philadelphia.
Damit war er finanziell unabhän-
gig und konnte sich ein eigenes
Labor einrichten. In Hannover
gründete er 1881 zusammen mit
seinen Brüdern die erste deutsche
Telefonfabrik.

Am 26. September 1887 melde-
te Berliner zuerst in den USA und
dann am 8. November 1887 im
Kaiserlichen Patentamt zu Berlin
seine wichtigste Erfindung zum
Patent an: eine runde Zinkplatte
als Tonträger sowie ein Abspielge-
rät. Berliner hatte ein Aufnahme-
gerät konstruiert, das Schallwel-
len in horizontale Bewegungen
einer Nadel übertrug. Den an -
schließend in einem aufwendigen
Verfahren hergestellten Tonträger
nannte er „disk record“, in seiner

Muttersprache Schallplatte, und
das Abspielgerät Grammophon
(von altgriechisch grámma
„Geschriebenes“ und phoné
„Stimme“, „Laut“, „Ton“). Dessen
wesentliche Bestandteile waren
eine Handkurbel und eine beweg-
liche Nadel, um die schneckenför-
mig von außen nach innen verlau-
fenden Rillen auf der Platte abzu-
tasten und die Töne hörbar zu
machen. 

Wie die Walzen für Thomas
Edisons Phonographen wurden

Berliners Schallplatten einzeln
hergestellt. Ihr Vorteil gegenüber
dem Phonographen war dabei
ihre kostengünstige Reproduzier-
barkeit. Damit gelang der Durch-
bruch auf diesem Forschungsge-
biet. In den USA gründete Berli-
ner 1893 die United States Gra-
mophone Company. Für ihre Wer-
bung verwendete die Firma ab
1899 als Markenzeichen den vor
dem Schalltrichter eines Gram-
mophons lauschenden Hund Nip-
per. Das Bild wurde so populär,

dass der Firmenname
in Anspielung darauf
in „His Master’s Voice
umgeändert wurde.

Als der italienische
Tenor Enrico Caruso
1902 seine ersten
Schallplattenaufnah-
men machte, begann
der Siegeszug der
Schallplatte. Die Schel-
lack-Schallplatte setzte
sich seit 1905 durch.

In Hannover gründe-
te Emil Berliner 1898
mit seinem Bruder
Joseph das Tochter-
unternehmen „Deut-

sche Grammophon Gesellschaft“.
Das heutige Label „Deutsche
Grammophon“ ist ein Überbleib-
sel des ehemaligen Qualitätsfüh-
rers für Klassik-LPs. In Thüringen
produzierte die Puppenfabrik
Kämmerer seit 1900 Grammo-
phone in Berliners Auftrag. 

Emil Berliner erfand außerdem
den Parkettboden und einen
Motor für Leichtflugkörper. Er
starb am 3. August 1929 im Alter
von 78 Jahren in Washington D.C.

D. Jestrzemski

Der Erfinder an der Schallplatte: Emil Berliner Bild: pa

Merian: „Granatapfelbäumchen“

KU LT U R

»Wilhelm Tell«
liegt vor »Faust«
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Radium, der »flüssige Sonnenschein«
Im Kampf gegen den Krebs entdeckten Marie und Pierre Curie die Radioaktivität
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In der kommunistischen Ge-
schichtsschreibung wurde die
„Große Sozialistische Oktoberre-
volution“ stets als Aufstand der
unterdrückten Massen Russlands
hingestellt. Tatsächlich handelte
es sich bei den Ereignissen ab
dem 25. Oktober 1917 nach russi-
scher beziehungsweise juliani-
scher sowie dem 7. November
nach gregorianischer Zeitrech-
nung um den Putsch einer klei-
nen, hochentschlossenen Gruppe
bolschewistischer Verschwörer. 

Nach der Februarrevolution
von 1917 (siehe PAZ Nr. 9), mit
der die Zarenherrschaft in Russ-
land geendet hatte, rang die sozi-
al-liberale Übergangsregierung
unter Alexander Kerenskij mit
den Arbeiter- und Soldatenräten
(Sowjets) um die Macht im Lan-
de. Dabei neigte sich die Waag-
schale bald zugunsten der Räte.
Wichtige Weichenstellungen für
die Zukunft wurden in dieser Si-
tuation vom 2. Allrussischen So-
wjetkongress erwartet, der am
Abend des 25. Oktober bezie-
hungsweise 7. November zu-
sammentreten und über die Bil-
dung einer Koalitionsregierung
unter Einschluss von Sozialrevo-
lutionären, Menschewiki und
Bolschewiki beraten sollte. Doch
die lag nicht im Sinne des bol-
schewistischen Führers Wladimir
Iljitsch Uljanow alias Lenin. Der
war kurz zuvor mit deutscher
Hilfe aus seinem Exil in der
Schweiz zurückgekehrt und ar-
beitete konsequent auf die Allein-
herrschaft der von den Bolsche-
wisten dominier-
ten Russischen
Sozialdemokrati-
schen Arbeiter-
partei (Bolsche-
wiki) hin. Des-
halb redete Lenin
auf das Zentral-
komitee der Partei am 27. Sep-
tember beziehungsweise 10. Ok -
tober geschlagene zehn Stunden
lang ein, bis es seine Staats-

streichpläne schließlich mit nur
zwei Gegenstimmen absegnete.

Die Durchführung des gewaltsa-
men Umsturzes oblag Lew Bron-
stein alias Leo Trotzki. Der Vorsit-
zende des Petrograder Sowjets
formierte umgehend ein Militä-
risch-Revolutionäres Komitee
(MRK), das aus Soldaten der
hauptstädtischen Garnison und
Matrosen der Kronstädter Marine
sowie Mitgliedern der Roten Gar-
den, einer bewaffneten Arbeiter-
miliz der Bolschewiki, bestand.
Die allermeisten dieser höchstens
30 000 „Revolutionäre“ wussten
dabei nicht, wofür sie eigentlich
Leib und Leben riskierten. Sie gin-
gen davon aus, dass sie zur Vertei-
digung des Petrograder Sowjets
gegen einen Angriff von „Rechts“
antraten, statt im Dienste der kei-
neswegs rundum beliebten Bol-
schewiki zu agieren.

Der Putsch begann am 25. Ok -
tober beziehungsweise 7. Novem-
ber um 2 Uhr morgens mit der Be-
setzung wichtiger strategischer
Punkte in Petrograd wie Bahnhö-
fen, Kraftwerken, Brücken, Post-
und Telegraphenämtern sowie der
Reichsbank. Außerdem belagerten
Trotzkijs Truppen das Winterpa-
lais, also den Sitz der amtierenden
Regierung Kerenskij. Diese wurde
am Vormittag durch eine Bekannt-
machung des MRK für abgesetzt
erklärt. Trotzdem war Kerenskij
noch nicht zur Aufgabe bereit.
Immerhin rückten inzwischen
mehrere ihm loyale Infanterie-
und Kosakendivisionen in Rich-
tung der russischen Hauptstadt
vor, um die Rebellion niederzu-

schlagen. Deshalb erging um
18 Uhr ein Ultimatum an die Pro-
visorische Regierung und die Ver-
teidiger des Winterpalais, das Ge-

bäude zu räumen
und sich zu erge-
ben. Andernfalls
würden die Ge-
schütze der Peter-
und-Pauls-Festung
sowie einige
Kriegs schiffe auf
der Newa das Feuer
eröffnen.

Weil daraufhin
keinerlei Reaktion
erfolgte, gab das
Buggeschütz des
Kreuzers „Aurora“
um 21.40 Uhr ei-
nen blinden Signal-
schuss ab, der die
Erstürmung des
Winterpalais und
die Verhaftung der
Regierung Kerens-
kij mit Ausnahme
des Ministerpräsi-
denten selbst, der
nach Peskow ent-
kam, einleitete. Da-
bei lief beides sehr
viel weniger dra-
matisch ab, als es
der elf Jahre später
u r a u f g e f ü h r t e ,
übertrieben hero-
isch daherkom-
mende Film „Ok -
tober“ des Regis-
seurs Sergej Eisen-
stein suggerierte.
Es gab sechs Gefal-
lene, dazu gingen
zwei Fensterschei-
ben zu Bruch. Letztlich verursach-
ten die Dreharbeiten für den Strei-
fen größere materielle Schäden an

dem Zarenpalast
als dessen Ein-
nahme 1917. 

Am selben Tag
hatte um
22.40 Uhr im
Smolny der 2. So-
wjetkongress be-

gonnen. Die Nachrichten aus der
Stadt sorgten sofort für einen hef-
tigen Eklat und zahlreiche Dele-
gierte der Menschewiki und Sozi-

alrevolutionäre verließen aus Pro-
test den Saal, was Trotzkij mit den
höhnischen Worten quittierte: „Ihr
seid klägliche Bankrotteure, eure
Rolle ist ausgespielt. Geht dorthin,
wohin ihr gehört: auf den Keh-
richthaufen der Geschichte.“ An-
schließend stimmten die verblie-
benen Deputierten für die Bildung
einer Koalitionsregierung aus Bol-
schewiki und Linken Sozialrevolu-
tionären unter der Führung Le-
nins. Damit war dessen Putsch-
plan voll und ganz aufgegangen.
Seine Machtergreifung wurde um

5 Uhr morgens des darauffolgen-
den Tages mit einem Aufruf „An
die Arbeiter, Soldaten und Bau-
ern“ offiziell bekanntgemacht.

Die neuen Führer Russlands
nannten sich „Rat der Volkskom-
missare“ und verabschiedeten un-
verzüglich zwei Dekrete, die ihnen
die Zustimmung der Massen ein-
bringen sollten: das Dekret über
den Frieden sowie das Dekret über
Grund und Boden.

Klar denkende Personen wie der
Schriftsteller Maxim Gorkij sahen
sofort die drohenden negativen

Konsequenzen des
Umsturzes voraus:
„Die Arbeiterklasse
wird begreifen
müssen, dass Lenin
auf ihrer Haut und
mit ihrem Blut nur
ein Experiment
macht. Die Arbei-
terklasse muss wis-
sen, was sie erwar-
tet! Hunger, völlige
Zerrüttung der In-
dustrie, Zerstörung
des Transportnet-
zes, dauernde, blu-
tige Anarchie …“

Und tatsächlich
lösten die Ereig-
nisse in Petrograd
eine Welle der Ge-
walt aus. Nach der
landesweiten Plün-
derung der
Schnapsläden tob-
te der betrunkene
Mob. Das wiede-
rum bot mit Anlass
zur Gründung der
„ A u ß e r o r d e n t -
lichen Allrussi-
schen Kommission
zur Bekämpfung
von Konterrevolu-
tion, Spekulation
und Sabotage“,
kurz „Tscheka“ ge-
nannt, die aber vor-
rangig das Bürger-
tum attackierte. Ge-
treu der Forderung

Lenins nach „Säuberung der russi-
schen Erde von allem Ungeziefer,
von den Flöhen – den Gaunern,
von den Wanzen – den Reichen“.
Deshalb dauerten die Exzesse der
marodierenden Banden aus Ar-
beitern und Soldaten noch bis
zum Sommer 1918 an. Parallel
hierzu begann ein Bürgerkrieg ge-
gen „konterrevolutionäre Elemen-
te“, in dessen Verlauf die Bolsche-
wiki ihre Macht bis Juni 1923 über
nahezu das gesamte vormalige Za-
renreich ausdehnen konnten.

Wolfgang Kaufmann

Marie Curie erhielt als bis-
her einzige Frau zwei
Nobelpreise, einen für

Chemie und einen für Physik. Am
7. November 1867, vor 150 Jahren,
wurde sie geboren.

Die Entzündungen und Wun-
den, die sich auf ihren Fingerspit-
zen und Armen bildeten, erfüll-
ten Marie Curie mit Genugtu-
ung. Sie und ihr Mann Pierre
Curie experimentierten mit
dem feinen silbrigen Pulver, das
die Wissenschaftlerin in ihrem
Pariser Labor aus dem Mineral
Pechblende isolierte. Sie nann-
ten es Radium, das Strahlende.
Die schmerzhaften Verätzungen
waren der Beweis dafür, dass
die Strahlen des unbekannten
chemischen Elements Gewebe
angriffen und zerstörten. Über-
all auf der Welt suchten Medizi-
ner nach einem Mittel gegen
den Krebs. Das Ehepaar Curie
war überzeugt, es gefunden zu
haben. Von den Gefahren der
Radioaktivität wusste es nichts. 

Marie Curie, eigentlich Marya
Sklodowska, wurde 1867 in
Warschau geboren. Ihr Vater war
Lehrer der Mathematik und Phy-
sik. Die große Begabung der Toch-
ter in Naturwissenschaften zeigte
sich schon früh. Weil Frauen in
Polen nicht zum Studium zugelas-
sen wurden, zog sie in das fort-
schrittliche Paris. Sie studierte
Physik und Mathematik an der

Sorbonne. 1895 heiratete Marie
den Physiker Pierre Curie. Die
Eheleute forschten nun gemein-
sam, als gleichberechtigte Partner.
Die französischen Zeitung „Les
Dimanches“ schrieb: „Der Fall von
Monsieur und Madame Curie, die
auf dem Gebiet der Wissenschaft

zusammenarbeiten, ist gewiss
nicht das Übliche. Eine Idylle im
Physiklabor, das hat die Welt noch
nicht gesehen.“

Zwei Jahre nach der Heirat be-
gann Marie Curie mit Pechblende
aus dem böhmischen Sankt Joa-
chimsthal zu experimentieren. Fo-
tos zeigen die 30-Jährige in weißer

Rüschenbluse, neben ihr Pierre
Curie im Gehrock, in ihrem
Hinterhoflabor vor einer Anord-
nung von Apparaturen. Auf der
Suche nach einem Thema für ihre
Doktorarbeit war sie auf eine na-
hezu unbeachtete Entdeckung des
französischen Physikers Antoine

Henri Becquerel gestoßen. Er
hatte ein Element isoliert, das
Strahlen aussandte: Uran. Bei
ihren Untersuchungen der
„Becquerel-Strahlen“ entdeckte
Marie Curie Polonium, benannt
nach ihrer polnischen Heimat,
und das am stärksten strahlen-
de Radium. In ihrer Veröffentli-
chung „Sur une nouvelle sub-
stance, fortement radio-active
contenue dans la pechblende“
(Über eine neue, stark radioak-
tive, in der Pechblende enthal-
tene Substanz) verwendeten
Marie und ihr Mann zum ersten
Mal den Begriff „radioaktiv“.

Die Akademie der Wissen-
schaften reagierte skeptisch, die
Menge an Radium war noch
nicht messbar. Marie Curie
brauchte vier Jahre, um aus ei-

ner Tonne Pechblende das erfor-
derliche Zehntelgramm zu extra-
hieren. 1903 erhielt sie zusammen
mit ihrem Mann und Antoine
Henri Becquerel den Nobelpreis
für Physik. Der geheimnisvolle
Stoff, entdeckt von einer Frau, lö-
ste eine Hysterie aus. Bars, Hotels
und Kinos wurden danach be-

nannt. Die Industrie bemächtigte
sich des Radiums. Uhren mit Zif-
fern, die durch Radiumpartikel im
Dunkeln leuchteten, glitzernde
Farben mit Radium und Radium-
wasser zum Trinken, der „flüssige
Sonnenschein“, wurden Verkaufs-
schlager. Erste Zweifel an der Un-
bedenklichkeit der Radioaktivität
kamen auf, als Menschen, die
häufig damit Kontakt hatten, die
Haare ausfielen. Während die
Hersteller von Radiumprodukten
Millionen verdienten, verfolgte
das Ehepaar Curie keinerlei finan-
zielle Interessen. 

1906 starb Pier-
re Curie bei ei-
nem Droschken-
unfall. Die Sor-
bonne berief Ma-
rie Curie auf den
Lehrstuhl ihres verstorbenen
Mannes. Im Mittelpunkt ihrer Ar-
beit stand weiter die Erforschung
des Radiums. Die Nutzung der Ra-
dioaktivität in der Krebstherapie,
so wie es sich das Ehepaar Curie
von Anfang an gewünscht hatte,
begann 1907. Im neu gegründeten
Institut Curie am linken Seineufer,
heute eines der bedeutendsten
Krebszentren der Welt, wurde die
Curie-Therapie entwickelt. Eine
radioaktive Quelle wurde am Kör-
per des Kranken so platziert oder
implantiert, dass ihre Strahlen
den Tumor direkt angreifen. Die
Wissenschaftlerin wurde mit Aus-

zeichnungen und hoch angesehe-
nen Preisen überhäuft. Als Privat-
person geriet sie ins Zwielicht.
1911 berichteten Boulevardblätter,
dass die Witwe eine Affäre mit
dem Physiker Paul Langevin hatte.
Langevin, ein Schüler von Pierre
Curie, war verheiratet. Marie Cu-
rie wurde als skrupellose Ehebre-
cherin dargestellt, eine Auslände-
rin, die eine französische Familie
zerstört. Die betrogene Ehefrau
drohte ihr mit Mord, Pariser war-
fen ihr die Fensterscheiben ein.
Der Skandal beeinträchtigte die
Beratungen im selben Jahr zur

Wahl des Nobelpreisträgers für
Chemie. Marie Curie galt als aus-
sichtsreichste Kandidatin. Nun er-
schien sie einigen Komiteemitglie-
dern nicht mehr würdig genug,
ihn zu erhalten. Schließlich über-
wogen ihre Verdienste als For-
scherin. Im November 1911 nahm
sie ihren zweiten Nobelpreis, nun
in Chemie, für die Isolierung des
Radiums entgegen. 

Der Umgang mit Radioaktivität
hatte die Gesundheit von Marie
Curie geschwächt, vermutlich litt
sie an einer fortgeschrittenen
Anämie, aber ihre Kraft schien
unerschöpflich zu sein. Im Ersten

Weltkrieg konstruierte sie eine
mobile Röntgenstation und fuhr
damit in Lazarette nahe der Front.
Nach Kriegsende waren die Radi-
umvorräte ihres Pariser Instituts
durch die Behandlung der Solda-
ten aufgebraucht. Marie Curie
konnte ihre Forschungen nicht
fortsetzen. Radium war uner-
schwinglich teuer. Ein Gramm ko-
stet 100 000 US-Dollar. 1920 reiste
sie in Begleitung ihrer Töchter
nach New York. Amerikanische
Zeitungen feierten sie als Heldin,
die den Krebs besiegt hat, eine
maßlose Übertreibung, welche

die Forscherin
zurück wies. In ei-
nem Interview
mit der Heraus-
geberin einer
Frauenzeitschrift

berichtete sie von ihren Geldnö-
ten. Die Amerikanerin gründete
das Marie Curie Radium Fund
Committee, das die für ein
Gramm Radium nötige Summe
von 100 000 Dollar aufbrachte. 

Die letzten Lebensjahre forschte
Marie Curie gemeinsam mit ihrer
Tochter Irène Joliot-Curie, die
24 Jahre nach ihrer Mutter eben-
falls den Chemienobelpreis er-
hielt. Marie Curie starb 1934 an
der Strahlenkrankheit. Ihr Notiz-
buch, das für umgerechnet 70000
Euro versteigert wurde, ist so ra-
dioaktiv verseucht, dass niemand
es lesen kann. Klaus J. Groth

Vor 150 Jahren wurde die einzige Trägerin
gleich zweier Nobelpreise geboren

Im Gegensatz zur Entente-nahen 
Provisorischen Regierung versprachen die 

Roten Frieden sowie Grund und Boden

Im Jahre 1911: Marie Curie Bild: CF

Die Dreharbeiten verursachten größere materielle Schäden an dem Gebäude als der darge-
stellte Sturm auf das Winterpalais selbst: Szenenfoto aus Eisensteins „Oktober“ Bild: pa

Keine Revolution, sondern ein Putsch
Vor 100 Jahren griff eine kleine, hochentschlossene Gruppe bolschewistischer Verschwörer in Petrograd nach der Macht
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Über dem Engagement Preußens
in Afrika wird jenes in Amerika
häufig übersehen. Dabei ermög-
lichte erst beides zusammnen die
lukrative Teilnahme am sogenann-
ten Dreieckshandel, sprich dem
Tausch von europäischen Indu-
strieprodukten gegen Sklaven in
Afrika und dem Tausch dieser
Sklaven gegen landwirtschaftliche
Produkte in Amerika.

Nachdem der Große Kurfürst in
den letzten Jahren seiner Herr-
schaft, die von 1640 bis 1688
währte, eine eigene Flotte aufge-
baut hatte, betrieb er damit die
Gründung von Handelsstützpunk-
ten in Übersee. Bekannt sind die
brandenburgisch-preußischen Ka-
stelle, die an den Küsten der heu-
tigen afrikanischen Staaten Ghana
und Mauretanien errichtet wur-
den. Weniger bekannt hingegen
ist, dass Kurfürst Friedrich Wil-
helm auch in der Karibik mariti-
me Interessen verfolgte und auf
der Insel St. Thomas, die heute zu
den Amerikanischen Jungfernin-
seln gehört, aber damals sich in
dänischem Besitz befand, eine
Niederlassung etablieren ließ, die
fast 50 Jahre lang Bestand hatte.
Weil der damals übliche Dreiecks-
handel der europäischen See-
mächte nur gedeihen konnte,
wenn man sowohl in Afrika als
auch in Amerika über eigene
Stützpunkte verfügte, bemühte
sich Brandenburg-Preußen nach
dem Erwerb der Kolonien an der
Westküste Afrikas ebenso um Be-
sitzungen auf dem amerikani-
schen Kontinent.

Um die Jahreswende 1680/81
tauchten erstmals brandenburgi-
sche Schiffe in der Karibik auf,
drei Jahre später unternahm man
den erfolglosen Versuch, Frank-
reich die Inseln St. Croix und St.
Vincent abzukaufen. Im Oktober
1684 kam es zu Verhand-
lungen mit Dänemark,
das seit 1671 die mit
82 Quadratkilometern
zweitgrößte Antillenin-
sel St. Thomas besaß.
Und da Dänemarks
Westindien-Handel gera-
de mit wirtschaftlichen
Problemen zu kämpfen
hatte, erschien eine Eini-
gung hier aussichtsreich. 

Dem Großen Kurfür-
sten ging es in erster Li-
nie um die Gewährung
einer Handelskonzes-
sion, und so schloss man
am 24. November 1685
einen Vertrag ab, der fol-
gendes vorsah: Die Bran-
denburger erhielten das
Recht, soviel Land in Be-
sitz zu nehmen, wie man
mit 200 Sklaven zu be-
bauen in der Lage war.
Sie durften Wohn- und
Lagerhäuser errichten
sowie Handel ein-
schließlich Sklavenhan-
del betreiben. Außerdem
gestand man ihnen das
Jagd- und Fischereirecht
zu. An Abgaben sollten
in den ersten drei Jahren
nur solche für die Skla-
ven anfallen. Danach
hatten die brandenburgi-
schen Plantagenbesitzer
Pachtzinsen an die däni-
sche Krone zu entrich-
ten. Auf exportierte Wa-
ren mussten fünf Prozent Steuern
gezahlt werden, auf ein- bezie-
hungsweise ausgeführte Sklaven
ein beziehungsweise zwei Pro-
zent. Den Brandenburgern wurde
erlaubt, ihre eigene Polizei und
Gerichtsbarkeit zu unterhalten.
Lediglich die brandenburgische
Besatzung war dem dänischen
Gouverneur der Insel unterstellt,
der dafür im Namen seines Königs
den Brandenburgern und ihren
Schiffen Schutz gewährte. Im Falle

eines Krieges zwischen beiden
Staaten sollte St. Thomas als neu-
tral angesehen werden. 

Der Vertrag, der 1686 um zwei
Zusatzabkommen ergänzt wurde,
war auf eine Gültigkeitsdauer von
30 Jahren angelegt, konnte danach
aber verlängert werden. Auch
wenn die erzielte Einigung den
Großen Kurfürsten nicht ganz zu-
frieden stellte, weil die Souverä-
nität über die Insel weiterhin bei
Dänemark lag, so hatte er sich
doch endlich den begehrten

Stützpunkt in der Karibik gesi-
chert und konnte damit am trans-
atlantischen Handel teilhaben. Im
Jahre 1692 wurde die Branden-
burgisch-Afrikanische Compagnie
(BAC) deshalb in „Brandenbur-
gisch-Afrikanische-Amerikani-
sche Compagnie“ (BAAC) umbe-
nannt.

Das Pachtgebiet der Branden-
burger bestand aus einer europäi-
schen Siedlung mit einem Fort,
der Residenz des Generaldirek-

tors, Wohn-, Verwaltungs- und La-
gergebäuden sowie einem separa-
ten Wohnareal für die Sklaven. Es
lag in unmittelbarer Nachbar-
schaft zum dänischen Hauptort
Charlotte Amelie, der nach der
Gemahlin König Christians V., ei-
ner Nichte des Großen Kurfürsten,
benannt war. Alle drei Siedlungen
erstreckten sich über rund einen
Kilometer an der Küste entlang.
Bei Krum Bay, westlich der Sied-
lungen, wo den Brandenburgern
ausgedehnte Ländereien zur Kolo-

nisierung zugewiesen
worden waren, legte
man Plantagen an, die
sich in der Folge bis weit
ins Inland hinein aus-
dehnten. Beim Tode des
Großen Kurfürsten im
Jahre 1688 lebten
300 Brandenburger auf
der Insel, denen einige
hundert Sklaven dienten.

Als erster Generaldi-
rektor traf am 23. No-
vember 1686 der „Com-
mercien-Direktor“ und
Marinerat Jacques Bar-
bot de Laporte ein. Unter
seiner Verwaltung ent-
wickelte sich der Handel
bald derart erfolgreich,
dass dies den Neid der
Dänen hervorrief. So
kam es rasch zu Span-
nungen mit dem däni-
schen Gouverneur, der
den Brandenburgern
unterstellte, den Handel
der Insel dominieren zu
wollen, wofür er Kom-
pensationszahlungen
verlangte. Außerdem
warf er ihnen vor, ihre
vertraglichen Verpflich-
tungen zu verletzen, weil
sie die Bebauung der ih-
nen zugewiesenen Län-
dereien vernachlässig-
ten. Die Brandenburger
entgegneten, sie seien
nur berechtigt, nicht
aber verpflichtet, das

Pachtland zu kultivieren. Doch
der Gouverneur ließ sich nicht
darauf ein und untersagte den dä-
nischen Plantagenbesitzern, ihre
bei den Brandenburgern gemach-
ten Schulden zu begleichen. Tat-
sächlich hatte sich die branden-
burgische Kompagnie von Anfang
an mehr am Handel als an der
Plantagenwirtschaft interessiert
gezeigt, war doch St. Thomas ein
bedeutender Umschlagplatz, den
jährlich mehr als 1000 Schiffe an-

liefen. Und während die Branden-
burger bei allen Geschäften im-
mer wieder erfolgreich waren,
verschuldeten sich mehr und
mehr dänische Plantagenbesitzer
bei ihnen. Da die Differenzen un-
überbrückbar zu sein schienen,
wurde Kurfürst Friedrich III., der
Nachfolger des Großen Kurfür-
sten, schließlich beim dänischen
König vorstellig. In den folgenden
Verhandlungen kam es zum Ein-
igungsvertrag vom 21. April 1692,
der zunächst auf drei Jahre ange-
legt war, 1695
aber verlängert
wurde.

Wegen der stän-
digen Ausein-
andersetzungen
mit den Dänen
hatten die Bran-
denburger in der
Z w i s c h e n z e i t
mehrere Versuche
unternommen, ei-
genen Besitz in
der Karibik zu er-
werben. So be-
kundete man
Interesse an den
Inseln St. Eusta-
che, St. John, St.
Peter und Tortola,
doch alle Anläufe
schlugen fehl. 

Eine konkrete
Chance bot sich,
als man im Febru-
ar 1689 die zwi-
schen St. Thomas
und Puerto Rico
gelegene Krab-
beninsel, das heu-
tige Culebra, in
Besitz nahm. In
einer feierlichen
Zeremonie erhielt
die Anlandungs-
stelle die Bezeich-
nung „Branden-
burger-Bay“. Man
ließ jedoch keine
Besatzung zurück
und sicherte die
„Erwerbung“ auch in keiner Weise
ab. So kam es, dass, als die Bran-
denburger im Dezember 1692 er-
neut die Insel anliefen, dort zu ih-
rer großen Überraschung eine dä-
nische Flagge wehte und ein däni-
scher Offizier sie davon in Kennt-
nis setzte, das Eiland sei schon
seit 1682 dänisches Territorium.

Obwohl Friedrich III. im Gegen-
satz zu seinem Vorgänger kein
Interesse an den überseeischen
Territorien bekundete, nahm der

Handel mit diesen auch in den
90er Jahren des 17. Jahrhunderts
eine günstige Entwicklung. Die
Sklaventransporte von Westafrika
nach St. Thomas florierten, und
die dortigen Plantagen belieferten
Europa mit tropischen Produkten.
Die Dänen beobachteten die Erfol-
ge der Brandenburger weiterhin
mit Argwohn, waren sich aber
auch darüber im Klaren, dass die
Kolonie ohne die Handelsaktivitä-
ten der ungeliebten Konkurrenten
kaum mehr lebensfähig gewesen

wäre. Deshalb sah man sich zur
Zusammenarbeit gezwungen.
Nachdem 1695 der Interimsver-
gleich von 1692 ausgelaufen war,
kam es zu neuen Verhandlungen,
die von den Dänen mit weitrei-
chenden Auflagen verbunden
wurden. So sollte Brandenburg
beispielweise nach Ablauf von
sechs Jahren endgültig seine
Niederlassung räumen. Zur Be-
gründung führte man insbesonde-
re die schlechte Zahlungsmoral

an. Nachdem die Kompagnie 1699
jedoch alle ihre Restschulden be-
glichen hatte, bestand die däni-
sche Seite nicht mehr auf einem
zeitlich befristeten Niederlas-
sungsrecht der Brandenburger.

1715 lief der Konzessionsvertrag
von 1685 aus. Dennoch blieb vor-
läufig alles beim Alten, 1716 wur-
de sogar noch ein neuer General-
direktor nach St. Thomas ent-
sandt. In Brandenburg-Preußen
herrschte unterdessen seit 1713
Friedrich Wilhelm I., der noch we-
niger als sein Vater an Marine-
und Kolonialpolitik interessiert
war. In einem Vertrag vom 18. De-
zember 1717 wurde daher die
Brandenburgisch-Afrikanische-
Amerikanische Compagnie mit-
samt den Besitzungen an der
westafrikanischen Küste an die
Niederländisch-Westindische
Compagnie (NWIC) verkauft. 

Die Niederlassung auf St. Tho-
mas hingegen blieb bestehen, und
der Handel dort wurde weiterhin
im Namen der (nicht mehr existie-
renden) BAAC abgewickelt, über
deren Auflösung man nicht infor-
miert worden war. Die Dänen lie-
ßen die Preußen zunächst weiter-
machen, doch als die Summe der
säumigen Zinsen und Abgaben
immer größer wurde, kündigte
man die Konzession endgültig auf.
Der preußische Generaldirektor
wollte die Geschäfte aber nur
dann ruhen lassen, wenn er vom
König zurück beordert würde.
Schließlich strengte der dänische
Gouverneur wegen der nicht er-
füllten Forderungen einen Prozess
an, aber weil die Preußen weder
zahlen konnten noch ohne
ausdrück liche Weisung aus Berlin
zahlen wollten, wurde 1727 ihr In-
ventar versteigert. 

Als Friedrich Wilhelm I. davon
erfuhr, sah er sich außerstande zu
vermitteln. 1731 schrieb der Ge-

neraldirektor ei-
nen letzten Brief
an den preußi-
schen König, in
dem er seine aus-
weglose Lage be-
schrieb. Vier Jah-
re später verstarb
er auf St. Thomas.
Seine Nachkom-
men blieben auf
der Insel, und
noch heute gibt es
dort einen Berg
sowie Straßen, die
seinen Namen
tragen, ebenso die
Ruine seines frü-
heren Farmhau-
ses. Nachdem
1738 die letzten
preußischen Be-
sitzungen verstei-
gert worden wa-
ren – nur das Pri-
vateigentum des
letzten Generaldi-
rektors wurde da-
von ausgenom-
men –, erklärte
der dänische Kö-
nig alle den Preu-
ßen bisher zuge-
standenen Rechte
für aufgehoben.
Sie konnten je-
doch, sofern sie
dafür optierten,
auf St. Thomas
bleiben, mussten
in diesem Fall

aber einen Eid auf den König von
Dänemark ablegen. 

Heute zeugen auf der Insel nur
noch die geographischen Bezeich-
nungen und Familiennamen sowie
vereinzelte architektonische
Überbleibsel von der ein halbes
Jahrhundert dort währenden
brandenburgisch-preußischen
Epoche, die in der Geschichts-
schreibung fast völlig in Verges-
senheit geraten ist.

Wolfgang Reith

Heute ist der Tourismus der wichtigste Wirtschaftsfaktor der Insel: Saint Thomas (Sankt Thomas) Bild: US Virgin Islands Department of Tourism

War an Marine- und Kolonialpolitik desinteressiert und ver-
kaufte die BAAC an die Holländer: Der Soldatenkönig Bild: CF

Betrieb gezielt die Gründung von Handelszen-
tren in Übersee: Der Große Kurfürst Bild: CF

Das Ende einer preußischen Episode
Vor 300 Jahren verkaufte der Soldatenkönig die Brandenburgisch-Afrikanische-Amerikanische Compagnie (BAAC)
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Die Sachsen, immer wieder diese
vermaledeiten Sachsen! Was ist nur
mit den vier Millionen Einwohnern
des Bundeslandes im Zwickel zwi-
schen Polen und Tschechien los,
dass sie derart oft als Problembür-
ger in Erscheinung treten!?

Erst rottete sich in der Landes-
hauptstadt Dresden die islamkriti-
sche, pardon islamfeindliche, Be-
wegung der Patriotischen Europäer
gegen die Islamisierung des Abend-
landes (Pegida) zusammen. Dann
wagten es die Bürger in einigen
sächsischen Gemeinden trotz der
allgemein verordneten „Willkom-
menskultur“, „traumatisierte
Schutzsuchende“ in die Schranken
zu weisen, nur weil diese ein wenig
in der Öffentlichkeit randalierten.
Und schließlich bescherten die
Sachsen gar der seit 1990 im Lande
herrschenden CDU eine krachende
Niederlage bei der letzten Bundes-
tagswahl: Die „rechtspopulistische“
AfD erhielt im Freistaat doch tat-
sächlich mehr Stimmen als die
rechtschaffene CDU unter dem ge-
schmeidigen einstigen DDR-Kader
Stanislaw Tillich. Der warf seinen
Ministerpräsidentenposten inzwi-
schen entnervt hin. Aber warum
nur sind seine Untertanen bloß sol-
che üblen Querulanten und verhal-
ten sich noch rebellischer als die
übrigen Ex-DDRler?

Die Antwort liefert ein Blick auf
die Geschichte und Mentalität der
Sachsen, welche übrigens kein rei-
nes Bergvolk sind, wie Spötter be-
haupten, weil ihre Heimat durch-

aus nicht nur durch die maleri-
schen Gebirge im Süden geprägt
wird, sondern auch von der eher
herben Leipziger Tiefebene und
anderen Formen öden Flachlandes.
Trotzdem liebt der Sachse seine ge-
samte Heimat und sieht es höchst
ungern, wenn Fremde sich darin
danebenbenehmen. 

Ansonsten ist der Sachse mit
Fleiß und praktischem Verstand ge-
segnet. Deshalb
erfand er unter an-
derem schon fol-
gende nützliche
Dinge: Armband-
uhr, BH, Fein-
waschmittel, Kaf-
feefilter, mechani-
schen Webstuhl, Mineralwasser,
Porzellan, Thermoskanne, Wasch-
maschine und Zahncreme. Leider
brachte ihm das aber oft keinen
sonderlichen Nutzen, weil seine
Herrscher den erarbeiteten Reich-
tum vergeudeten oder das Land
durch eine falsche Politik ruinier-
ten. Wie in den Napoleonischen
Kriegen, nach deren Ende Sachsen
fast zwei Drittel seines Territoriums
an Preußen verlor – schuld war
hier König Friedrich August I., der
die Zeichen der Zeit verkannt hatte. 

Spätestens seit diesem Lapsus
hasst der sonst so gemütliche Sach-
se inkompetente Obrigkeiten. Das
bekam auch die vergreiste Honek-
ker-Riege in Berlin zu spüren.
Schließlich begann die „Wende“
nirgendwo anders als in den Städ-
ten Leipzig, Dresden und Plauen,
wo die ersten, zunächst noch po-

tenziell lebensgefährlichen, De-
monstrationen gegen das SED-Re-
gime stattfanden.

Für den hierbei erwiesenen Mut
erhielt der Sachse freilich genauso
wenig Anerkennung wie für seine
übrigen Leistungen. So wie er sich
im ersten „Arbeiter- und Bauern-
staat auf deutschem Boden“ sagen
lassen musste, er sei ein vom West-
fernsehen abgeschotteter Hinter-

wäldler, wurden
nach der „Wende“
viele geeignete
Sachsen von Füh-
rungsposten im
Freistaat fernge-
halten, was perso-
nellen Westim-

porten von oft zweifelhafter Befähi-
gung in die Hände spielte. Dazu
kommt neuerdings verstärkt der
Vorwurf geistiger Enge und Unfä-
higkeit, sich Fremdem zu öffnen.
Dabei gab es früher allein schon in
Leipzig 400 Buchverlage, und hier
erschien am 1. Juli 1650 auch der
Prototyp aller Tageszeitungen –
nichts also mit beschränktem Hori-
zont! Ebenso integrierte der Sach-
se, in dessen angeblich provinziel-
len Dialekt diverse französische
Lehnwörter eingebaut sind, schon
immer in seiner Geschichte Zu-
wanderer, egal ob es sich um aus
dem Habsburgerreich einströmen-
de protestantische Glaubensflücht-
linge oder vietnamesische Vertrags-
arbeiter handelte, die nach der
„Wende“ gerne im Lande blieben.

Viele der Vorwürfe an die Sach-
sen sind also substanzlos oder

schlicht und einfach von Neid ver-
ursacht. Deswegen ignorieren sie
sowohl dümmliche Anspielungen
hinsichtlich der vermeintlich posi-
tiven Folgen eines „Säxits“ als auch
Beleidigungen wie jene von Seiten
des Satiremagazins „Titanic“, das
schrieb: „Wenn Sie mal raus aus
Deutschland wollen, dann fahren
Sie nach Sachsen!“ Die Sachsen
wissen genau, dass ihr Freistaat in-
zwischen sehr viel eher das wahre
Deutschland verkörpert als jene ge-
sichtslosen Regionen in den alten
Bundesländern, in denen sich Mo-
schee an Moschee und Dönerbude
an Dönerbude reiht. Deswegen pro-
vozieren sie auch gerne mal zu-
rück. So verkündete ein Dresdner
CDU-Landtagsabgeordneter über
den Kurznachrichtendienst Twitter:
„Sachse ist das Höchste, was ein
Mensch auf Erden werden kann.“

Derartiges löst natürlich bei der
„Mutti“ in Berlin Stirnrunzeln aus.
Aber solche Unmutsbekundungen
von oben sind vielen Sachsen mitt-
lerweile vollkommen gleichgültig.
Zwar skandiert nicht jeder im Frei-
staat permanent „Merkel muss
weg!“, aber es gibt ja noch viele an-
dere Sätze, die der Sachse gen
„Spreeathen“ schmettern kann. Ein
besonders beliebtes Bonmot dieser
Art wird dem letzten sächsischen
König Friedrich August III. zuge-
schrieben und soll anlässlich des
Rücktritts des Monarchen auf-
grund der Revolution von 1918 ge-
fallen sein: „Nu da machd doch
eiern Drägg alleene!“ 

Wolfgang Kaufmann

Die Grenzöffnung im Jahr 2015 hat
dramatische Folgen für das Land
und seine Bürger. Es folgten Terro-
rismus, Ausländerkriminaltät,
Massenvergewaltigungen und das
Gefühl vieler Menschen, fremd in
der eigenen Heimat geworden zu
sein. Kann man die Verantwortli-
che, Kanzlerin Angela Merkel, da-
für vor Gericht zur Verantwortung
ziehen? Ja, man kann.

In den Jahren 2015 und 2016 sind
insgesamt rund 1,2 Millionen soge-
nannter Flüchtlinge in die Bundes-
republik eingereist. Trotz der
Schließung der Balkanroute und ei-
nes mit der Türkei abgeschlossenen
Abkommens zur Sicherung der EU-
Außengrenze werden im laufenden
Jahr erneut über 200000 Asylsu-
chende erwartet. Die massenhafte
Einwanderung vollzieht sich dabei
nach wie vor weitestgehend unge-
zügelt. Zwar hat die Bundesregie-
rung schon im Herbst 2015 publi-
kumswirksam vorübergehende
Grenzkontrollen angekündigt, je-
doch sind diese nach wie vor nur
stichpunktartig. Vor allem aber be-
deutet Kontrolle keineswegs
Zurückweisung. Jeder, der bei ei-
nem deutschen Grenzbeamten vor-
stellig wird und um Asyl nachsucht,
wird auch weiterhin ins Landesin-
nere durchgewunken. 

Dieses Prozedere ist im Hinblick
auf die in Deutschland und in Eu-
ropa geltenden Bestimmungen des
Asylrechts problematisch. Die Geg-
ner der von Angela Merkel 2015 im
Alleingang beschlossenen Grenz-
öffnung warfen und werfen der
Kanzlerin daher Rechts- und zum
Teil sogar Verfassungsbruch vor.
Doch die juristische Bewertung
dieser Problematik ist außerordent-
lich komplex.

Nach dem sich aus dem Grund-
gesetz selbst ergebenden Asylrecht
können nur solche Personen in
den Schutz des Grundrechts ge-
langen, die keinen Transitweg über
einen sicheren Drittstaat nutzen.
Faktisch gelten alle Nachbarstaa-
ten der Bundesrepublik als sicher.

Im Dubliner-Übereinkommen und
den darauf fußenden Verordnun-
gen verpflichteten sich die EU-
Staaten zudem dazu, ein Asylver-
fahren in dem Mitgliedsland
durchzuführen, in welches ein
Asylsuchender zuerst einreist.
Theoretisch könnten damit in
Deutschland nur solche Antrag-

steller erfolgreich Asylanspruch
geltend machen, die die Bundesre-
publik direkt mit dem Flugzeug
oder einem Schiff erreichen. 

Da vor derartigen Reisen um-
fangreiche Personal- und Visakon-
trollen vorgenommen werden,
müssten die meisten dieser Asyl-
sucher sich wahrscheinlich zuvor
als blinder Passagier Zugang an
Bord verschafft haben. Damit blie-
be es allenfalls bei einer Hand voll
Personen, die einen Asylanspruch
hätten.  

Konsequent abgeschoben wurde
jedoch kaum jemand. Der Grund
waren unter anderem sowohl tech-
nische als auch Verfahrensproble-
me. Die EU-Staaten, in welche die
Asylsucher zuerst einreisten, waren
mit der Erfassung und Versorgung
massiv überfordert. Außerdem wa-
ren diese Länder in der Regel nicht
das begehrte Endziel ihrer Odys-
see. In Griechenland und Italien
unternahmen die Behörden daher
kaum Schritte, um die Immigranten
an ihrer Weiterreise nach Öster-
reich, Deutschland oder Schweden
zu hindern. Zum Teil setzte man sie
sogar in Busse und half ihnen, den
Weg nach Norden möglichst
schnell fortzusetzen.

Als Ungarn 2015 eine größere
Zahl von Asylsuchern am Budape-
ster Bahnhof Keleti festsetzte, um
das Dublin-Verfahren ordnungsge-
mäß abzuwickeln und eine Regi-
strierung vorzunehmen, stieß dies

auf erheblichen Widerstand der Be-
troffenen. Sie wussten, würden sie
in dem Balkanstaat erst einmal er-
fasst, so müssten sie bis auf Weite-
res dort bleiben und der Traum von
einem Leben in Deutschland hätte
sich zerstoben.

Als die Bilder von den protestie-
renden Asylsuchern um die Welt
gingen, ergoss sich in den Medien
eine wahre Hetzkampagne gegen
die ungarische Regierung. Von
schweren Menschenrechtsverlet-
zungen war die Rede. Angela Mer-
kel, der es während der gesamten
Flüchtlingskrise vor allem darum
ging, unschöne Bilder in den Me-
dien zu vermeiden, entschied im
September 2015, dass die noch un-
registrierten Einwanderer aus Bu-
dapest in die Bundesrepublik kom-
men durften. Hunderttausende
sollten ihnen noch folgen. Das Du-
blin-System war damit endgültig
zusammengebrochen. Angesichts
dieser einsamen Entscheidung der
Kanzlerin wurden die Vorwürfe
lauter, sie habe europäisches und
deutsches Recht gebrochen. 

Namhafte Verfassungsrechtler
meldeten sich zu Wort und kriti-
sierten das Vorgehen von Merkel.
Die bayerische Staatsregierung gab
ein Rechtsgutachten bei dem Hoch-
schullehrer und ehemaligen Verfas-
sungsrichter Udo di Fabio in Auf-
trag und auch die Wissenschaft-
lichen Dienste des Bundestages
hatten im Mai dieses Jahres ein
Gutachten zur Rechtmäßigkeit des
Regierungshandelns verfasst.

All diese Dokumente könnten in-
soweit noch relevant werden, als
sowohl die AfD und zeitweise auch
die FDP im Bundestagswahlkampf
die Einrichtung eines Untersu-
chungsausschusses gefordert hat-
ten, der sich mit der Rechtmäßig-
keit des Handelns der Kanzlerin in
der Flüchtlingsfrage befassen soll. 

Nach den geltenden Bestimmun-
gen des Aufenthalts- und des Asyl-
gesetzes sind die deutschen Grenz-
behörden nämlich eigentlich ver-
pflichtet, einem Asylsuchenden die
Einreise zu verweigern, wenn er

aus einem sicheren Drittstaat ein-
reist. Sobald bekannt ist, in wel-
ches Mitgliedsland die betreffende
Person erstmals in die EU einge-
reist ist, muss sie an eben jenen
Staat überstellt werden. Von einer
Einreiseverweigerung oder einer
Zurückschiebung müssen die Be-

hörden allerdings dann absehen,
wenn das Bundesinnenministe-
rium dies aus humanitären Grün-
den angeordnet hat oder wenn auf-
grund von völkerrechtlichen Ver-
trägen sowie aufgrund von europä-
ischem Recht von einer Zurück-
weisung abzusehen ist. 

Problematisch ist, dass die
Bundesregierung bis heute nicht
klar benannt hat, auf welche die-
ser Fallkonstellationen genau sie

ihre damalige Entscheidung zur
Grenzöffnung gestützt hat. Ob-
wohl es eine entsprechende par-
lamentarische Anfrage der Links-
partei gegeben hat, wurde diese
nur vage und ausweichend beant-
wortet. Grundsätzlich könnte das
Innenministerium Einzelperso-
nen oder auch größeren Gruppen
eine Einreise gestatten. Eine sol-
che Entscheidung steht im Ermes-
sen der Regierungsbehörde und
kann rechtlich nicht weiter ange-
griffen werden. Ebenso ist es den
Mitgliedsstaaten der EU nach eu-
ropäischem Recht erlaubt, durch
eine sogenannte Selbsteintritts-
klausel Asylsuchenden auch un-
abhängig von den ansonsten gel-
tenden Asylregelungen die Ein-
reise zu erlauben. 

Noch 2014 hatte sich etwa die
Innenminsterkonferenz dazu ent-
schlossen, ein 10 000 Personen
umfassendes Kontingent von syri-
schen Bürgerkriegsflüchtlingen
aufzunehmen. Das alles entschei-
dende juristische Problem bei dem

Entschluss von Merkel aus dem
Jahr 2015 ist jedoch, dass die Re-
gierung eben keine näheren Festle-
gungen für die Gewährung eines
solchen Schutzes getroffen hat.
Auch wurde die Personengruppe,
der Asyl zugebilligt werden sollte,
weder von ihrer Zahl, noch von
den von ihr zu erfüllenden Krite-
rien näher bestimmt.

Faktisch hat Merkel die Vor-
schriften des Asyl- und Aufent-
haltsgesetzes generell und für un-
bestimmte Zeit einfach außer Kraft
gesetzt. Hier nun setzt die Kritik
der verschiedenen Rechtsgutach-
ten an. Nach der im deutschen
Staatsrecht vertretenen Wesent-
lichkeitstheorie darf die Exekutive
die geltende Gesetzeslage nicht
einfach dauerhaft unterlaufen. Bei
allen Entscheidungen, die von ih-
rer Dimension her so wesentlich
sind, dass sie eines Gesetzes be-
dürfen, muss auch das Parlament,
mithin der Bundestag, beteiligt
werden. Dies jedoch ist zu keinem
Zeitpunkt geschehen. Eine ent-
sprechende Klage gegen die
Flüchtlingspolitik der Regierung
vor dem Bundesverfassungsgericht
hätte daher vermutlich gute Chan-
cen auf Erfolg.

Das Problem jedoch ist, dass ein
solches Rechtsmittel nur von einer
Landesregierung oder einem Ver-
fassungsorgan, nicht aber von ein-
zelnen Bürgern eingelegt werden
kann. Als Kläger hätten auch Parla-
mentsfraktionen oder eventuell so-
gar einzelne Abgeordnete auftreten
können. Zwar hatte die bayerische
Staatsregierung mehrfach und laut-
stark angedroht, den Weg nach
Karlsruhe zu gehen, am Ende 
duckte sich Ministerpräsident See-
hofer dann aber doch weg. Dass
sich in dieser elementaren Krise
nicht einmal ein einziger Abgeord-
neter fand, der auch nur den Ver-
such unternommen hätte, die Betei-
ligung des Bundestages in dieser
Frage durch das Verfassungsgericht
zu erzwingen, kann als absoluter
Tiefpunkt des Parlamentarismus in
Deutschland gelten. Dirk Pelster

Mein Pool, meine Millionen,
meine Erfolgsstory: Die

Deutsch-Iranerin Jasmin Taylor
präsentiert ihren Reichtum ger-
ne und pompös – besonders im
Fernsehen. Sie talkte bei
„Maischberger“ und tänzelte für
„Promi Shopping Queen“ durch
die Boutiquen. Sie galt als Vor-

zeige-Flüchtling. 1977 aus Tehe-
ran immigriert, dann Gründerin
eines hocherfolgreichen Rei-
seunternehmens – so die Me-
dien-Saga. Jetzt stellt sich her-
aus: Ihre Firma JT-Touristik ist
pleite. Hunderte Urlauber im
Ausland zittern gerade um ihre
Hotels und Rückflüge, FH

So ist der Sachse wirklich!
Problembürger, übler Querulant oder das Höchste, was ein Mensch auf Erden werden kann?

Ein Staat schützt seine Grenzen. Deutschland tat es nicht.
Hunderttausende, zumeist junge Männer, kamen unter an-
derem über die Balkanroute Bild: Imago 
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Die Kanzlerin gehört auf die Anklagebank
Angela Merkel brach das Recht, als sie Hunderttausende ins Land ließ. Ein Gang zum Verfassungsgericht hätte gute Erfolgsaussichten  
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Am 21. und 22. Oktober führte die
Landsmannschaft Ostpreußen (LO)
in Allenstein ihren 11. Deutsch-Pol-
nischen Kommunalpolitischen
Kongress durch, an dem zirka 60
Funktionsträger der LO sowie pol-
nische Landräte und Vertreter der
Deutschen Minderheit teilnahmen.
Die positive Resonanz zeugt von
großem Interesse an der Veranstal-
tung.

Das Motto des diesjährigen Kon-
gresses lautete „Deutsche und Po-
len im Kräftefeld von Staat und Re-
ligion“. Wer nun glaubt, das The-
ma Religion habe wenig mit Politik
zu tun, der irrt, denn, wie die Re-
ferenten mit ihren Vorträgen ver-
deutlicht haben, spielte gerade in
Ostpreußen die Religion eine
wichtige Rolle. Ein Novum war,
dass der ehemalige Schulleiter
Dieter Chilla die Konferenz leitete,
der als Mitglied des Bundesvor-
stands der LO zuständig ist für die
Belange des südlichen Ostpreu-
ßens und die Betreuung der deut-
schen Vereine. Chilla hat das The-
ma mit Bedacht gewählt: In diesem
Jahr feiern wir den 500. Jahrestag
der Reformation. Diese hat in Ost-
preußen eine große Rolle gespielt,
und Religion wirkte sich auch auf
den Staat aus. 

LO-Sprecher Stephan Grigat
durfte als Ehrengäste Bernard Gai-
da, den Vorsitzenden des Verbands
der deutschen sozial-kulturellen
Gesellschaften in Polen, Heinrich
Hoch, den Vorsitzenden der Ver-
bandes der Deutschen Gesell-
schaften in Ermland und Masuren,
sowie Wiktor Leyk, den Beauftrag-
ten für Minderheiten der Woiwod-
schaft Ermland und Masuren be-
grüßen. Vom Generalkonsulat der
Bundesrepublik Deutschland in
Danzig nahm Guiseppe Lo Coco
an der Veranstaltung teil. Grigat
blickte auf die lange und gefestigte
Tradition der Kommunalpoliti-
schen Kongresse zurück, die seit
Oktober 2000 (Frankfurt/Oder) in
regelmäßigen Abständen stattfin-
den. Auf Frankfurt folgten Elbing
2001, Köln 2003, Allenstein 2004,
Dresden 2005, 2008 wieder Allen-
stein und Frankfurt 2009. 2011,
2013, 2015 und der aktuelle Kon-
gress wurden in Allenstein durch-
geführt. Ihr Ziel ist es, die Kennt-
nisse über Ostpreußen zu vertie-
fen, Gemeinsamkeiten zwischen
Deutschen und polnischen Ost-
preußen zu stärken, um ein
gegenseitiges Verständnis zu er-
langen. Es geht auch darum, an
kulturellen Werten festzuhalten
und geschlossene Verträge einzu-
halten. Ständiges Bemühen um
das Erreichte sei notwendig, so
Grigat, denn „Stillstand ist Rück-
stand, Rückstand kann sich Euro-
pa nicht leisten.“ Insofern sei der
Kongress „ein Mosaikstein in der
Architektur Europas“.

Wie aus den Grußworten her-
vorgeht, besteht daran auch von
polnischer Seite kein Zweifel. Der
Vize-Woiwode von Ermland und
Masuren, Slawomir Sadowski,
lobte in seiner Grußbotschaft die
Partnerschaft zwischen Deut-
schen und Polen nicht nur im All-
tag, sondern auch in der Wissen-
schaft sowie den guten Willen, bei
unterschiedlichen Sichtweisen
sensibel aufeinander zuzugehen.
Das Grußwort verlas die Reprä-

sentantin der LO in Allenstein,
Edyta Gładkowska.

Wiktor Leyk dankte der LO im
Namen des Marschalls der Woi-
wodschaft Ermland und Masuren
für ihre Beharrlichkeit, da die Idee
der Kongresse zunächst nicht nur
auf Gegenliebe gestoßen war. 

Jaroslaw Sloma, stellvertreten-
der Stadtpräsident Allensteins,
betonte die wichtige Rolle
Deutschlands für Polens Weg in
die EU. Fundamentale Bedeutung
für ganz Europa gestand er Imma-
nuel Kant und Nicolaus Coperni-

cus zu, die aus Ostpreußen stam-
men beziehungsweise dort lebten. 

Der Schlesier Bernard Gaida er-
zählte, dass er sein Bekenntnis
zum Deutschtum dem ostpreußi-
schen Schriftsteller Ernst Wiechert
verdanke. Die Lektüre des Romans
„Jerominkinder“ habe ihm für sein
eigenes Verständnis als Angehöri-
ger der Deutschen Minderheit ge-
holfen. 

In seinem Vortrag „Vom Ordens-
land zum Herzogtum Preußen als
erstes protestantisches Fürsten-
tum“ schilderte Udo Arnold ein-

leuchtend die Geschehnisse um
die Einführung des evangelischen
Glaubens in Preußen, die nicht oh-
ne Kriege und politische Intrigen
vonstatten ging. 

Domherr André Schmeier ver-
bindet etwas mit Luther: Er stammt
aus Einbeck, und Martin Luther
bekam zu seiner Hochzeit zwei
Fässer Einbecker Bier geschenkt.
Schmeier, der zur Zeit des politi-
schen Umbruchs nach Ostpreußen
kam, beschäftigt sich als Seelsorger
intensiv mit den Beziehungen zwi-
schen Deutschen und Polen. Das

Bistum Ermland stand immer im
Spannungsfeld von Staat und Kir-
che. In seinem Vortrag berichtete
Schmeier davon, welche Zäsur der
Zweite Weltkrieg für die Kirche als
tragendes Element bedeutete. Be-
droht von den Nationalsozialisten
folgte die Behinderung der Diözese
durch den Russeneinmarsch und
später durch den Kommunismus.
Geistliche wurden kriminalisiert,
die deutsche Identität der Men-
schen unterdrückt, Deutsche nur
noch als „Autochthone“ bezeich-
net. Man ging davon aus, dass sie

eigentlich Polen seien, es nur nicht
mehr wüssten. Seit 1993 sei das
Verhältnis von Kirche und Staat in
Polen zwar geregelt, allerdings sei
es auch heute noch möglich, dass
beide in Spannung zueinander ge-
raten.

Bischof Rudolf Bazanowski hielt
einen zutiefst religiös geprägten
Vortrag, in dem es um Liebe und
Versöhnung, Verantwortung und
Frieden ging. Er endete mit dem
Appell, gegenseitige Verletzungen
und Wunden zu überwinden.  

Chilla beendete den ersten Tag
des Kongresses mit einem Referat
über „Masurische Herzensfröm-
migkeit – ein ostpreußischer Ex-
portschlager für das Ruhrgebiet“ Er
sprach aus eigener Erfahrung.
Zwar wurde er nicht mehr in Ost-
preußen geboren, seine Vorfahren
stammen aber aus Ortelsburg und
Neidenburg. Chilla schilderte, wie
sich die vertriebenen Masuren im
Ruhrgebiet niederließen und sich
dort in Gebetsvereinen organisier-
ten, in denen sie ihr Brauchtum
weiterführten. Frömmigkeit, ge-
paart mit einer guten Portion Aber-
glauben, überdauerte so die Zeiten.
Die Reaktion der Zuhörer zeigte,
dass die Existenz masurischer Ge-
betsvereine im Ruhrgebiet vielen
neu war. 

Am nächsten Tag ging das Pro-
gramm mit einer literarischen Le-
sung des Schriftstellers Herbert
Somplatzki weiter. In „Der Glaube
meiner Großmutter“ schildert er in
bewegenden Szenen Kindheits-
erinnerungen an die eigene Flucht
aus Ostpreußen. Es war die Stunde
der Frauen, die, selbst großen Stra-
pazen ausgesetzt, für die Kinder da
waren, sie beschützten, trösteten
und Zuversicht gaben. Um alles
Furchtbare zu überstehen, halfen
ihnen ein unerschütterlicher Glau-
be, aber auch Aberglaube.

Leyk sprach über den „Einfluss
der Reformation auf das Leben der
Masuren und auf die Region“. Er
spannte einen historischen Bogen
von der Reformation bis zur heuti-
gen Situation evangelischer Kir-
chengemeinden. Nicht ohne Sei-
tenhieb auf die polnische Regie-
rungspartei PiS prangerte Leyk
autoritäre Machtregime an. 

Zbigniew Kudrzycki von der Ko-
pernikus-Universität Thorn be-
schäftigte sich mit den „Beziehun-
gen zwischen den evangelischen
Bewohnern Masurens und den ka-
tholischen Bewohnern in Kurpien
bis ins 19. Jahrhundert“. Es handelt
sich um ein Grenzgebiet zwischen
der Johannisburger und der Kur-
pier Heide. Am Beispiel der Ge-
meinde Friedrichshofen zeigte
Kudrzycki auf, wie sich feindlich
gegenüberstehende Katholiken und
Protestanten durch Migration ver-
mischten, es durch äußerliche poli-
tische Einflüsse zu einem Wechsel
der Mehrheitsverhältnisse kam. 

Die Diskussionsbeiträge zeugen
davon, wie intensiv sich die Tei-
nehmer mit der Thematik beschäf-
tigt haben. Am Ende des Tages
konnte Chilla auf eine erfolgreiche
Veranstaltung zurückblicken, die
gezeigt hat, dass die Auseinander-
setzung zwischen Konfessionen zu
politischen Veränderungen geführt
haben und der Protestantismus ne-
ben dem Katholizismus sehr star-
ken Einfluss auf die Politik der Re-
gion hatte. M. Rosenthal-Kappi

Luthers Protestantismus in Ostpreußen 
11. Kommunalpolitischer Kongress der LO in Allenstein – Das Thema Reformation fand großen Anklang 

Interessante Vorträge, aufmerksame Zuhörer: Udo Arnold referiert über das protestantische Herzogtum Preußen (o.), Dieter Chilla
moderiert die Veranstaltung (u.l.), Heinrich Hoch (u.r.) beteiligt sich an der angeregten Diskussion Bilder: (3) MRK
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Bier vermeidet Kriege, weil
es gemütlich und müde
macht.“ Mit diesen Worten

überreichte Dieter Chilla Udo Ar-
nold nach dessen Vortrag als Er-
stem die Broschüre zur Ausstel-
lung des Kulturzentrums Ostpreu-
ßen in Ellingen „500 Jahre Rein-
heitsgebot – Bier und Brauereien
in Ostpreußen damals und heu-
te“, die zuvor in den Räumen der
Allensteiner Gesellschaft Deut-
scher Minderheit, dem Haus Ko-
pernikus, zu sehen war (siehe
auch PAZ Nr. 42). 

Einen Teil der Ausstellungsta-
feln konnten die Teilnehmer des
Kommunalpolitischen Kongresses
im Tagungsraum des Hotels War-
mia ansehen, was viele auch eifrig

n u t z t e n .
W o l f g a n g
Freyberg, Di-
rektor des
Kul turzen-
trums Ost-
preußen in
Ellingen, er-
läuterte kurz
die Entste-
hung der
Ausstellung
sowie weite-
re geplante
Vo r h a b e n
und stand
für Fragen
zur Verfügung. Viele Flascheneti-
ketten werden heute noch in ab-
gewandelter Ansicht verwendet,

sodass die Betrachter das Darge-
stellte mit ihren Erfahrungen ver-
gleichen konnten. Die Wander-

ausstellung wird als nächstem
Ort in Osterode gezeigt. 

500 Jahre Reformation und 500
Jahre Reinheitsgebot – eine herr-
liche Analogie, zumal bekannt ist,
dass Martin Luther ein Bierlieb-
haber war. Wenn auch nicht jeder
Referent, der als Gastgeschenk die
Ausstellungsbroschüre erhielt, ein
Bierfreund sein mag, so wird ihn
die Geschichte der zahlreichen
Brauereien und Biersorten, die es
in Ostpreußen seit dem Mittelal-
ter gab, sicher interessieren. Frey-
berg ist es gelungen, auf 32 farbi-
gen Tafeln, für die bis zu 100 Jah-
re alte Dokumente ausgewertet
wurden, die Geschichte des Brau-
ereiwesens in Ostpreußen auf ge-
lungene Weise darzustellen. MRK

Brauereien im südlichen Ostpreußen Bild: MRK

Vom Bierbrauen in Ostpreußen
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heute möchte ich etwas einge-
hender auf das Tagebuch von
Elsbeth Czinczel aus Lyck
zurück kommen, das uns ihr
Sohn Werner zugesandt hatte mit
der Bitte, es zu prüfen, ob es für
eine Veröffentlichung in unserer
Ostpreußischen Familie geeignet
wäre. Wir sind darauf in Folge 41
eingegangen, zusammen mit der
Nachkommentafel von Werner
Czinczels Urgroßvaters Willem-
sohn aus Woszellen, aber ich ha-
be es noch nicht zur Seite gelegt.
Mich haben diese Aufzeichnun-
gen deshalb so interessiert, weil
es kein Tagebuch in eigentlichem
Sinne war, sondern aus losen
Zetteln mit Kurznotizen bestand,
die ihr Sohn in lesbare Form ge-
bracht hatte. Im Gegensatz zu
Fluchtberichten, die im Nach-
hinein geschrieben wurden, ist
es absolut authentisch, weil die
Erlebnisse während und kurz
danach aufgeschrieben wurden.
Wie wertvoll und wichtig diese
Aufzeichnungen für Frau Czinc-
zel ein Leben lang waren, be-
weist die Tatsache, dass sie die
losen Blätter ungeordnet bis zu
ihrem Tod im Jahre 2005 be-
wahrt hatte. Für den Sohn war es
eine Verpflichtung, die Notizen
zu entziffern, zeitlich zu ordnen
und zusammenzufassen, sodass
ein Zeitzeugenbericht mit doku-
mentarischem Wert entstand,
den er uns dann als Manuskript
übersandte. Aus diesem wollen
wir heute einen kleinen Ab-
schnitt bringen, denn er fügt sich
in unsere eigenen Erinnerungen
an die Verstorbenen ein, die
noch vor der Flucht ihr Grab in
der Heimat fanden.

Ihr Vater Hugo Zorn war im
Herbst 1944, als in den Grenz-
kreisen schon die Evakuierung
begann, schwer erkrankt. Auch
in Lyck wurde das Kreiskranken-
haus geräumt, Hugo Zorn kam
als Patient nach Mohrungen. Els-
beth Czinczel, die damals in Kö-
nigsberg lebte, hat jene Tage im
November 1944, als sie mit ihrer
Mutter die Urne ihres verstorbe-
nen Vaters nach Lyck brachten,
so aufgezeichnet:

„Krankheit und Tod meines Va-
ters, Beisetzung in Lyck Ende
November, wir waren zum letz-
ten Mal dort. Unsere Wohnung
wirkte so schrecklich verlassen,
hatten wir doch schon aus den
Schränken das Wichtigste zu
meiner Schwester Christel nach

Schlesien geschickt, manches
auch im Keller unter Kohlen ver-
steckt. Wir glaubten fest daran,
bald wieder zurück zu kommen.
Wenn mir das ganze Geschehen
– Fortschaffen und Verstecken –
auch irgendwie überflüssig ja,
unwirklich erschien –, so hatte
meine Mutter schon 1914 den
Russeneinfall mit Brand und
Verwüstung erlebt und tat dies
jetzt alles mit Vorbedacht. So
fanden wir Lyck leer und fremd,
Frauen und Kinder waren evaku-
iert, die Geschäfte hatten nur
noch wenige Waren. Befreundete
Geschäftsleute hatten für uns ih-
re Pferde angespannt, so fuhren
wir mit der Urne unseres Vaters
zum Friedhof. Danach sammel-
ten wir uns wie früher bei Tante
Herta in Woszellen und war ei-
gentlich alles so wie früher. Spä-
ter fragte ich mich, warum wir

eigentlich so unvorbereitet wa-
ren. Ich glaube, so richtig hatten
wir nie daran gedacht, Ostpreu-
ßen verlassen zu müssen. Krieg-
sende – Flucht aus der Heimat –
die schreckliche Fahrt von Ost-
preußen ‘ins Reich’: es begann ja
schon viel früher, damals im
Herbst 1944.“

Das sind nun genau 73 Jahre
her, aber wenn man diese Auf-
zeichnungen liest, ist die Erinne-
rung wieder da an jene Tage, die
ja die letzten in der Heimat wer-
den sollten. So ergeht es jeden-
falls mir, denn auch ich musste
meinen Vater in jenem Herbst
begraben, heute bin ich dankbar,
dass wir ihm noch ein Grab in
der Heimat bereiten konnten.
Seine letzten Worte waren: „Die
Russen kommen, und ich habe
doch keine Waffe.“ Sie kamen,
aber er brauchte keine Waffe

mehr. So wie ich werden auch
andere Leser und Leserinnen
durch die von Werner Czinczel
in gut lesbare Form gebrachten
Aufzeichnungen berührt sein
und sie in den eigenen Erinne-
rungen reflektieren – für die Jün-
geren können sie ein Zeitbild
sein, das die Erinnerungen ihrer
Eltern oder Großeltern transpa-
renter macht.

Auch beim nächsten Anliegen
handelt es sich um Tagebuchauf-
zeichnungen, aber sie gehen
noch weiter zurück bis in die
Zeit vor dem Ersten Weltkrieg,
und sie sind auch nicht vorhan-
den, sondern werden gesucht.
Von einer Doktorandin aus
Greifswald, die diese Angaben
für ihre Dissertation benötigt.
Mareike Schönle hat als Thema
das Alltagsleben in Königsberg
um 1900 gewählt, ihr Ziel ist es,

den Alltag unterschiedlicher ge-
sellschaftlicher Gruppen darzu-
stellen. Dafür benötigt sie die
entsprechenden Informationen
und hofft, diese über unsere Ost-
preußische Familie zu bekom-
men – jedenfalls wurde ihr die-
ser Rat aus unserem Kreis erteilt.
So ist sie nun auf der Suche nach
Tagebüchern oder Memoiren aus
jener Zeit, die sich mit dem All-
tagsleben beschäftigen, aber die-
se machen nur einen Teil ihrer
langen Themenliste aus, zu der
unter anderm Rezepte, Beschrei-
bungen des Schulalltags, des Ar-
beitsalltags und des Konfirman-
denunterrichts gehören wie
auch die von Familienfesten oder
Abendgesellschaften. Besonders
interessiert ist sie an alten Rech-
nungen aus der Zeit zwischen
1890 bis 1910 von Geschäften
und Gastwirtschaften. Auch der

Begriff „Freizeitgestaltung“
taucht in ihrer Wunschliste auf,
obgleich dieser ja damals noch
ungebräuchlich war, denn mei-
stens bestand das Familienver-
gnügen aus einem Sonntagsaus-
flug per pedes oder mit einem
Pferdewagen, Höhepunkt war
ein Besuch des Königsberger
Tiergartens mit seinem vielseiti-
gen Unterhaltungsprogramm.

Aber da bin ich schon auf dem
Informationsweg, auf dem ich
Frau Schönle einige Hinweise
auf das geeignete Quellenmateri-
al geben werde. Besonders ist sie
an Haushaltsbüchern aus jener
Zeit interessiert, es war aber bis-
her für sie unmöglich, welche zu
finden. Ich glaube, da wird auch
unser Leserkreis passen müssen.
Fündig könnte sie da schon eher
auf der Suche nach Königsberger
Firmenporträts werden, die auch
den Arbeitsalltag in der Zeit um
1900 enthalten. Lassen wir es
erst mal bei diesen Themen be-
wenden, Frau Schönle hat noch
weitere auf ihrer Wunschliste,
aber die müssen warten. Falls je-
mand aus unserem Leserkreis zu
dem gesuchten Material Infor-
mationen geben kann, wende
sich an Frau Schönle, für jeden
Hinweis wäre sie dankbar. Vor-
erst gab die Doktorandin ihre E-
Mail Adresse an:
(mareike.schoenle@gmx.de)

Der November ist grau, aber ab
und zu gibt es doch einen Son-
nenstrahl – genau wie in unserer
Familie. Es sind die Dankesbrie-
fe, die wir erhalten, wenn Wün-
sche erfüllt werden konnten. Da-
zu gehört auch der von Frau
Christel Meurer, die ihrer Freu-
de, dass sie endlich ihren richti-
gen Geburtsort – Mühlhausen
im Kreis Pr. Holland – gefunden
hat, noch einmal Ausdruck ge-
ben möchte. Wir hatten uns aus-
giebig mit dieser Frage in mehre-
ren Folgen beschäftigt und wol-
len deshalb auf diese nicht näher
eingehen, aber ihren Dankes-
brief muss ich an unsere Lese-
rinnen und Leser weitergeben,
die an der Lösung so entschei-
dend mitgeholfen haben: 

„Heute möchte ich mich noch
einmal an Sie wenden, um mich
ganz herzlich für die interessan-
ten Berichte im Ostpreußenblatt
zu bedanken. Dank Ihrer Initiati-
ve und dank vieler Telefonge-
spräche und E-Mail-Kontakte
mit vielen Personen aus Ost-
preußen habe ich jetzt die Ge-
wissheit, dass ich in Mühlhau-
sen, Kreis Preußisch-Holland,
geboren wurde. Habe nicht
schlecht gestaunt über das Bild
mit dem Storchennest in der Nä-

he des Entbindungsheimes in
Mühlhausen. Hätte nicht vermu-
tet, dass die Suche nach meinem
Geburtsort so ins Detail gehen
würde. Bin sehr dankbar, dass
ich aufgrund meiner Suchaktion
im Ostpreußenblatt ganz viele
Kontakte mit Ostpreußen hatte
und noch haben werde.“ Frau
Meurer nennt auch die Namen
von Lesern und Leserinnen, mit
denen sie in Verbindung steht
und auch bleiben wird, einige
haben wir in unseren drei Veröf-
fentlichungen mit diesem Such-
wunsch auch herausgestellt, weil
sie ausschlaggebend für die end-
gültige Bestimmung ihres Ge-
burtsortes waren. Unter ihnen ist
auch eine Leserin, die ebenfalls
in Mühlhausen geboren wurde,
aber leider keine Geburtsurkun-

de wie Frau Meurer besitzt. Zu
diesem glücklich gelösten Fall
kann man nur sagen: ein voller
Erfolg unserer Ostpreußischen
Familie.

Ein Dankesbrief kam auch von
Frau Dr. Irmtraud Sigrid Bießner
aus Neuss, für die eine von uns
herstellte Verbindung eine Berei-
cherung ihres Neidenburg Ar-
chivs erbrachte. Sie schreibt:
„Durch Ihre Vermittlung hat Frau
Marianne Pielka aus Berlin mir
eine Reihe interessanter Doku-
mente und Fotos ihrer Eltern aus
Neidenburg zugesandt. So war
außer dem Foto der Fleischerei
ihrer Eltern auch das komplette
Verzeichnis der Telefonanschlüs-
se in Neidenburg im Jahr 1931
dabei. Auch ein Plan des Großen
und Kleinen Marktes mit Rat-
haus in Neidenburg und mit der

Benennung der umliegenden
Geschäfte liegt vor. Mir fehlt zu
diesem Plan nur die Jahreszahl.
Ich habe diese wertvollen Doku-
mente und Fotos in das Neiden-
burg Archiv im Internet gestellt
und möchte jeden ermuntern,
dort einmal nachzuschauen, z.B.
ob seine Vorfahren 1931 schon
Telefon hatten oder wie das Ge-
schäft am Marktplatz hieß, in
dem die Mutter immer einge-
kauft hatte. Die Internet-Adresse
für Neidenburg Stadt und Nei-
denburg Kreis lautet www.Nei-
denburg.de dann Bildarchiv und
dann Wahl des entsprechenden
Ortes. Die Fotos zu den Orten
des Kreises Neidenburg hat Mar-
tin Hennig ins Internet gestellt.
Die Fotos der Stadt Soldau feh-

len noch und kommen in einigen
Monaten hinzu.“

Ich leite diese Informationen
gerne weiter und wünsche Frau
Dr. Bießner weiterhin viel Erfolg
beim Ausbau ihres Archivs und
freue mich, dass wir dazu etwas
beitragen konnten. Aber das ist
noch längst nicht alles, was sich
an Verbindungen durch unsere
Ostpreußische Familie ergeben
hat. Und da dürfte es in nächster
Zeit einige Überraschungen ge-
ben.

Eure

Ruth Geede

OST P R E U S S I S C H E FA M I L I E

Alle in der »Ostpreußischen Familie« abgedruckten Namen und Daten werden auch ins

Internet gestellt. Eine Zusendung entspricht somit auch einer Einverständniserklärung! 

„Du alte Burg der Neide“: Ordensschloss in Neidenburg Bild: Geede

Lewe Landslied, 
liebe Familienfreunde,

Wer weiß etwas? Wer kennt die-
sen lieben Menschen? Wer kann
weiter helfen?

Das schwere Schicksal der
Vertriebenen hat bei den Betrof-
fenen und ihren Nachkommen
unendlich viele Fragen aufge-
worfen. Ruth Geede sucht in ih-
rer Rubrik „Die ostpreußische
Familie“ nach den Antworten.
Die Schriftstellerin und Journali-
stin wurde 1916 in Königsberg
geboren. Seit 1979 ist sie die
„Mutter“ der Ostpreußischen Fa-
milie. Ihre Kenntnis und ihre Le-
benserfahrung halfen bereits
vielen hundert Suchenden und
Wissbegierigen weiter. Es geht

um das Auffinden verschollener
Familienmitglieder und Freunde,
um Ahnenforschung oder wich-
tige Fragen zur ostpreußischen
Heimat.

Anfragen an: Redaktion Preu-
ßische Allgemeine Zeitung,
Buchtstraße 4, 22087 Hamburg,
r e d a k t i o n @ p r e u s s i  s c h e -
allgemeine.de

B
ild

: P
aw

lik

Das diesjährige Theaterfest-
ival entstand als Antwort
auf die Destruktion der

bisherigen Ordnung in der uns
umgebenden Welt und gleichzei-
tig als Kommentar dazu. Die
Künstler verarbeiten ihre Ängste,
um die Zukunft sowie ihre Zwei-
fel, die Wirklichkeit einer ganz
eindeutigen Interpretation zu
unterziehen.“ Solche Sätze kennt
man eher aus westeuropäischen
Feuilletons, hier stammen sie je-
doch vom Polen Tomasz Kirenc-
zuk, dem Leiter des Internationa-
len Theaterfestivals „Dialog“, das
am 21. Oktober in Breslau zu En-
de ging.

„Vorwärts! Aber wohin?“ war
das Motto der Veranstaltung. Das
Wort Vorwärts soll, so die Ma-
cher, Maßregelungen aus der Po-
litik, nach ihrem Befehl zu leben,
versinnbildlichen. Die Frage nach
dem Wohin wollen die Macher
scheinbar jedoch selber beant-

worten und gebärden sich damit
mindestens ebenso missiona-
risch. Breslau kommt so als letzte
Bastion des Linksliberalismus der
polnischen Kulturszene daher.
K i r e n c z u k
scheint in das-
selbe Propagan-
da-Horn zu bla-
sen wie seine
wes te u ro p ä i -
schen Künstler-
kollegen, die er
nach Breslau
einlud. Der bel-
gische Choreo-
graph Alain Pla-
tel erzählt in
„Nicht schlafen“
(der Titel steht
im Original
übrigens in
deutscher Sprache) eine Ge-
schichte über „die Welt nach ei-
ner Katastrophe, in der Men-
schen unterschiedlicher Hautfar-

be und Weltanschauung die
Grundlage zwischenmensch-
licher Beziehungen wiederaufzu-
bauen versuchen“. Der polnische
Beitrag „Hymne an die Liebe“

passt sich dieser Philosophie an
und zeichnet das Bild eines „stets
nationalistischer werdendem Eu-
ropas“, so Kirenczuk. Er stellt

sein Festivalprogramm als einen
Aufruf für Aktivismus zugunsten
der Solidarität dar. Das ist seine
Antwort auf die Frage nach dem
wohin. Der Festival-Chef sagte

dem Breslauer Kulturportal „Co
jest grane?“, es gehe um die ele-
mentaren Grundrechte wie Mei-
nungsfreiheit, die „Freiheit der

Expression“ und das Recht, an
Kultur teilzuhaben.

Kein Wunder also, dass Tomasz
Kirenczuk für sein Festival mit
keiner Finanzierung aus War-

schau rechnen
konnte. Aber es
gibt genug nam-
hafte und gut si-
tuierte Künstler,
die ihm unter
die Arme grif-
fen. Die Regis-
seurin Agniesz-
ka Holland ist
nur eine davon.
Nicht zu ver-
achten ist eben-
so das uner-
müdliche Enga-
gement europä-
ischer „Verfech-

ter der Demokratie“ wie des Goe-
the-Instituts, des Maxim-Gorki-
Theaters oder „l0es ballets C de la
B“ und der „Toneelgroep Amster-

dam“. Durch Internetaktionen
wurden Zuschauer zum Spenden
animiert. So konnte das Festival
ohne Zuschüsse des Kultusmini-
steriums doch noch stattfinden.
Auch das sprichwörtliche Impro-
visationstalent der Macher trug
dazu bei. Weil dies jedoch die Ko-
sten nicht abdeckte, um auch das
Theaterstück „Volksfeind“ nach
Henrik Ibsen in Breslau aufzu-
führen, wurden die Theaterbesu-
cher kurzerhand mit Bussen über
270 Kilometer nach Krakau kut-
schiert.

Dass das Dialog-Festival trotz
des finanziellen Engpasses den-
noch ein Erfolg wurde, liegt kaum
am „Multi-Kulti-Programm“, wie
ein Westeuropäer vermuten
könnte. Vielmehr haben die Ma-
cher ihren Erfolg wohl dem pol-
nischen Wesen zu verdanken,
dass man aus Prinzip gerne gegen
den Strom schwimmt.

Chris W. Wagner

»Vorwärts! Aber wohin?«
Internationales Breslauer Theaterfestival greift in westeuropäische Klischeekiste

ÖST L I C H VO N OD E R U N D NE I S S E

Mit dem Motto des Festivals verarbeiteten die Künstler ihre Zukunftsängste
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ZUM 108. GEBURTSTAG

Janneck, Herbert, aus Auerbach,
Kreis Wehlau, am 5. Novem-
ber

ZUM 102. GEBURTSTAG

Kröll-Troyke, Margarete, geb.
Beyer, aus Schirrau, Kreis
Wehlau, am 4. November

ZUM 100. GEBURTSTAG

Koch, Leni, geb. Warniak, aus
Sarken, Kreis Lyck, am 8. No-
vember

ZUM 97. GEBURTSTAG

Sczech, Karl Heinz, aus Lyck,
Kaiser-Wilhelm-Straße 114,
am 3. November

ZUM 96. GEBURTSTAG

Anschütz, Hildegard, geb.
Schanko, aus Giesen, Kreis
Treuburg, am 5. November

Dinter, Christel, geb. Joneleit,
aus Lyck, Bismarckstraße 40,
am 4. November

Kloss, Hedwig, geb. Rautenberg,
aus Hohenwalde, Kreis Heili-
genbeil, am 7. November

Sterzik, Ida, geb. Moithienen,
Kreis Ortelsburg, am 8. No-
vember

ZUM 95. GEBURTSTAG

Czeranski, Helene, aus Wallen,
Kreis Ortelsburg, am 3. No-
vember

ZUM 94. GEBURTSTAG

Bahl, Hildegard, aus Kaspers-
guth, Kreis Ortelsburg, am 
9. November

Richter, Christiane, aus König-
stein, am 7. November

Wenzel, Lisbeth, geb. Randt, aus
Adlersdorf, Kreis Lötzen, am
5. November

ZUM 93. GEBURTSTAG

Bergmann, Anni, geb. Mau, aus
Treuburg, am 7. November

Büchner, Herta, geb. Loyal, aus
Langsee, Kreis Lyck, am 6. No-
vember

Dorra, Walter, aus Kannwiesen,
Kreis Ortelsburg, am 9. No-
vember

Kairis, Hildegard, geb. Brix, aus
Rauschenwalde, Kreis Lötzen,
am 8. November

Katzmarzik, Martha, geb. Tad-
dey, aus Windau, Kreis Nei-
denburg, am 7. November

Paustian, Emmy, geb. Seidlitz,
aus Borken, Kreis Treuburg,
am 7. November

Wernik, Else, geb. Hopstätter,
aus Langsee, Kreis Lyck, am 
5. November

ZUM 92. GEBURTSTAG

Balzer, Hedwig, aus Langsee,
Kreis Lyck, am 6. November

Engmann, Günter, aus Linden-
dorf, Kreis Wehlau, am 6. No-
vember

Lichte, Brigitta, geb. Neuendorf,
Kreis Mohrungen, am 4. No-
vember

Martin, Lieselotte, aus Lyck, am
8. November

Müller, Hedwig, aus Neuforst
bei Rhein, Kreis Lötzen, am 
5. November

Nadler, Gertrud, aus Steinberg,
Kreis Lyck, am 7. November

Rexin, Christa, aus Neidenburg,
am 8. November

Schacht, Elli, aus Willkischken,
Kreis Tilsit, am 7. November

Schütt, Edeltraut, geb. Zies-
mann, aus Perwissau, Kreis
Samland, am 30. Oktober

Spauschus, Bruno, aus Kuglack,
Kreis Wehlau, am 5. November

ZUM 91. GEBURTSTAG

Albrecht, Gerda, geb. Juckschat,
aus Lyck, am 5. November

Alshuth, Hans-Jürgen, aus Neu-
häuser, Kreis Fischhausen, am
8. November

Haurenherm, Edeltraud, geb.
Schittkowski, aus Grünwalde,
Kreis Ortelsburg, am 4. No-
vember

Herfer, Manfred, aus Lyck, am 
8. November

Irnich, Helene, geb. Krüger, aus
Stadthausen, am 3. November

Knieschewski, Gerhard, aus
Willenberg, Kreis Ortelsburg,
am 8. November

Listing, Elfriede, geb. Bogumil,
aus Fließdorf, Kreis Lyck, am
8. November

Neyses, Hedwig, geb. Olekno-
witz, aus Prostken, Kreis Lyck,
am 5. November

ZUM 90. GEBURTSTAG

Glass, Edith, geb. Rosowski, aus
Kornau, Kreis Ortelsburg, am
9. November

Kerstan, Waltraut, geb. Nowott-
ka, aus Kornau, Kreis Ortels-
burg, am 9. November

Ludwig, Renate, geb. Pogorzels-
ki, aus Treuburg, am 4. No-
vember

Makenthun, Edith, geb. Gollub,
aus Treuburg, am 9. November

Pawelzik Herbert, aus Altkir-
chen, Kreis Ortelsburg, am 
5. November

Penndorf, Gerda, geb. Sol-
luntsch, aus Watzum, Kreis
Fischhausen, am 6. November

Roeder, Erika, aus Markau,
Kreis Treuburg, am 7. Novem-
ber

Sodeikat, Erna, geb. Brasgalla, aus
Neidenburg, am 7. November

Sunnus, Fritz, aus Wisdenen,
Kreis Preußisch Eylau, am 
4. November

ZUM 85. GEBURTSTAG

Bansamir, Werner, aus Königs-
berg, am 4. November

Blaurock, Horst, aus Soffen,
Kreis Lyck, am 4. November

Koch, Charlotte, geb. Krüger,
aus Prostken, Kreis Lyck, am
3. November

Kuberski, Edeltraut, geb. Ol-
schewski, aus Neu Astrau und
Rübenzahl, Kreis Lötzen, am
4. November

Lange, Klaus, aus Rimlack, Kreis
Preußisch Eylau, am 8. No-
vember

Reuter, Hannelore, geb. Günt-
her, aus Keppen, Kreis Tilsit-
Ragnit, am 3. November

Saborowski, Reinhold, aus An-
dreken, Kreis Lyck, am 6. No-
vember

Scheel, Irmgard, geb. Truschkat,
aus Lindendorf, Kreis Wehlau,
am 9. November

ZUM 80. GEBURTSTAG

Czinczoll, Georg, aus Grünwal-
de, OT Freihufen, Kreis Heili-
genbeil, am 4. November

Dannowski, Ilse, aus Kölmersdorf,
Kreis Lyck, am 7. November

Göring, Gertrud, geb. Quallo,
aus Lenzendorf, Kreis Lyck,
am 9. November

Hippe, Gabriele, geb. Willa-
mowski, aus Kleinkosel, Kreis
Neidenburg, am 6. November

Holz, Ursula, geb. Wichmann,
aus Wilkendorf, Kreis Wehlau,
am 5. November

Kaufmann, Elisabeth, geb.
Krohm, aus Dorntal, Kreis
Lyck, am 4. November

Krawelitzki, Martin, aus Lyck,
am 5. November

Marquardt, Alfons, aus Allen-
burg, Kreis Wehlau, am 5. No-
vember

Plath, Helga, geb. Fischer, aus
Allenburg, Kreis Wehlau, am
8. November

Purwin, Brigitte, aus Linden-
heim, Kreis Lötzen, am 8. No-
vember

Ramm, Ilse, geb. Biermann, aus
Wokellen, Kreis Preußisch Ey-
lau, am 9. November

Sandkühler, Gisela, geb, Schwarz,
aus Schwengels, Kreis Heiligen-
beil, am 3. November

Schwabe, Berthold, aus Rei-
manswalde, Kreis Treuburg,
am 4. November

Schild, Wilfried, aus Neiden-
burg, am 5. November

Seidensticker, Ilse, geb. Quallo,
aus Lenzendorf, Kreis Lyck,
am 9. November

Werschkull, Hildegard, geb. Hun-
drieser, aus Drusken, Kreis
Ebenrode, am 9. November

ZUM 75. GEBURTSTAG

Dibbern, Hans-Jürgen, aus Aßla-
cken, Kreis Wehlau, am 5. No-
vember

Kordas, Rosemarie, geb.
Schwark, aus Lötzen, am 
5. November

Kraska, Adelbert, aus Grünfließ,
Kreis Neidenburg, am 4. No-
vember

Alle auf den Seiten »Glückwünsche« und »Heimatarbeit« abgedruckten 

Berichte und Terminankündigungen werden auch ins Internet gestellt. 

Eine Zusendung entspricht somit auch einer Einverständniserklärung! 

Das gesamtdeutsche Heimat-
treffen des Regierungsbezirkes
Gumbinnen findet wieder in dem
an der B 191 gelegenen „Landho-
tel Spornitz“ in Spornitz am
Sonnabend, 11. November, von 

10 bis 15 Uhr statt. Kaffee und
Mittagessen können im Hotel ein-
genommen werden. Ein Über-
nachtung sollte rechtzeitig ange-
meldet werden unter Telefon
(038726) 880. Auskunft: Frie-
drich-Eberhard Hahn, Telefon
(03871) 226238.

Die Kreisgemeinschaft Lyck ver-
anstaltet in der Zeit vom 
30. April bis 2. Mai 2018 in der
DRK-Landesschule in Bad Pyr-
mont ein interessantes Seminar
unter dem Titel „Ostpreußen,
Grenzen, Land und Leute, Behör-
den, Landsmannschaft“. Für das
Seminar konnten anerkannte Re-
ferenten gewonnen werden. Es
sprechen Dr. Manuel Ruoff von
der Preußischen Allgemeinen Zei-
tung, der Historiker und Autor Dr.
Andreas Kossert, Kreisältester
Gerd Bandilla und Hubertus Hil-
gendorff, Kreisvertreter Rasten-
burg und Vorsitzender des Träger-
vereins Landesmuseum Lüneburg.

Den Teilnehmern werden die
Reisekosten erstattet. Der Preis
für die Unterkunft und Verpfle-
gung beträgt pro Person 50 Euro.
Anmeldungen zu dem Seminar
bei Gerd Bandilla, Telefon
(02235) 77394, E-Mail: g-bandil-
la@t-online.de oder postalisch
St.-Agnes-Straße 6, 50374 Erft-
stadt. Anmeldungen werden
nach der Reihenfolge ihres Ein-
ganges berücksichtigt. 

Bremen – Donnerstag, 9. No-
vember, 13 bis 18 Uhr, Best We-
stern „Hotel zur Post“, Bahnhofs-
platz 11, 28195 Bremen: 9. Treffen
der in Bremen und „umzu“ woh-
nenden ehemaligen Lycker
Landsleute, deren Nachkommen,
beziehungsweise deren Freunde.
Wilhelm Norra, Telefon (0421)
820651.

Hartmut Preuß wurde am 
6. März 1936 in Kraupischken ge-
boren. Mütterlicher- wie auch vä-
terlicherseits entstammte er Fami-
lien, die seit Generationen selb-
ständige Bauern in Ostpreußen ge-
wesen waren. Seine Schulzeit wur-
de durch die Flucht im Oktober
1944 unterbrochen, die die Familie
im Treck über das Frische Haff bis
kurz vor Danzig führte. Im März
1945 allerdings gerieten sie in so-
wjetische Gefangenschaft und
mussten zu Fuß den weiten Weg
zurück nach Kraupischken antre-
ten. Es folgten bis zur endgültigen
Vertreibung 1948 Jahre der Arbeit
auf der Kolchose Meschken. Wie
alle sogenannten „Aussiedler“
wurden auch sie im Viehwaggon
in die sowjetische Besatzungszone
verfrachtet. Ende des Jahres flüch-
tete die Familie nach Schleswig-
Holstein, und Hartmut konnte in

der Nähe von Ratzeburg
den Schulbesuch wie-
der aufnehmen. Als flei-
ßiger Schüler beendete
er die Schulzeit 1952
und zog in ein Lehr-
lingsheim in Remscheid,
um sich im Metallbe-
reich ausbilden zu las-
sen. Nach erfolgreicher
Gesellenprüfung bildete
Hartmut sich kontinu-
ierlich fort und wurde
schließlich Abteilungs-
leiter in einem Zuliefe-
rungsbetrieb der Auto-
mobilindustrie. Er hei-
ratete 1964, das Ehepaar
hatte zwei Kinder und
Enkelkinder.

Bereits vor vielen Jah-
ren kam Hartmut zur
Kreisgemeinschaft. Vier Jahre übte
er das Amt des Revisors und des
stellvertretenden Kirchspielvertre-
ters für Kraupischken aus. 1999
wurde er stellvertretender Vorsit-
zender der Kreisgemeinschaft und
war gleichzeitig ihr Pressespre-
cher. Als Albrecht Dyck im Juni
2002 den Vorsitz niederlegte, wur-
de Hartmut zu seinem Nachfolger
gewählt.

Mehr als neun Jahre lang be-
kleidete er dieses Amt. In seinem
ersten Grußwort im „Land an der
Memel“ nannte er die Schwer-
punkte seiner künftigen Tätigkeit:
Pflege unseres Heimatbriefes als
wichtiges Bindeglied unserer
Landsleute; Pflege und Ausbau
der Partner- und Patenschaften;
Kontaktaufnahme zu russland-
deutschen Familien in unserem
ehemaligen Kreisgebiet und de-
ren Betreuung; Bemühen um wei-
tere Aussöhnung mit der russi-
schen Bevölkerung, die jetzt in
unserer Heimat lebt; Erhaltung
von deutschen Erinnerungsstät-
ten. Während seiner Zeit als Vor-
sitzender hatte sich Hartmut nicht
nur bemüht, diesen Vorsätzen ge-
recht zu werden, er hatte sie in
der Tat erfolgreich verwirklicht.
Erwähnt werden sollen in diesem

Zusammenhang auch seine jähr-
lichen Sommerreisen in die Hei-
mat, die, im Zusammenwirken
mit Walter Klink und Hans-Ulrich
Gottschalk, nicht zuletzt dazu
dienten, Kontakte aufzubauen
und zu pflegen sowie verschie-
dentlich hilfreich tätig zu sein.

Beim Kreistreffen in Lüneburg
am 22. Oktober 2011 trat Hartmut
Preuß von seinem Amt als Vorsit-
zender der Kreisgemeinschaft Til-
sit-Ragnit zurück. Der Kreistag er-
nannte seinen ehemaligen Kreis-
vertreter zum Ehrenmitglied und
durfte sich glücklich schätzen,
häufig auf Hartmuts Erfahrungs-
schatz aufgrund seiner langjähri-
gen Zugehörigkeit zum Leitungs-
team der Kreisgemeinschaft zu-
rückgreifen zu können. 

Nach kurzer, schwerer Krank-
heit starb Hartmut Preuß am 
19. Oktober zu Hause in Wupper-
tal. Die Gemeinschaft der Ost-
preußen hat erneut einen Lands-
mann verloren, die Kreisgemein-
schaft ein treues Mitglied und der
Kreistag einen engagierten und
einsatzfreudigen Mitstreiter. Wir
werden ihm ein ehrendes Anden-
ken bewahren. Dieter Neukamm, 

im Namen des Kreistages der
Kreisgemeinschaft Tilsit-Ragnit

AUS DEN HEIMATKREISEN

Die Kartei des Heimatkreises braucht Ihre Anschrift. 
Melden Sie deshalb jeden Wohnungswechsel. 

Bei allen Schreiben bitte stets den letzten Heimatort angeben

Kreisvertreterin: Karin Banse,
Wiesengrund 9, 29559 Wrestedt,
OT Wieren, Telefon (05825) 642,
E-Mail: karin.banse@t-online.de,
Internet: www.kreis-gumbin-
nen.de. 

GUMBINNEN

50. Heimattreffen

2017
5. bis 8. November: Kulturhistorisches Seminar in Helmstedt
13. bis 19. November: Werkwoche in Helmstedt

2018
17. bis 18. März: Arbeitstagung der Kreisvertreter in Helmstedt
7. bis 8. April: Arbeitstagung der Deutschen Vereine in Sensburg
20. bis 22. April: Kulturseminar in Helmstedt
14. bis 16. September: Geschichtsseminar in Helmstedt 
8. bis 14. Oktober: Werkwoche in Helmstedt
20. Oktober: 9. Deutsch-Russisches Forum in Insterburg
(geschlossener Teilnehmerkreis) 

Auskünfte erhalten Sie bei der Bundesgeschäftsstelle der Lands-
mannschaft Ostpreußen, Buchtstraße 4, 22087 Hamburg, 
Telefon (040) 41400826, E-Mail: info@ostpreussen.de, Internet: 
www.ostpreussen.de

TERMINE DER LO

Kreisvertreterin: Bärbel Wiesen-
see, Diesberg 6a, 41372 Nieder-
krüchten, Telefon (02163) 898313.
Stellvertr. Kreisvertreter: Dieter
Czudnochowski, Lärchenweg 23,
37079 Göttingen, Telefon (0551)
61665.  

LYCK

Seminar in
Bad Pyrmont

9. Lycker-Treffen

Kreisvertreter: Dieter Neukamm,
Am Rosenbaum 48, 51570 Win-
deck, Telefon (02243) 2999, Fax
(02243) 844199. Geschäftsstelle:
Winfried Knocks, Varenhorst-
straße 17, 49584 Fürstenau, Tele-
fon (05901) 2309, E-Mail: Win-
friedKnocks@aol.com

TILSIT-RAGNIT

Nachruf

„Wir werden ihm ein ehrendes Anden-
ken bewahren“: Hartmut Preuß Bild:  privat
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In Trauer und Dankbarkeit nehmen wir Abschied von

Ilse Rudat
 * 3. September 1930 † 20. Oktober 2017
 in Lyck in Moorrege

Die Verstorbene war Ehrenvorsitzende der Landsmannschaft der Ost- und 
Westpreußen in Uetersen und Umgebung und über 20 Jahre lang Vorstandsmitglied 

und Schriftführerin der Kreisgemeinschaft Wehlau.
In Würdigung ihrer hervorragenden Verdienste um Ostpreußen 

verlieh die Landsmannschaft Ostpreußen Frau Ilse Rudat im Jahre 2002 
das Goldene Ehrenzeichen. 

Wir werden ihr ein ehrendes Andenken bewahren.

Der Bundesvorstand der Landsmannschaft Ostpreußen

 Hans-Jörg Froese  Stephan Grigat  Friedrich-Wilhelm Böld
 Stellv. Sprecher  Sprecher  Schatzmeister

„Heimat ist in Dir … oder nirgendwo“ (H. Hesse)

Nach einem langen und erfüllten Leben verstarb meine liebe Frau,
unsere Mutter, Schwieger- und Großmutter

Ilse Rudat
geb. Gritzuhn

 * 3. September 1930 † 20. Oktober 2017      

 in Lyck in Moorrege

In Liebe und Dankbarkeit
Joachim Rudat

Eike und Uwe mit Jan
Jörg und Ute mit Theo und Tiki

sowie alle Angehörigen

Die Trauerfeier findet am 3. November 2017 um 13 Uhr in der evangelischen Kirche in Moorrege statt.

Anstelle von Kranz- und Blumenspenden erbitten wir eine Spende für das Ostpreußische 
Jagd- und Landesmuseum e.V., IBAN DE93 2405 0110 0000 0319 89. Der Verein ist gemeinnützig. 

Spendenbescheinigungen können ausgestellt werden.                      

Anzeigen

Buchen – Eine etwas andere Rei-
se unternahm die Kreisgruppe der
Ostpreußen, Westpreußen und
Pommern unter der Leitung von
Rosemarie S. Winkler durch das
frühere südliche Ostpreußen, die
mit Ausnahme der bedeutungsvol-
len Städte Thorn und Gnesen nur
übers Land führte. Storchennester,
Alleen und bunte Feldblumentep-
piche waren tägliche Begleiter. Die
Unterkunft war bei „Christel“ auf
deren ehemaligem Bauernhof.
Nach dem Besuch des Wallfahrts-
orts „Dietrichswalde“ und Vesper-
pausen bei deutschen Minderhei-
ten wurde auch der Bauernhof
„Lange“ angefahren. Werner Lange
durfte nach Kriegsende wieder auf
seinen elterlichen Hof zurück und
bewirtschaftet ihn bis heute. Die
Reisegruppe wurde herzlich emp-
fangen und mit einem köstlichen,
echt ostpreußischen Mittagessen
verwöhnt. Weiter wurde ein polni-
scher Bauernhof regelrecht aufge-
sucht, denn der Weg dorthin war
nicht ganz leicht zu finden,
freundliche Hinweise von polni-
schen Anwohnern waren eine gro-
ße Hilfe. Dort stand eine Kutsch-
fahrt auf dem Programm, die
durch tiefsten Wald führte, viel
Heiterkeit auslöste und mit lecke-
rem Bauernkuchen abschloss. 

Angetan war die Reisegruppe
vom Geburtshaus des Schriftstel-
lers Ernst Wiechert, heute zu ei-

nem sehenswerten Museum ein-
gerichtet „Die tiefen Wälder und
die große Stille ringsum: hier sei
Ernst Wiechert zu spüren“ mein-
ten die Mitreisenden. Ein ganz
besonderes Erlebnis wurde der
Gruppe zuteil, als sie den großen
Soldatenfriedhof in Bartossen
aufsuchte. Gerade an diesem Tage
waren deutsche Helfer des Volks-
bunds Deutsche Kriegsgräberfür-
sorge mit einer großen Umbet-
tung beschäftigt: von fast 3000 To-
ten aus einem sowjetischen Inter-
nierungslager bei Thorn.

Hier sollen sie eine würdige
letzte Ruhestätte erhalten.

In der Johannisburger Heide
wurde neben dem Gestüt Feren-
stein das Gut von Alexander Graf
Potocki besucht. Der Graf hat das
ehemalige Jagdhaus derer von
Lehndorff hierher versetzen las-
sen. In einem eigens geschaffenen
„Salon Marion Dönhoff“ wird mit
Gemälden, Büchern und Hör-CDs
der großen deutschen Journalistin
Marion Gräfin von Dönhoff ge-
dacht. Die Reisegruppe hatte das
Glück, Renate Marsch-Potocki,
die Mutter des Grafen und frühe-
re dpa-Korrespondentin in War-
schau hier anzutreffen, die hoch-
interessant über Marion Dönhoff

und die eigenen vielen Begegnun-
gen mit ihr berichtete - eine Er-
zählstunde ganz besonderer Art!
Fazit der Reise: eine bleibende
wertvolle Erinnerung!

Rosemarie S. Winkler
Ludwigsburg – Dienstag, 21.

November, 15 Uhr, „Krauthof“,
Beihinger Straße 27: Stammtisch.

Reutlingen – Die Landsmann-
schaft Ost- und Westpreußen
Reutlingen veranstaltete am 
7.  Oktober im Treffpunkt für Älte-
re ihr Erntedankfest. Landsleute
und Gäste betraten einen herrlich
herbstlich geschmückten Saal.
Die erste Vorsitzende Ilse Hunger
begrüßte alle Anwesenden in dem
vollbesetzten Saal. Sehr erfreut
zeigte sich der Vorstand über den
zahlreichen Besuch der Schick-
salsgefährten, der Schlesier aus
Metzingen und Tübingen.

Alle Tische waren mit gelben
Chrysanthemen und goldgelben
Herbstlaub geschmückt; bei diesem
Anblick schmeckten Kaffee und
Kuchen besonders gut.

Der Erntegabentisch war eine
Augenweide: Viele große und
kleine in allen Farben gesteckte
Blumenvasen, Obst und Gemüse.
Doch die Mitte bestimmte ein gro-
ßes, rundes, von der Betzinger

Bäckerei Bosch mit einer Ernte-
krone gefertigtes Brot. Bei dieser
Gelegenheit möchten wir Ost-
Westpreußen Reutlingen uns bei
der Bäckerei Bosch für die große
Spende seit vielen Jahren bedan-
ken. Große Freude bereitet auch
die Verteilung der Tombola, denn
auch hier konnte man sehen, dass
kleine Geschenke gut ankommen.

Damit nach über 70 Jahren
Flucht und Vertreibung die Erin-
nerung an unsere Sitten und Ge-
bräuche nicht in Vergessenheit
geraten, wurden Kurzfilme zum
„Erntedank in der Heimat“ und
zur Landschaft Ostpreußens vom
Landsmann Peter Jermann ge-
zeigt. Karin Kalbfell brachte Aus-
züge aus dem Buch „Stille Jahre in
Gertlauken“ – Erinnerungen an
Ostpreußen. Die spätere Buch-
schreiberin Marianne Peyinghaus,
damals Mädchenname Günther,
wurde als Lehrerin mit 21 Jahren
aus ihrer Heimat Köln zur Schule
in dem kleinen, abgelegenen Bau-
erndorf Gertlauken, Kreis Labiau,
eingesetzt. 

Ihr dortiges Leben und Wirken
teilte sie ihren Eltern in Briefen
mit. Bis zur Flucht nach Sachsen
im Januar 1945 und später weiter
nach Köln hatte Marianne Gün-
ther einen treuen Begleiter: Ihr
Fahrrad! Dieses Fahrrad, das sei-
nen letzten Platz im Museum der
Kreisgemeinschaft Labiau in Ot-
tendorf bei Cuxhaven gefunden
hat, ist stiller Zeuge unserer Hei-
mat Ostpreußen. Die Auszüge aus
dem Buch wurden von den Anwe-
senden deshalb so persönlich auf-
genommen, weil Land und Leute
mit kleinen Begebenheiten ver-
knüpft den täglichen Alltag tref-
fend widergaben.

Runde Geburtstagskinder wur-
den mit Blumen geehrt und be-
schenkt. Die gemeinsamen, schö-
nen Stunden vergingen viel zu
schnell. Zum Abschied wurde
noch das Heimatlied „Land der
dunklen Wälder“ gesungen. Blu-
men, Obst, Gemüse und auch das
Erntekronenbrot wurde aufgeteilt
und jeder konnte Gaben vom Ga-
bentisch mit nach Hause nehmen.

Ilse-Hunger
Stuttgart – Mittwoch, 22. No-

vember, 18 Uhr, Haus der Heimat,
Schloßstraße 92: Treffen der Frau-
engruppe. Helga Preußler aus
Stuttgart spricht über das Thema:
„Katharina von Bora – die Luthe-
rin“. Die Referentin ist Historike-
rin und in Arnswalde/Neumark
geboren. Sie ist durch ihre Vorträ-
ge zu „historischen Frauengestal-
ten“ bekannt geworden. Die junge
sächsische Adlige Katharina von
Bora floh im Jahr 1523 mit elf Ge-
fährtinnen aus dem Kloster Ma-
rienthron in Nimbschen bei
Grimma nach Wittenberg. 1525
heiraten Kathari¬na von Bora und
Martin Luther. Tatkräftig nimmt
von Bora das Anwesen und die Fi-
nanzen in ihre Regie. Sie stirbt am
20. Dezember 1552 in Torgau. In-
formationen: Uta Lüttich, Telefon
(0711) 854093.

Ansbach – Sonnabend, 18. No-
vember, 14.30 Uhr, Waldfriedhof:
Gedenken zum Volkstrauertag. Ab
15.30 Uhr, Orangerie: Bericht von
unserer Fahrt zum Ostpreußen-
treffen in Schwerin, anschließend
Tilsiter-Käseessen.

Bamberg – Mittwoch, 15. No-
vember, 15 Uhr, Hotel Wilde Rose,
Keßlerstraße: Vortrag „Zu Fuß von
Köln nach Königsberg“.

Hof – Sonnabend 11. November,
13 Uhr, Altdeutsche Bierstube Hof
Martinstag-Heimatnachmittag mit
Gansessen.

Landshut – Dienstag, 21. No-
vember, 14 Uhr, „Insel“: Zu-
sammenkunft.

Frauengruppe –
Mittwoch, 8. Novem-
ber, 13.30 Uhr, Pfle-
gestützpunkt, Wil-
helmstraße 116-117,

10963 Berlin: Totenehrung. Anfra-
gen bei Marianne Becker, Telefon
(030) 7712354.

Königsberg – Frei-
tag, 17. November, 14
Uhr, Johann-Georg-
Stuben, Johann-Ge-
org-Straße 10, 10709

Berlin-Halensee: Erntedankfest
mit Tombola, Anfragen bei Elfi
Fortange, Telefon 4944404.

Rastenburg – Sonn-
tag, 12. November,
15 Uhr, Restaurant
Stammhaus Rohr-
damm 24 B, 13629

Berlin: Erntedankfest, Anfragen
bei Martina Sontag, Telefon
(033232) 188826.

Bremerhaven – Sonntag, 
19. November, 11.45 Uhr, Kapelle
Geestemünder Friedhof: Gedenk-
stunde Volksbund Deutsche
Kriegsgräberfürsorge zum Volks-
trauertag, anschließend Kranznie-
derlegung im VDK-Ehrenhain.

– Bericht – 
Am 22. September fand im Se-

niorentreff „Ernst-Barlach-Haus“
in Bremerhaven-Geestemünde
die Erntedank-Veranstaltung der
Ortsgruppe statt. Die Vorsitzende
Marita Jachens-Paul konnte über
30 Mitglieder und Gäste begrü-
ßen, die trotz des schönen spät-
sommerlichen Wetters gekommen
waren. Unter ihnen befanden sich
drei Gäste, gebürtig aus Pom-
mern, die von den Ostpreußen
herzlich willkommen geheißen
wurden. Ihnen zu Ehren wurde
die erste Strophe des „Liedes der
Pommern“ („Wenn in stiller Stun-
de Träume mich umweh’n“) ge-
sungen, diesmal sogar mit musi-
kalischer Begleitung, denn ein
Gast, der Gitarrist Tschepanek,
hatte sich angeboten, die Feier mit
seiner Gitarre zu begleiten. Die
Versammlung gedachte der am 16.
September im 93. Lebensjahr ver-
storbenen Lisbeth Westphal, seit
55 Jahren treues Mitglied der
Landsmannschaft.

Marita Jachens-Paul trug einige
Herbstgedichte vor: Nach Gedich-
ten von Eduard Mörike und The-
odor Fontane las sie „Zum Ernte-
dankfest“, verfasst von Hildegard
Jauß, der vor einigen Jahren ver-
storbenen ostpreußischen Lyrike-
rin der Gruppe Bremerhaven, so-
wie „Der Kruschkebaum“ von Lo-
re Jachens, der Mutter der jetzi-
gen Vorsitzenden, die viele Ge-
schichten, Anekdoten und Ge-
dichte aus ihrer ostpreußischen
Heimat, dem Kreis Labiau, zu Pa-
pier gebracht hat. Die stellvertre-
tende Vorsitzende Barbara Sand-
mann las das Gedicht „Septem-
ber“ von Hermann Hesse. 

Marita Jachens-Paul berichtete
von früheren Treffen anlässlich
des „Tages der Heimat“ in Bremer-
haven, als von fünf ostdeutschen

Landsmannschaften 200 Perso-
nen und mehr in den Gemeinde-
saal der „Großen Kirche“ kamen.
Die Leitung des Programms hatte
jahrzehntelang der Kreisverband
Bremerhaven des Bundes der Ver-
triebenen (BdV), und hier be-
sonders Oskar Thomas, der Vor-
sitzende der Landsmannschaft
Schlesien. Heute gibt es in Bre-
merhaven keinen BdV mehr, zwei
Landsmannschaften haben sich
inzwischen aufgelöst (Sudeten-
deutsche und die Gemeinschaft
der Danziger in Bremerhaven). Ei-
ne Landsmannschaft (Schlesien)
hat sich offiziell aufgelöst, kommt
aber als lose Gruppe weiterhin
zusammen.

Lediglich die Ostpreußen und
die Pommern sind noch funk-
tionstüchtige Landsmannschaf-
ten, die sich einmal monatlich im
Ernst-Barlach-Haus treffen.

Zum Ende der Veranstaltung er-
innerte die Vorsitzende an die
nächsten Termine: Sonntag, 19.
November, 11.45 Uhr, Kapelle 
Geestemünder Friedhof: Gedenk-
stunde Volksbund Deutsche
Kriegsgräberfürsorge zum Volks-
trauertag, anschließend Kranznie-
derlegung im VDK-Ehrenhain –
Freitag, 24. November, 14.30 Uhr,
Barlachhaus: Kulturnachmittag –
Sonntag, 26. November, 15 Uhr,
Kapelle Friedhof Geestemünde:
Gedenkfeier aller Landsmann-
schaften am Volkstrauertag, an-
schließend Gesteck-Niederlegung
am Heimatkreuz – Freitag, 15. De-
zember, 14.30 Uhr, Barlachhaus:
Adventfeier. Barbara Sandmann

Landesgruppe – Das Gute liegt
manchmal so nah! Jedes Jahr im
Dezember verwandeln sich viele
Orte in unserer Region, in eine
Weihnachtswelt. So auch der Ort
den wir besuchen. In einmaliger
Atmosphäre, mit liebevoll ge-
schmückten Straßen, Kunsthand-
werker-Ständen und der Märchen-
welt, fasziniert der Weih-nachts-
markt den wir besuchen, immer
wieder Jung und Alt. Nach einem
weihnachtlichen Kaffeetrinken, mit
plattdeutschen Vorlesungen, haben
Sie im Anschluss Zeit, sich diesen
besonderen Weihnachtsmarkt an-
zuschauen. Die Rückfahrt führt Sie
durch das weihnachtlich beleuch-
tete Hamburg, mit Reiseführer. Es
geht los am 17. Dezember ab Ham-
burg ZOB 13:30 Uhr; Harburg 14
Uhr. Grumbrechtstraße 76. Preis
pro Person: 28 Euro (alles inklusiv).
Anmeldung bis 17. November bei
Landsmann Konrad Wien, Telefon
(040) 32049041. 

STADTTEILGRUPPE
Bergedorf – Sonnabend, 4. No-

vember, 13 Uhr, Bergedorfer
Bahnhof: Fahrt der Frauengruup-
pe zum Museumsmarkt „Tradition
trifft Modernes“ im Ostpreußi-
schen Landesmuseum Lüneburg.

Kassel – Zum Heimattreffen im
Oktober fanden sich trotz Sturm-
warnung zahlreiche Mitglieder
und Freunde des Vereins ein.
Fachbuchautor Dr. Viktor Heese
aus Köln berichtete über die Aus-
wirkungen der Russlandsanktio-
nen auf das deutsch-russische

LANDSMANNSCHAFTLICHE ARBEIT

LANDESGRUPPEN

Vors.: Uta Lüttich, Feuerbacher
Weg 108, 70192 Stuttgart, Telefon
und Fax (0711) 854093, Ge-
schäftsstelle: Haus der Heimat,
Schloßstraße 92, 70176 Stuttgart,
Tel. und Fax (0711) 6336980.

BADEN-
WÜRTTEMBERG

Reutlingen: Der Erntegabentisch mit dem eigens gefertigten
Brotlaib in der Mitte  Bild: privat

Landsmannschaftl. Arbeit
Fortsetzung auf Seite 17

Vorsitzender: Friedrich-Wilhelm
Böld, Telefon (0821) 517826, Fax
(0821) 3451425, Heilig-Grab-Gas-
se 3, 86150 Augsburg, E-Mail: in-
fo@low-bayern.de, Internet: www.
low-bayern.de.

BAYERN

Vorsitzender: Rüdiger Jakesch,
Geschäftsstelle: Forckenbeck-
straße 1, 14199, Berlin, Telefon
(030) 2547345, E-Mail:
info@bdv-bln.de, Internet:
www.ostpreussen-berlin.de. Ge-
schäftszeit: Donnerstag von 
14 Uhr bis 16 Uhr Außerhalb der
Geschäftszeit: Marianne 
Becker, Telefon (030) 7712354.

BERLIN

Vorsitzender: Jörg Schulz, Telefon
(04296) 747701, Am Anjes Moor
4, 27628 Uthlede. Stellvertrende
Vorsitzende: Marita Jachens-Paul,
Ratiborer Straße 48, 27578 Bre-
merhaven, Telefon (0471) 86176.  

BREMEN

Erster Vorsitzender: Hartmut
Klingbeutel, Haus der Heimat,
Teilfeld 8, 20459 Hamburg, Tel.:
(040) 444993, Mobiltelefon
(0170) 3102815.  

HAMBURG

Vorsitzender: Ulrich Bonk,
Stellvertretender Vorsitzender:
Gerhard Schröder, Engelmühlen-
weg 3, 64367 Mühltal, Telefon
(06151) 148788

HESSEN



Verhältnis. Der rege Gedanken-
austausch bewies, dass auch wirt-
schaftspolitische Themen in un-
serem aufgeweckten Kreis gut an-
kommen. Finanzexperte Heese
machte deutlich, dass Wirt-
schaftssanktionen den eigenen
Interessen nicht selten mehr
schaden als nützen. Im gegenwär-
tigen Falle erleidet Deutschland
als Erfüllungsgehilfe westlicher
Mächte erhebliche Handelsein-
bußen und beschädigt zudem die
traditionell guten Wirtschaftsbe-
ziehungen zu Russland. 

Gerd Landau
Wetzlar – Montag, 13. Novem-

ber, 19 Uhr, Grillstuben, Stoppel-
berger Hohl 128: Der Marburger
Historiker Dr. Peter Wörster
spricht zum Thema „Mitten in
Europa – und doch an der Peri-
pherie. Baltische Geschichte im
Überblick“. Der Eintritt ist frei.
Kontakt: Kuno Kutz, Telefon
(06441) 77055.

Wiesbaden – Dienstag, 14. No-
vember, 14.30 Uhr, Haus der Hei-
mat, Wappensaal, Friedrichstraße
35: Die Frauengruppe trifft sich
zum Thema „Winterfreuden in
der Heimat“. – Sonnabend, 18.
November, 15 Uhr, Haus der Hei-
mat, Großer Saal, Friedrichstraße
35: „Land des Rübezahl. Schlessi-
sche Impressionen“, Bilder-Vor-
trag von Dieter Schetat. Der Bil-
derreigen beginnt mit Wiesba-
dens Partnerstadt Breslau, die im
vergangenen Jahr zur Europäi-
schen Kulturhauptstadt erklärt
wurde. Weiter stehen auf dem
Programm: Agnetendorf mit der
Jugendstilvilla von Gerhard
Hauptmann, die Schlösser Schil-
dau und Lomnitz, die Friedens-
kirchen in Jauer und Schweidnitz,
die Stabholzkirche in Wang und
der höchste Berg des Riesengebir-
ges, die Schneekoppe mit 1605
Metern. Vor dem Bilder-Vortrag
gibt es Kaffee und Kuchen von der
Konditorei Gehlhaar. – Sonntag,
19. November, Beginn der Süd-
friedhof-Gedenkstunde bitte der
Presse entnehmen: Volkstrauer-
tag. Für die angeschlossenen
Landsmannschaften legt der
Bund der Vertriebenen (BdV),
Kreisverband Wiesbaden, einen
Kranz nieder.

Helmstedt – Donnerstag, 9. No-
vember, 15 Uhr, Begegnungsstätte,
Schützenwall 4: Treffen. – Sonn-
abend, 18. November, 10.15 Uhr,
Friedhof St. Stephani.

Rinteln – Donnerstag, 9. No-
vember, 15 Uhr, Hotel Stadt Kas-
sel, Klosterstraße 42, 31737 Rin-
teln: Monatstreffen mit Lichtbil-
dervortrag von Professor Heinz
Schürmann aus Bielefeld zum
Thema „Unterwegs in Böhmen“.
Neben den Mitgliedern sowie
Angehörigen, Freunden und Be-
kannten sind auch interessierte
Gäste aus Nah und Fern herzlich
willkommen. Weitere Auskünfte
zur landsmannschaftlichen Ar-
beit gibt es beim Vorsitzenden,
Joachim Rebuschat, unter Tele-
fon (05751) 53 86 oder über:
j.rebuschat@web.de – Mehr zum
Thema der Veranstaltung im
Internet unter:

www.myheimat.de/2836237.

Bonn – Dienstag, 7. November,
18 Uhr, „Haus am Rhein“, Elsa-
Brändström-Straße 74: Vortrag von
Elimar Schubbe „50 Jahre Zeitzeu-
genschaft eines Journalisten im
20ten Jahrhundert“. – Mittwoch, 
8. November, 15 Uhr, Erkerzimmer
der Stadthalle Bad Godesberg:
Treffen des Freundeskreises der
Ost- und Westpreußen.

Dortmund – Montag, 20. No-
vember, 14.30 Uhr, Heimatstube,
Landgrafenstraße 1-3, (Eingang
Märkische Straße): Monatliche
Zusammenkunft.

Düsseldorf – Jeden Mittwoch,
18.30 bis 20 Uhr, Eichendorff-
Saal, Gerhart-Hauptmann-Haus
(GHH), Bismarckstraße 9: Chor-
probe der Chorgemeinschaft
Ostpreußen-Westpreußen-Sude-
tenland. – Sonnabend, 4. Novem-
ber, 15 Uhr, GHH: Vortrag von Dr.
Sabine Grabowski und Professor
Winfreid Halder „Reformations-
jahr 2017“, „Mein Luther – Zwei
Perspektiven auf den Reforma-
tor“. – Mittwoch, 8. November,
15 Uhr, Raum 311, GHH: Ost-
deutscher Stickkreis. – Mitt-
woch, 8. November, 19 Uhr,
GHH: „Schlesien“ – Liebesge-
dichte von Barock bis Gegenwart
mit Frank Schwablewski und Dr.
Jürgen Nelles – Freitag, 10. No-
vember, 18 Uhr, GHH: Verleihung
des „Andreas-Gryphius-Preises“.
– Mittwoch, 15. November, 
19 Uhr, GHH: tschechischer Do-
kufilm „European Arch. Bohus-
lav Fuchs“. – Donnerstag, 16. No-
vember, 19 Uhr, GHH: Vortrag
„Geschichtspolitik in Russland
heute – 100 Jahre nach der Okto-
berrevolution“ Irina Scherbako-
va. – Donnerstag, 16. November,
19.30 Uhr, Raum 412 „Ostpreu-
ßen“, GHH: Offenes Singen mit
Marion Cals. – Freitag, 17. No-
vember, 18 Uhr, „Lauren’s“, Bis-
marckstraße 62: Stammtisch. –
Mittwoch, 22. November, 19 Uhr,
GHH: Vortrag „Die russische Re-
volution 1914-24 – Leben in der
Katastrophe“ von Professor Jörg
Baberowski.

Neuss – Jeden zweiten Mitt-
woch im Monat, von 15 bis 18
Uhr, Ostdeutsche Heimatstube,
Oberstraße 17: Frauengruppe. -
Sonntag, 19. November, 11 Uhr,
Hauptfriedhof, Rheydter Straße:
Feierstunde zum Volkstrauertag.

Wesel – Sonnabend, 4. Novem-
ber, 15 Uhr, Heimatstube, Kaiser-
ring 4: Ostdeutscher Kulturabend
(29. Preußische Tafelrunde). Der
Kulturreferent der Gruppe, Paul
Sobotta, spricht über den großen
ostdeutschen Schiffs- und Loko-
motivbauer Ferdinand Schichau.
Weitere Informationen: Paul So-
botta, Telefon (0281) 45657 oder
Manfred Rohde, Telefon (02852)
4403.

Witten – Montag, 20. November,
14.30 Uhr, Evangelisch-Lutheri-
sche Kreuzgemeinde, Lutherstra-
ße 6-10: Grützwurstessen mit Bei-
lage und Pillkaller.

Magdeburg – Dienstag, 7. No-
vember, 13 Uhr, Immermannstra-
ße 19: Treffen der Stickerchen. –
Freitag, 10. November, 16 Uhr,
Sportgaststätte bei TuS Fort-
schritt, Zielitzer Straße: Treffen
des Singkreises. – Sonntag, 
12. November, 14 Uhr, Sportgast-
stätte „Post“, Spielhagenstraße:
Volkstrauertag.

Bad Oldesloe – Thema in der
September-Runde war „Mohrun-
gen und Johann Gottfried Her-
der“. Er wurde am 25. August
1744 in Mohrungen in der Kirch-
straße geboren. Sein Vater war
Kantor und Lehrer. Herder ist be-
kannt als deutscher Dichter,
Übersetzer und Theologe. Seit 
25 Jahren besteht in Mohrungen
der Verein „Herder“ der Deut-
schen Bevölkerung. Dadurch wür-
digt Polen Herder in verschiede-
nen Bereichen: Die Aula im Leon-
Kruczkowski-Gymnasium heißt
„Herder-Aula“, und die Kirchstra-
ße hat die Bezeichnung „Ulica
Herdera“ erhalten. 

Nach seinem Schulabschluss
wurde Johann Gottfried Herder
von einem russischen Regiments-
arzt überredet, Medizin zu stu-
dieren. Im Sommer 1762 verließ
Herder Mohrungen und ging
nach Königsberg, um Chirurg zu
werden. Der Beruf sagte ihm gar
nicht zu. So studierte er Theolo-
gie und Philosophie und wurde
zunächst Lehrer und Prediger in
Riga. Nach seiner Tätigkeit als
Pfarrer in Bückeburg zog er nach
Weimar und heirate Marie Karoli-
ne Flachsland. Herder gehörte
zum „Viergestirn“ der Weimarer
Klassik mit Johann Wolfgang von
Goethe, Friedrich Schiller und
Christoph Martin Wieland. Auch
die Philosophen Immanuel Kant
und Georg Hamann beeinflussten
ihn. Dabei konnte die Vortragen-
de nur sein Hauptwerk „Ideen zur
Philosophie der Geschichte der
Menschheit“ 1784 bis 1791 her-
ausstellen. 

Herder fand auch Verbindung
zu Martin Luther und zur deut-
schen Sprache. Und eine beson-
dere Arbeit Herders musste er-
wähnt werden: seine Volkslieder-
sammlung „Stimmen der Völker
in Liedern“, ein Liedgut aus ver-
schiedenen Nationen. Nach sei-
nem Wegzug aus Mohrungen ist
Herder nie wieder in seine Hei-
matstadt zurückgekehrt, aber die
Verbindung zu seiner Mutter
blieb erhalten. Gisela Brauer

Flensburg – Sonntag, 19. No-
vember, 11.30 Uhr, Friedhofska-
pelle, Am Friedenshügel: Volks-
trauertag.

Pinneberg – Donnerstag, 9. No-
vember, 15 Uhr, Restaurant „Mon-
dea“, Mühlenstraße 70d: „Gänse-
verspielen“ (Bingo).

Uetersen – Freitag, 10. Novem-
ber, 15 bis 17 Uhr, Haus Ueter-
sEnd, Kirchenstraße 7: Frank Fa-
rin berichtet über die wirtschaftli-
che und politische Situation.

Landesgruppe – Donnerstag, 
9. November, Klub Volkssolida-
rität, Rötweg 6, Schmalkalden:
Heimatnachmittag.
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Schüttelrätsel
In diesem ungewöhnli chen Kreuzworträtsel stehen anstelle der Fragen die 
Buchstaben der gesuchten Wörter alphabetisch geordnet in den Fragefeldern. 
Zur Lösung beginnen Sie am besten mit den kurzen Wörtern (Achtung: ORT 
kann  z. B. ORT, TOR oder auch ROT heißen).

Mittelworträtsel

Magisch

Mittelworträtsel: 1. Gruppen,  
2. Gebaeude, 3. Gardinen, 4. Hoch-
druck, 5. Antennen, 6. Piloten,  
7. Kabinen – paddeln 

Magisch: 1. Andante, 2. Matrose,  
3. Stossen
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1 REISE LEITER

2 BANK TEIL

3 STOFF STANGE

4 BLUT GEBIET

5 RADIO MAST

6 TEST SCHEIN

7 WAHL KOFFER

Erweitern Sie die linken und rechten Wörter je weils durch ein gemeinsames 
Wort im Mittel block. Auf der Mittelach se ergibt sich als Lösungswort ein 
anderes Wort für Kanu fahren.

Schreiben Sie waagerecht und senk-
recht dieselben Wörter in das Dia-
gramm.

1 langsames Musikstück

2 Seemann

3 Disziplin beim Gewichtheben

Unter der Führung des früheren
Dissener Bürgermeisters und ge-
bürtigen Ostpreußen Louis-Ferdi-
nand Schwarz besuchte eine 36-
köpfige Reisegruppe aus dem Os-
nabrücker Land das rund um Kö-
nigsberg gelegene Samland. Ne-
ben Erinnerungen an unvergessli-
che Orte der Kindheit und Jugend
stand für den Reiseleiter und die
Teilnehmer der Gedanke der Völ-
kerverständigung und des Dialogs
im Vordergrund. 

Pollwitten bei Königsberg: Von
dem früheren Gut der Familie
von Louis-Ferdinand Schwarz ist
kein Stein übrig geblieben. Statt-
dessen hat das weltweit tätige
Hilfswerk Salem an dieser Stelle
ein Kinderdorf errichtet. Zur
Feier seines zwanzigjährigen Be-
stehens hatte der Leiter auch
den alten Ostpreußen Schwarz
und dessen Reisegruppe einge-
laden. Die russischen Kinder
hatten Gesänge und Tänze für
den Besuch aus Deutschland
einstudiert. Symbolträchtiger
kann das Nebeneinander von
Vergangenheit und Zukunft so-
wie das Bemühen um Freund-
schaft wohl nicht veranschau-
licht werden. 

Praktisch jedes Jahr zieht es
Schwarz an diesen Ort zurück.
Und dies zumeist in Gesellschaft
der Teilnehmer der von ihm or-
ganisierten Gruppenreisen. Die
Ankündigung der diesjährigen
Ostpreußenfahrt vom 12. bis 20.
August in der Neuen Osnabrük-
ker Zeitung sprach innerhalb we-
niger Tage mehr Interessenten
an, als Mitreiseplätze zur Verfü-
gung standen. 

Nach der nächtlichen Anreise
von Versmold erreichte die Grup-
pe nach einem Zwischenstopp an
der Marienburg, dem machtvol-
len Sitz der Hochmeister des
Deutschen Ordens an der Nogat,
am frühen Vormittag den russi-
schen Grenzübergang Mamono-
wo und schließlich das während
des gesamten Aufenthaltes ge-

buchte Hotelquartier im Ostsee-
bad Rauschen. 

Der zweite Tag sah eine große
Ostpreußenfahrt vor. Die Reise-
route bezog Insterburg, Tapiau, ei-
ne Gestütsbesichtigung in Geor-
genburg mit anschließender Be-
sichtigung der Stallmeister-Resi-
denz in Trakehnen ein. Dort war
die Gruppe zu Gast in einer deut-
schen Schule. 

Am Dienstag, dem zweiten Auf-
enthaltstag, brachte der Reisebus
die Expedition aus dem Osnabrük-
ker Land nach Königsberg. Der Be-
such der im Zweiten Weltkrieg fast
vollständig ausgelöschten Haupt-
stadt Ostpreußens begann mit ei-
ner Bootstour über den Pregel,
den Königsberger Seekanal und
das Frische Haff nach Pillau, vor-
bei an früheren Getreidelagern,
Schiffswerften, fischverarbeiten-
den Betrieben und an den im Pil-
lauer Hafen ankernden Schiffen
der russischen Marine. Um die im
Kampf um die Stadt Gefallenen zu
ehren, besuchten die Osnabrücker

einen Friedhof deutscher und rus-
sischer Soldaten. Auf der Rück-
fahrt von Pillau konnte schließlich
das Mahnmal für die in Palmnik-
ken dort zu Tausenden ins Meer
getriebenen und erschossenen jü-
dischen KZ-Häftlinge besichtigt
werden. 

Der vierte Tag bot ein stim-
mungsvolles Eintauchen in die
Landschaft der Kurischen Neh-
rung. Cranz, das früher bei den
Königsbergern so beliebte Ost-
seebad und jetzt von reichen Rus-
sen überfrachtete Baumonstrum,
wurde schnell durchfahren. Auf
der Nehrung wurde in einer
Waldlichtung bei strahlendem
Sonnenschein von einer russi-
schen Köchin ein Picknick ge-
reicht mit landestypischen Köst-
lichkeiten. Für Badefreunde war

die Möglichkeit zu einem
Schwimmvergnügen in der Ost-
see vorgesehen. Die Zeitverzöge-
rung am russisch-litauischen
Grenzübergang nahm die Gruppe
gerne in Kauf in Erwartung der
wunderbaren Dünenlandschaft
bei Nidden und des dortigen Spa-
ziergangs zum Feriendomizil von
Thomas Mann und Familie. 

Am fünften Tag stand eine wei-
tere Fahrt nach Königsberg an.
Auf der Stadtrundfahrt verstörten
ganze Straßenzüge baufälliger
Wohnblocks, überragt von der
monströsen Ruine des Hauses
der Räte auf dem früheren
Schlossgelände und dem auf san-
digem Flussauenboden entste-
henden, futuristisch anmutenden
Fußballstadion für die WM 2018.
Von dem alten Königsberg ist
kaum etwas geblieben – nur der
Dom mit dem Kantgrab erinnert
an eine längst vergangene Zeit.
Vor der Kant-Universität neben
dem Kantdenkmal gab Professor
Iwan Koptzew den Reiseteilneh-

mern einen kurzen Einblick in
das Leben des großen Philoso-
phen und sein Erbe für das heuti-
ge Universitätsleben. 

Auf dem Königsberger Parade-
platz wurde sodann der Lasch-
Bunker besichtigt. Hier wurde
vom letzten Kommandanten Kö-
nigsbergs, General Otto Lasch, am
9. April 1945 die Kapitulation der
Stadt besiegelt. Die sogenannte
„Festung Königsberg“ lag am En-
de des von den Nationalsoziali-
sten entfesselten Weltenbrands in
Schutt und Asche. Die letzte Sta-
tion in Königsberg war ein Besuch
im Krankenhaus Barmherzigkeit
und ein kurzes Gedenken auf
dem Ehrenfriedhof. Welches Leid
sich an dieser Stätte abgespielt
hatte, ist eindrucksvoll in Graf
Lehndorffs ostpreußischem Tage-
buch nachzulesen. 

Der sechste Tag wurde den Rei-
seteilnehmern  zur freien Verfü-
gung überlassen. Die Mehrzahl
entschied sich für einen erneuten
Königsbergbesuch, kehrte in den
legendären Hallen des Zentral-
markts ein, fuhr an den roten 
Backsteintoren, einem Teil des al-
ten Befestigungsringes, vorbei und
ließ es sich nicht entgehen, auf

dem Rückweg nach Rauschen die
pompöse Putin-Sommerresidenz
in Neukuhren mit eher skepti-
schen Blicken zu betrachten. Der
letzte Reisetag klang aus mit einem
von der russischen Köchin Ljuba
bereiteten Essen – Königsberger
Klopse. Dabei wurde der obligato-
rische Wodka ausgeschenkt. 

Während der gesamten Reisewo-
che stand der Gruppe der aus 
Moskau stammende, jetzt in Palm-
nicken lebender Reiseleiter Evge-
nij Snegowski zur Verfügung. Er ist
eine kenntnisreiche, geschichtsbe-
wusste, liebenswerte und humor-
volle Persönlichkeit. Während län-
gerer Fahrtstrecken wusste er die
Reisegruppe mit ostpreußischem
Humor in typischer Mundart bei
Laune zu halten. 

Ausgestattet mit einem tiefen
Einblick in die Geschichte Königs-
bergs und des Samlandes, beein-
druckt von prachtvollen Natur-
schönheiten und nachdenklich ge-
stimmt über die jahrzehntelange
und anhaltende Vernachlässigung
dieses Landstriches, kehrte die
Gruppe positiv strapaziert, aber
wohlbehalten zum Ausgangsort
Versmold zurück. 

Hans Schulze Wartenhorst 

Oben: Standbild des legendären Hengstes Tempelhüter (1904–
1933) auf der Gestütsanlage in Trakehnen
Links: Auf der Bootstour nach Pillau Bilder (2): privat

Skeptische Blicke für
Putins Residenz

Positiv strapaziert und wohlbehalten
Ins Samland führte die August-Reise von Louis-Ferdinand Schwarz – Sie war auch der Völkerverständigung und dem Dialog gewidmet 
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Der leitende niedersächsische
Forstdirektor Horst F. Buchalsky
(62) ist ein profunder Kenner der
einzigartigen Natur Ostpreußens,
ihrer Tiere und der dortigen
Jagdverhältnisse. Dass er auch
fesselnd und unterhaltsam darü-
ber berichten kann, zeigte er an-
lässlich der Gedenkveranstal-
tung zur Gründung des Ostpreu-
ßischen Jagdmuseums vor 60
Jahren (siehe PAZ 43, Seite 19).
Die PAZ veröffentlicht seinen
Vortrag „Jagd und Jäger in Ost-
preußen – einst und heute“. in
mehreren Teilen. Lesen Sie hier
den zweiten Teil. 

Insbesondere auf den Interna-
tionalen Jagdausstellungen 1880
in Budapest, 1890 in Graz, 1910
in Wien, 1930 in Leipzig und
1937 in Berlin zeigte sich vor al-
lem beim Rot-, Elch- und Reh-
wild die Leistungsfähigkeit ost-
preußischer Reviere. Sie waren
unter anderem ein wesentlicher
Grund der außerordentlichen
Wertschätzung und Anerken-
nung ostpreußischer Hege- und
Jagderfolge. 

Dass dieses nicht selbstver-
ständlich und immer so war, geht
aus einem Bericht des Oberregie-
rungs- und Forstrat Müller bei
der Regierung in Königsberg aus
dem Jahr 1929 hervor mit dem
Titel „Aus der Geschichte des
ostpreußischen Wildes“. Forstrat
Müller begründet die besonde-
ren Verhältnisse in der Provinz
Ostpreußen im Vergleich zum
übrigen Deutschland damit, dass
hier durch die abgelegene Lage,
durch Klima und Standort (also
durch die Biotopverhältnisse),
durch eine geringere Bevölke-
rungsdichte einhergehend mit ei-
ner extensiveren Landbewirt-
schaftung sich eine größere Ur-
sprünglichkeit von Natur und
Landschaft bis ins 19. und 20.
Jahrhundert hinein erhalten
konnte, die sich positiv auf die
Entwicklung aller Wildarten aus-
gewirkt habe. Dieses sei anders
zu bewerten, als in Gegenden mit

älterer Landeskultur,
wo die Wildarten
schon viel früher
durch menschliches
Wirken unter Druck
gerieten.

Er beschreibt dann
aus ihm vorliegenden
Unterlagen, Berichten
und Ausführungen
von Autoren des 
19. Jahrhunderts so-
wie aus der eigenen
Archiv- und Aktenla-
ge in Königsberg die
Entwicklung einiger
bedeutender Wildar-
ten in Ostpreußen:
Der letzte westfälische
Bär ist danach schon
im Jahr 1446, der letz-
te thüringische 1686
erlegt worden, im
Fichtelgebirge ein ver-
mutlich zugewander-
ter 1769.

In Ostpreußen war der Braun-
bär im gesamten Mittelalter sehr
häufig. Sein Fleisch bildete nach
den vorliegenden Aufzeichnun-
gen in gesalzenem und geräu-
cherten Zustand ein wichtiges
Nahrungsmittel der Ordensbur-
gen und er war durch sein Berau-
ben der Bienenstöcke den Wild-
imkern sehr lästig.

Markgraf Johann Sigismund,
dessen Streckenverzeichnis er-
halten geblieben ist, erlegte 1612
bis 1619 38 Bären. Noch 1725 ist
der Bär nach den amtlichen Re-
vierbeschreibungen Standwild
im nördlichen Ostpreußen bis in
die Rominter Heide und Wech-
selwild überall bis zur Weichsel.

In den größeren Wäldern wer-
den Bärenfänge aufgestellt. Die
Waldbeschreibungen ab 1780 er-
wähnen den Bären dann nicht
mehr als Standwild. Allerdings
wurden 1800 und 1806 in der

Borkener Heide Bären erlegt,
vermutlich aber „Einwanderer“
aus Litauen oder Polen.

Forstrat Müller betrachtet dann
den Wolf, ein Thema, welches
uns aktuell in Niedersachsen
stark bewegt, um schon einmal
einen Ausblick auf das „Heute“
zu werfen. Müller stellt fest, dass
es bis zum Jahre
1800 im Osten
der Provinz Ost-
preußen noch
mehr Wölfe gab
als Hasen oder
Rehe. In der Rominter- und der
Johannisburger Heide sind bis
1880 regelmäßig Jungwölfe ge-
worfen worden und er geht an-
hand seiner Unterlagen davon
aus, dass erst um die Jahrhun-
dertwende (also um 1900) Ost-
preußen von Wölfen frei war.
Kriege und andere Ereignisse,
die eine zusätzliche Zuwande-

rung aus dem Osten begünstig-
ten, hatten zur Folge, dass die la-
tente Anwesenheit der Wölfe auf
die Wirtschaftsverhältnisse der
Landbevölkerung erheblichen
Einfluss hatte, insbesondere bei
Verlusten von Weidevieh. Nach
Berichten aus den Ämtern Ragnit
und Insterburg wurden allein in

den Jahren
1696/97 477
Pferde, 162
Stück Rindvieh,
679 Schafe und
Ziegen und 226

Schweine Opfer von Wölfen. 
Bei Situation und Lage Ost-

preußens beschreibt der Autor
1929 den Wolf als ständigen Fak-
tor hinsichtlich des Einflusses
auf die Wildbestände und als Ge-
fahr für das Weidevieh. Er be-
trachtet die Wolfsregulierung als
Daueraufgabe der Forst- und
Jagdbehörde. – Daran hat sich bis

heute im Osten nichts ge-
ändert.

Über den Wisent, der
in Ostpreußen nur Auer
genannt wurde, schreibt
Forstrat Müller, dass er
wohl neben dem Elch in
der Provinz die weitver-
breitetste Wildart gewe-
sen sei, aber schon bei
Eintreffen des Ritteror-
dens durchaus nicht
mehr überall zu finden
und Ende des 16. Jahr-
hunderts nur noch auf
die östlichen Gebiete be-
schränkte gewesen war.
Gegen Ende des 17. Jahr-
hunderts wird der Rest in
den Wäldern um Labiau
(nordöstlich von Königs-
berg) an Fütterungen
konzentriert. Dieses ge-
schah vornehmlich zur
Erleichterung des Ein-
fangens; denn der ost-

preußische Wisent bildete ein
viel erwünschtes und viel ge-
währtes Geschenk an auswärtige
Machthaber und Potentaten. 1717
bis 1739 sind 28 Stück des spär-
lichen Bestandes eingefangen
und verschickt worden. Dieser
Fang hat wahrscheinlich bei der
endgültigen Ausrottung eine
ebenso große Rolle gespielt, wie
die immer wieder ausgeübte Wil-
derei. Dieser fällt der letzte Wi-
sent 1755 in der Oberförsterei
Leipen (nordwestlich von Inster-
burg) zum Opfer. Der wesentlich-
ste Grund aber für das Ausster-
ben des Wisents in Ostpreußen
dürfte in der zunehmenden Inan-
spruchnahme der freien Äsungs-
flächen, der Wiesen und flachen
Niedermoore, durch die wach-
sende Bevölkerung gewesen sein.  

Die Entwicklung des Rot- und
Elchwildes war ebenfalls bis
zum Ende des 18. und zu Beginn

des 19. Jahrhunderts ausgespro-
chen wechselvoll. Auch wenn
die Bestände um 1800 bei bei-
den Edelwildarten sehr stark de-
zimiert waren und sich die Frage
ihrer weiteren Existenz durch-
aus stellte, konnte durch das
Eingreifen von verantwortlichen
Forstleuten ihre Ausrottung ver-
hindert werden. 

Dieses wurde möglich mit dem
Aufbau einer neu organisierten
und geregelten Forstverwaltung
im Rahmen der preußischen Re-
formen ab 1806 und nach der na-
poleonischen Herrschaft, die
1813 endgültig endete. Daran hat-
te im Wesentlichen der Ober-
landforstmeister Georg Ludwig
Hartig herausragenden Anteil.
Darüber hinaus wirkte sich posi-
tiv der Aufbau von forstlichen
Meisterschulen seit Mitte des 18.
Jahrhunderts und die Gründung
der Forstlichen Akademie 1830
in Eberswalde (östlich von Ber-
lin) durch den Oberforstrat Wil-
helm Pfeil auf das praktische
Wirken von Oberförstern und
Förstern in Preußen gepaart mit
einer entsprechenden Dienst-
und Pflichtauffassung zum Wohle
von Wald und Wild aus. Die
Oberförsterei Pfeilswalde in Ma-
suren (Landkreis Sensburg), die
noch heute besteht, erhielt ihren
Namen zu Ehren des ersten Aka-
demiedirektors Wilhelm Pfeil. 

Aus dieser pflegenden und he-
genden Tätigkeit heraus, verbun-
den mit praktischem, wissen-
schaftlich fundiertem Können und
Wissen, entwickelte sich über vier
Förster- und Jägergenerationen in
Ostpreußen das, was an Wildbe-
ständen und Waldbildern seit An-
fang des 19. Jahrhunderts bis 1945
aufgrund des Erfolges weit über
die Provinzgrenzen hinaus aner-
kennend bewundert wurde. 

Lesen Sie in der nächsten Ausga-
be mehr über Görings kurzsichti-
ge Jagd auf „kapitale Elchschauf-
ler“ und die Rominter Heide als
eines der bedeutendstens Rot-
wild-Spitzenreviere..

Bären, Wölfe und Wisente
Jagd und Jäger in Ostpreußen, Teil II  

Reviergang am Dobensee im Kreis Angerburg Bild: Archiv

Groß sind die Verdienste, die sich
der CDU-Bundestagsabgeordnete
Klaus Brähmig um das Ostpreußi-
sche Landesmuseum in Lüneburg
erworben hat. Anläßlich der Ge-
denkfeier zur Gründung des Vor-
läufers, des Ostpreußischen Jagd-
museums vor 60 Jahren (siehe
PAZ 43, Seite 19) sprach er ein
Grußwort. Die PAZ druckt es in
einer leicht gekürzten Version.

Vor 60 Jahren gründete Ihr Gat-
te, verehrte Frau Dr. Loeffke, Hans
Loeffke, mit weiteren Mitstreitern
den Verein „Ostpreußisches Jagd-
museum – Wild, Wald und Pferde
Ostpreußens e. V.“. Damit legte er,
der aus Tilsit stammte, den be-
deutsamen Grundstein für das
heutige Ostpreußische Landes-
museum. Eine Institution, die für
die Bewahrung, Aufarbeitung und
Präsentation des historischen Er-
bes Ostpreußens von zentraler
Bedeutung ist und gerade auch
deshalb aus der Pflege der heuti-
gen, auf die Gegenwart und Zu-
kunft gerichteten Beziehungen
nach Ostpreußen nicht mehr
wegzudenken ist. 

Ostpreußen in seiner europäi-
schen Dimension zu verstehen
und auf der Grundlage dieses Ver-
ständnisses Brücken zwischen der
Europäischen Union und der Rus-
sischen Föderation in der Oblast
Kaliningrad zu bauen ist ein wich-
tiger Auftrag – vor allem auch vor
dem Hintergrund der politischen
Gegenwart in der Region. 

Die alte Heimat vieler Deut-
scher, heute zwischen Polen,

Russland und Litauen geteilt, wird
vor Ort meist nur aus dem eige-
nen, nationalen Blickwinkel der
Länder aus betrachtet. Die Aufga-
be, Ostpreußen Länder- und da-
mit Grenzen übergreifend als ge-
schichtliche Einheit zu behandeln
und präsent zu machen, fällt heu-
te vor allem Deutschland zu. Aus
diesem Grunde ist es der visionä-
ren Voraussicht von Persönlich-
keiten wie Hans Loeffke zu ver-
danken, dass das heutige Museum
auf dem Nukleus des „Ostpreußi-
schen Jagdmuseums“ aufbauen
und ein breites Spektrum an Ost-
preußen betreffenden Themenla-
gen abbilden kann. 

Erinnerte das „Ostpreußische
Jagdmuseum“ seinerzeit vor allem
an den namensgebenden und mit

Ostpreußen so eng
verbundenen Be-
reich der Forst-
wirtschaft und He-
ge und Pflege sei-
nes Wildes, so ist
heute von Ge-
schichte und Lan-
deskunde Ost-
preußens bis hin
zu Kunst und Kul-
tur sowie politisch
bedeutsamen Sta-
tionen eine große
Bandbreite an
Themen abgedek-
kt. Mit der jüng-
sten Erweiterung
des Museums
richtet sich der
Blick auch ver-
stärkt auf die Ge-

schichte der Deutsch-Balten, wozu
Lüneburg als Sitz der Carl-Schir-
ren-Gesellschaft im „Brömsehaus“
sicherlich der prädestinierte
Standort ist. 

Gemeinsam mit Ihnen wollen
wir aber vor allem mit einem wei-
teren Erweiterungsschritt dafür
Sorge tragen, dass die mit Ost-
preußen und der früheren Pro-
vinzhauptstadt Königsberg so
grundlegend verbundenen Na-
men wie Immanuel Kant und Kä-
the Kollwitz und deren internatio-
nale Strahlkraft in Ihrem Hause,
lieber Herr Dr. Mähnert, noch
aussagekräftiger präsentiert wer-
den können. Der Bund hat seinen
Förderanteil an den Baukosten für
diesen dritten Bauabschnitt in
Höhe der notwendigen 5,6 Millio-

nen Euro bereits im Bundeshaus-
halt 2017 bereitgestellt. Hier gilt
mein besonderer Dank an die
Haushälter der Unionsfraktion,
namentlich Rüdiger Kruse und
Eckhard Rehberg,
die uns unermüd-
lich und mit gro-
ßer Empathie
unterstützt ha-
ben. 

Durch weitere
Initiativen wie ei-
ne „Kant-Dekade“ bis zum Jahre
2024 und Projekte wie einer
deutsch-russischen Gemein-
schafts-Briefmarke zum 300. Ge-
burtstag des Königsberger Philo-
sophen könnte das Verbindende
und nicht das Trennende in unse-
ren Beziehungen zu Russland
unterstrichen werden. 

Eines wird mit dem heute zu
würdigenden 60. Jahrestag der
Gründung des „Ostpreußischen
Jagdmuseums“ nur zu deutlich:
Der große Beitrag, den die deut-
schen Heimatvertriebenen und
die Flüchtlinge aus dem deut-
schen Osten für die Erinnerungs-
kultur in Deutschland geleistet
haben und bis heute leisten. Und
den großen Anteil, der eben die-
ser Bevölkerungsgruppe an der
Entwicklung unserer heute
freundschaftlichen Beziehungen
zu unseren östlichen Nachbarn
zukommt. Ein herzliches „Ver-
gelt’s Gott Ihnen allen!“ 

Überall in Ostpreußen sind die-
se Beispiele zu finden: Ob an der
Kirche von Groß Legitten, wo an
den finanziellen Beitrag der

Landsmannschaft Ostpreußen
zum Wiederaufbau erinnert wird,
oder in Tolkemit am Frischen
Haff, wo eine 1947 vertriebene
und nach der politischen Wende

in ihre alte Hei-
mat zurückkehrte
deutsche Bewoh-
nerin unlängst
mit der Ehren-
bürgerwürde der
heute polnischen
Stadt Tolmitzko

ausgezeichnet wurde. 
Meine sehr verehrten Damen

und Herren, es ist heute das letz-
te Mal, dass ich als Mitglied des
Deutschen Bundestages und Vor-
sitzender der Gruppe der Vertrie-
benen, Aussiedler und deutschen
Minderheiten der CDU/CSU-
Fraktion zu Ihnen spreche. Gerne
hätte ich mein parlamentarisches
Wirken für die Themen des histo-
rischen deutschen Ostens auch in
der nun bevorstehenden und
schwieriger werdenden Wahlpe-
riode des Parlaments fortgesetzt.
Die Wähler in meiner sächsi-
schen Heimat haben anders ent-
schieden. 

Und so möchte ich diesen
Nachmittag auch dazu nutzen,
Dank zu sagen: An Sie, lieber
Herr Dr. Mähnert, mit dem unse-
re Gruppe eine langjährige und
vertrauensvolle Zusammenarbeit
verbindet, aber auch an Sie Frau
Dr. Loeffke und die Herren Carl
und Hilgendorff, mit denen wir
gemeinsam versucht haben, die
Themen zu bewegen – und das
nicht immer ohne Erfolg! 

Wenngleich ich weiß – liebe
Frau Dr. Loeffke – Stichwort Kul-
turstiftung der Vertriebenen –
dass auch künftig große Aufgaben
auf uns warten. Und dass die
„Ostpreußische Kulturstiftung“
bei der Bereitstellung der Mu-
seumsräumlichkeiten hier in Lü-
neburg Großartiges und vor allem
Großzügiges leistet und schon al-
leine aus diesem Grunde ein grö-
ßeres finanzielles Entgegenkom-
men der öffentlichen Hand im Lü-
neburger Museum nur allzu gebo-
ten wäre. Für mich ist eines klar:
Wo ein Wille ist, ist auch ein Weg.
Dies gilt gerade und zuvörderst
für eine unionsgeführte Bundes-
regierung und insbesondere auch
für den Themenbereich des verlo-
renen deutschen Ostens. 

Es freut mich sehr, dass mein
Kollege und Ihr Repräsentant Lü-
neburgs im Deutschen Bundestag,
Eckhard Pols, sich bereit erklärt
hat, den Vorsitz der Gruppe der
Vertriebenen unserer Fraktion
von mir zu übernehmen. Daher
habe ich eine Bitte an Sie: Unter-
stützen Sie Eckhard Pols genauso,
wie Sie mich und unsere Gruppe
in den zurückliegenden Jahren
unterstützt haben. 

Ihnen allen wünsche ich auch
weiterhin viel Kraft und Erfolg
und nicht zuletzt Gottes Segen bei
Ihrem Einsatz für die Geschichte,
Gegenwart und Zukunft Ostpreu-
ßens. Es war mir eine Freude und
Ehre zugleich, gemeinsam an der
Pflege dieses kulturellen Erbes ar-
beiten zu dürfen und zu können.
Herzlichen Dank!

Der Wolf war bis 1929
ein ständiger Faktor

Brähmig in Lüneburg: „Gemeinsam versucht
Themen zu bewegen – und das nicht immer
ohne Erfolg“ Bild: privat

»Mit visionärer Vorraussicht«
Als Bundestagsabgeordneter war es sein Abschiedsbesuch – Klaus Brähmigs Rede zur Gründung des Jagdmuseums vor 60 Jahren

Die Ostpreußische
Kulrurstiftung hat

großartiges geleistet
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Pflanzlicher Zuwanderer: Die Herkulesstaude ist aus dem Kaukasus eingewandert. Willkommen ist sie bei den Gärtnern nicht, weil
sie wuchert, heimische Arten verdrängt und man sich ihr wegen ihres Gifts nur mit Schutzanzügen nähern kann Bild: Imago

Leserbriefe geben die Meinung der
Verfasser wieder, die sich nicht mit
der der Redaktion decken muss.
Von den an uns gerichteten Briefen
können wir nicht alle, und viele nur
in Auszügen, veröffentlichen. Alle
abgedruckten Leserbriefe werden
auch ins Internet gestellt.

Zu: Nichts zu dumm (Nr. 39)

Auch der Bundesregierung
dürfte bekannt sein: In unseren
Breitengraden unterliegen wir
seit Menschengedenken Jahr für
Jahr einem Klimawandel, nämlich
Frühling, Sommer, Herbst und
Winter – und das zur Freude des
Menschen, der Tierwelt und der
gesamten übrigen belebten Natur.
Und das wird auch so bleiben, so-
lange sich die Erde dreht. Alles

andere ist interessengeleitete Ein-
bildung beziehungsweise Ver-
dummung des Menschen. Sollten
sich Ausnahmen ergeben, so ist es
wie immer eine Laune der Natur
und nichts weiter. 

Was kann eigentlich die Herku-
lesstaude nun dafür, wenn sie von
Menschenhand über Umwegen
nach Deutschland geschleust
wurde. Unsere Bundeskanzlerin
würde sagen: „Sie ist nun mal da
und wir müssen damit entspre-

chend umgehen.“ Dies aber dem
Klimawandel zuzuschreiben, ist
wirklich dumm, wenn nicht gar
Volksverdummung. 

Sehr merkwürdig: Es ist ja nicht
nur die Herkulesstaude, die sich
in Deutschland ganz wohl fühlt
und sich in Windeseile vermehrt.
Alle Menschen, Tiere und Pflan-
zen suchen sich im Laufe der Zeit
einen neuen Lebensraum, um
sich zu verbreiten und zu ver-
mehren. Das ist nun mal ein Na-

turgesetz, und nach der Lehre des
Naturforschers Charles Darwin
entstehen sogar durch Anpassung
ganz neue Arten. 

Dem angeblichen Klimawandel
zufolge haben sich in jüngster
Zeit ganze Völker in der Hoffnung
auf Nahrung und Kühlung, kurz
gesagt, einem besseren Leben, auf
den Weg nach Europa gemacht.
Neu daran ist, dass sie von weit
entfernten Erdteilen zu uns kom-
men. Ob ihnen die Anpassung an

das hiesige Klima im Norden
auch so gut gelingt wie der Her-
kulesstaude, ist fraglich. Denn
hier ist es oft kalt und nass, und es
weht trotz „Klimawandels“ ein
rauer Wind von Ost. Guter Wille
reicht nicht, und auch die christli-
che Nächstenliebe wird scheitern. 

Am Beispiel der USA können
wir fast täglich erkennen, wohin
die Reise gehen kann, wenn
nichts geschieht. Wilhelm Jäkel,

Damme

Zu: Sturm über „Jamaika“ (Nr. 42)

Zunächst muss nochmals fest-
gestellt werden, dass bei der
Bundestagswahl die CDU/CSU,
SPD, Linke und Grünen zum Teil
erhebliche Verluste eingefahren
haben. Die einzigen Gewinner
sind die FDP und die AfD. 

Bei der Niedersachsenwahl ha-
ben die CDU, Grünen, FDP nicht
unerhebliche Verluste erlitten.
Gewinner sind die Linken (wenn
es auch trotzdem für den Landtag
nicht gereicht hat) und die AfD.
Werden CDU/CSU (insbesondere

die Bundeskanzlerin), SPD (auch
wenn es in Niedersachsen gut ge-
laufen ist), Grüne und Linke dar-
aus lernen, sind sie lernwillig? Er-
hebliche Zweifel sind angebracht.

Herr Trittin hat kurz nach der
Niedersachsenwahl erklärt, dass
es schwierig ist mit einer Partei
(gemeint ist die CDU) Gespräche
zu führen, die so hohe Verluste
eingefahren hat. Was selbstver-
ständlich auch für die Verhand-
lungen auf Bundesebene gelte.
Das sagt der Vertreter einer Partei,
die ebenfalls „Federn“ lassen
musste. Eine Partei, die derzeit

auch über wenig geeignete Füh-
rungskräfte verfügt. Eine Partei,
die möglicherweise durch Unver-
mögen verhindert, dass Herr Weil
Ministerpräsident bleibt. Eine
Partei, die auf Bundesebene alles
tun wird, um an die Macht zu
kommen.

Die Grünen haben mit ihren
langweiligen Sprüchen nichts er-
reicht. Es bleibt abzuwarten, wie
weit sich die Union, insbesondere
Kanzlerin Angela Merkel, und
Grüne sich gegenseitig anbiedern,
um an der Macht zu bleiben oder
zu kommen. Und bei der „Rei-

chenpartei“ FDP bleibt abzuwar-
ten, ob sie wirklich so konsequent
bleibt. Oder ob alles nur Tromme-
lei ist.

Auch wenn die AfD in Nieder-
sachsen ein trauriges Bild abgege-
ben hat, ist sie aus dem Stand in
den Landtag gekommen. Ohne
die ständigen Querelen in der
AfD hätte sie auf Bundesebene
noch besser abgeschnitten. Dass
die AfD insgesamt ein so gutes Er-
gebnis erzielt hat, ist nicht aus-
schließlich ihr Verdienst. Alle an-
deren Parteien haben maßgeblich
dazu beigetragen. Sie haben es

versäumt, auf demokratischem
Wege den Menschen das wahre
Gesicht der AfD zu zeigen (wobei
manche Themen im Ansatz
durchaus diskussionswürdig
sind). Die anderen Parteien soll-
ten hoffen, dass sich das nicht
rächt.

CDU/CSU, Grüne und FDP soll-
ten nicht nur auf die FPÖ in Ös -
terreich schauen, sondern auch
auf die Wahlen in Tschechien.
Hier wird eine weitere euroskep-
tische Regierung an die Macht
kommen. Heinz-Peter Kröske,

Hameln

Sieg der Alternativen ist das Verdienst alternativloser Parteien Was ist Grand Est?

Zu: In den Orkus (Nr. 42)

In Berlin steht ein großes Ge-
bäude mit einer riesigen gläser-
nen Kuppel, die einem übergro-
ßen Wasserkopf gleicht. Darunter
sitzen viele hundert kleine Was-
serköpfe, die dem Volk dienen
und Schaden abhalten sollen.

Alles schön und gut und nach-
vollziehbar. Dann kommt der
Nachsatz: „So wahr mir Gott hel-
fe.“ Wenn ich das höre, bekomme
ich einen dicken Hals. Ich verste-
he das so: „Der liebe Gott hat mir
nicht geholfen und somit habe ich
keine Schuld, wenn etwas dane-
bengeht.“ Das ist eine feine Sache
für diejenigen, die den Eid schwö-
ren. Oder? Der Satz mit dem „lie-
ben Gott“ ist in meinen Augen so
überflüssig wie ein Kropf. Wie
wäre es mit Abschaffung? Die
kleinen und großen Wasserköpfe
würden dann zur Rechenschaft
gezogen und müssten Verantwor-
tung übernehmen. Das täte weh. 

Leider ist es bald wieder so
weit, dass unter der Kuppel dieser
Eid geschworen wird mit dem für
die Wasserköpfe befriedigenden
Nachsatz. Anke Brandt,

Illertissen-Tiefenbach

Zu: Prominente für Region Elsass
(Nr. 41)

Der ehemalige französische
Staatspräsident François Hollande
und seine Sozialisten haben rela-
tiv wenig Spuren in der Geschich-
te hinterlassen. Eine ihrer Hinter-
lassenschaften während der Re-
gierungszeit, nämlich eine nicht
zu Ende gedachte Territorialre-
form, erhitzt die Gemüter jedoch
bis heute. Ohne Rücksicht auf re-
gionale Besonderheiten und Iden-
titäten wurden das zweisprachige
Elsass und Teile Lothringens ge-
gen ihren Willen mit überwie-
gend französischsprachigen De-
partements zur Region Grand Est
zusammengefasst. 

Der Zentralstaat lässt grüßen.
Eine Revision der von Paris ge -
fass ten Beschlüsse wird im Elsass
von einer breiten gesellschaft-
lichen Basis unterstützt. Mit sei-
ner alemannischen und deut-
schen Vergangenheit versteht sich
das Elsass als Vermittler zwischen
der deutschen und französischen
Kultur und dies im Rahmen einer
europäischen Lösung. 

Während die aktuelle Situation
bei unseren Nachbarn für Furore
sorgt, vernimmt man hierzulande
kaum etwas von relevanter Seite.
Jahrein, jahraus hört man von
deutschen Arbeitgebern das be-
kannte Klagelied, sie würden
Fachkräfte mit guten Deutsch-
kenntnissen benötigen. Von die-
ser Seite wäre Unterstützung
hoch willkommen. 

Doch auch die Politik diesseits
des Rheines bleibt erstaunlicher-
weise stumm. Dabei wird bei al-
len offiziellen und offiziösen An-
lässen die deutsch-französische
Zusammenarbeit als Notwendig-
keit hervorgehoben und zum Vor-
bild erklärt. Hier klaffen An-
spruch und Wirklichkeit wie bei
so manch anderen Themen, wie
zum Beispiel die Pflege, noch weit
auseinander. Roland Grassl,

Bühl

Viele Wasserköpfe

Eine Willkommens-Analogie zum Pflanzenreich
Leserbriefe an: PAZ-Leserfo -
rum, Buchtstraße 4, 22087
Hamburg, Fax (040) 41400850
oder per E-Mail an redaktion@
preussische-allgemeine.de
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Berlin macht es seit Jahren
erfolgreich vor, Potsdam
zieht jetzt nach: Vom 3. bis

5. No vember feiert auch die bran-
denburgische Landeshauptstadt
ein stadtweites Lichtspektakel.
Jeweils von 17 bis 23 Uhr werden
die schönsten Plätze und Sehens-
würdigkeiten aber nicht nur
leuchten – sie erzählen auch Mär-
chen und Geschichten, laden zum
Mitmachen ein und regen die
Phantasie an.

So verwandelt sich
das Lustschloss Belve-
dere auf dem 76 Meter
hohen Pfingstberg im
Norden von Potsdam
in eine fantasievolle
Märchenwelt, in der
Aschenputtel wie auch
Dornröschen wunder-
bar die Hauptrollen
spielen. Das histori-
sche Pfingstberg -
ensemble mit Schloss,
Pomonatempel und
Park wurde von 1992
bis 2005 wieder aufge-
baut und gehört heute
zu den romantischsten Ausflugs-
zielen der Stadt.

Wiege des Potsdamer Lichterfe-
stes ist das Holländische Viertel.
Schon im vergangenen Jahr prä-
sentierte es sich auf Niederlän-
disch mit „Een Lichtspektakle“ im
Farbenrausch und lockte rund
20 000 Besucher an. Das von 1732
bis 1742 für holländische Siedler
erbaute Backsteinareal mit seinen
134 Häusern gilt als die einzige
geschlossene holländische Sied-
lung außerhalb der Niederlande.

Und mit ihren kleinen Kneipen,
Cafés, Galerien, Boutiquen,
Kunsthandwerker- und Antiquitä-
tenläden versprüht sie einen ganz
besonderen Charme und wird mit
einem bunten Lichtermarkt das
Zentrum des Potsdamer Licht-
spektakels bilden.

Ganz in Pink wird sich das Pots-
damer Filmmuseum präsentieren,
das sein Domizil im ehemaligen
Reitstall der Preußenkönige hat
und die rund 100-jährige Ge -

schichte des Medienstandortes
Babelsberg erzählt. In den Babels-
berger Studios sind seit 1912 über
3000 Kino- und Fernsehfilme ent-
standen, darunter die Klassiker
„Metropolis“ und „Der blaue En -
gel“. In den vergangenen Jahren
haben Regisseure wie Roman
Polanski („Der Pianist“) und
Quentin Tarantino („Inglourious
Basterds“) in Babelsberg produ-
ziert. Hollywood-Stars wie Susan
Sarandon, Tom Cruise (als Claus
Schenk Graf von Stauffenberg in

„Operation Walküre“), Tom Hanks
und Matt Damon standen hier vor
der Kamera. 

Ein Geheimtipp des Lichter-
meers aber dürfte der historische
Winzerberg am Park Sanssouci
sein, der sich in ein leuchtendes
Blütenkleid hüllen wird. Noch vor
wenigen Jahren fristete der Berg
mit seinem imposanten Triumph-
tor einen Dornröschenschlaf, war
verfallen und überwuchert. Doch
seit 2005 wird die historische Ter-

rassenanlage von en -
gagierten Bürgern wie-
der aufgebaut.

Leuchtende Bienen
in den Bäumen weisen
vom Winzerberg aus
den Weg zum blau
angestrahlten neogoti-
schen Nauener Tor, wo
das Lichtspektakel,
dessen Schirmherr die
IHK Potsdam ist, am 
3. November, 17 Uhr,
feierlich eröffnet wird.
„Wir sind sehr stolz,
dass es uns bereits in
diesem Jahr gelungen

ist, über 20 Objekte zu illuminie-
ren und eine Vielzahl begleiten-
der Performances und Mitmach-
aktionen in Potsdam anzubieten“,
freuen sich die Initiatoren Alice
Paul-Lunow und Andreas Boehl-
ke. Beide hatten übrigens auch
die Projektleitung für das Berliner
Lichtkunstfestival im Oktober
inne. Barbara Eising

Weitere Informationen: www.
potsdamer-lichtspektakel.de,
www.potsdam-im-Licht.de
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Braunes Gold
der Dolomiten

Für die einfachen Leute war die
Kastanie im Mittelalter ein

stärkereiches Grundnahrungsmit-
tel, unter vorgehaltener Hand
wurde sie aber auch als Aphrodi-
siakum gehandelt. Auch Hilde-
gard von Bingen sang im 12. Jahr-
hundert ein Loblied auf die Kasta-
nie: „Sie ist ihrer Natur nach sehr
warm, hat eine große Kraft in sich
und bezeichnet die Weisheit.“ 

Heute gilt die Kastanie als
„braunes Gold“ aus den südlichen
Eisacktaler Dolomiten zwischen
Brixen und Bozen, das im Herbst
viele Genießer anreisen lässt. Bei
den 21. Keschtniglwochen, die bis
zum 5. November im Kastanien-
dorf Feldthurns laufen, kann man
auf den traditionellen Törggele
Märkten neue Kastaniensorten-
und -produkte ausprobieren.
Oder man wandert auf dem 65
Kilometer langen Eisacktaler
Keschtnweg, wo man in Gasthö-
fen und Buschenschänken ein-
kehren kann. Die reifen Kastanien
sind überall auf den Speisekarten
der Gasthäuser zu finden: in Form
von Gnocchi, Pasta, Brot, Polenta
und Gebäck und natürlich auch
als Süßspeisen wie Mousse, Souf-
flé, Eiscreme und Marrons Glacés.

Den Abschluss der Keschtnigl-
wochen bildet wie immer der
„Keschntigl-Sunntig“ in den Feld-
thurner Dorfgassen mit Spezia-
litäten aus der bäuerlichen Küche
und dem Weinkeller. Infos im
Internet zu den Feriengemeinden
Klausen, Barbian, Feldthurns und
Villanders: www.klausen.it tws

Hierzulande sammeln Kinder
Kastanien, um sie an Tiere zu ver-
füttern. Die Portugiesen zaubern
dagegen aus den Nussfrüchten
kulinarische Spezialitäten. Wenn
im Alentejo Erntezeit ist, veran-
staltet man dort Kastanienfeste.

Der Rauch unzähliger Feuer-
stellen zieht durch das kleine por-
tugiesische Bergdorf Marvão, ver-
mengt mit dem Duft gerösteter
Kastanien. Publikumswirksam
wirbeln Verkäufer die Früchte in
großen Eisenpfannen durch die
Luft. In spitzen Papiertüten wer-
den sie noch heiß verkauft und im
Gehen gegessen.

Das Kastanienfest hier im Nor-
den des Alentejo ist eines der be -
kanntesten Portugals: Hier leben
zwar nur noch 185 Einwohner,
aber während der „Festa do Cast-
anheiro“, das in diesem Jahr am
11. und 12. November stattfindet,
ist dort fast kein Durchkommen
mehr. Auf der einzigen Zufahrts-
straße herrscht ein unlösbar
scheinendes Verkehrschaos, Bus-
fahrer sind am Rande des Nerven-
zusammenbruchs. 

Von weither kommen die Besu-
cher, strömen in Scharen durchs
Stadttor und durch die verwinkel-
ten Gassen zum alten Stadtkern.
Sie nehmen vor den Ständen mit
den Esskastanienöfen geduldig
längere Wartezeiten in Kauf und
lassen sich von beißenden Holz-
kohleschwaden einräuchern, nur
um eine Tüte mit röstfrischen
Maronen zu ergattern. 

Ob geröstet, gekocht, als Suppe
oder in Kuchenform – die braune
Frucht bildet den Mittelpunkt des
Kastanienfests. Zahlreiche Re -
staurants in Marvão bieten zu die-
sem Anlass Menüs mit Maronen-
Spezialitäten an. Dazu wird kräfti-
ger, roter Alentejo-Wein gereicht.

Auch auf den Straßen ist einiges
los. Gaukler und Musiker ziehen

durch die engen, kopfsteingepfla-
sterten Gassen und zaubern trotz
der kühleren Herbsttemperaturen
eine lustige und warme Atmo-
sphäre. An mehreren Dutzend
Ständen kann man Kunsthand-
werk aus der Region kaufen. 

Alentejo, das „Land jenseits des
Tejo“, nennen die Portugiesen das
Gebiet, das im Norden von dem
bei Lissabon träge ins Meer flie-
ßenden Rio Tejo, im Süden von

der Algarve, im Osten von Spa-
nien und im Westen vom Atlantik
begrenzt wird. Eine weite, nahezu
riesige Region, die knapp ein Drit-
tel der portugiesischen Festlands-
fläche umfasst, aber fast überall
nur dünn besiedelt ist. Zum Ver-
gleich: Das Bundesland Nord -
rhein-Westfalen ist nur wenig grö-
ßer als diese Region – und doch

leben dort mehr als 20-mal so
viele Menschen. 

Einst galt vor allem der Süden
des Alentejo als Kornkammer
Portugals. An diesem Charakter
hat sich wenig geändert, auch
wenn sich die schier endlosen
Getreidefelder, auf deren Hügeln
oft Korkeichen oder Olivenbäume
stehen, inzwischen mit immer
weiter wachsenden Weinfeldern
und Viehweiden abwechseln. Eine

Landschaft, durch die man Stun-
den fahren kann, vorbei an fried-
lich weidenden Pferden, über
kleine Flüsse und durch Dörfer
mit kleinen, strahlend weiß ge -
kalkten Häusern. Eine Region, in
der im Hochsommer das Leben
wegen der Hitze meist erst am
Abend richtig erwacht. Daher bie-
tet sich jetzt im Herbst ein Besuch

bei gemäßigten Temperaturen um
17 Grad Celsius an. 

Der Norden des Alentejo bietet
ein Kontrastprogramm: Hier sind
die Hügel steiler, bewachsen mit
Stein- oder Korkeichen. Apropos

Korkeichen: Für viele Alentejanos
sind die größten zusammenhän-
genden Korkeichenwälder der
Welt nicht nur ein Naturschau-
spiel, sondern Teil ihrer Lebens-
grundlage. Nach wie vor ist Kork
– beliebt als Flaschenverschluss
wie als Dämm-Material – ein
wichtiger Exportartikel Portugals.
Die Gewinnung des wertvollen

Rohstoffs erfordert Geduld und
Mühe: Nur alle neun bis zwölf
Jahre kann die Rinde einer Kork-
eiche geschält werden.

Im Jahresverlauf wechselt der
Alentejo sein Kleid komplett. Im

Frühling herrscht ein
sattes Grün vor, das
von den Farben der
üppig blühenden
Blumen unterbro-
chen wird. Wie ein
Schleier legen sich
dann blaue oder
gelbe Blütenteppiche
über die riesigen
Weideflächen. Im
Sommer werden die
Getreidefelder gelb.

Und wenn der trockene Boden im
Herbst umgepflügt wird, taucht
plötzlich ein kräftiges Rotbraun in
der Landschaft auf. 

Es ist eine Gegend, in der große
Felsblöcke optische Akzente set-
zen und auf deren höchsten
Hügeln die Menschen schon vor
Jahrhunderten wehrhafte Städte
errichtet haben, von deren Burg-
mauern der Besucher den Blick
weit über das Land schweifen las-
sen kann. So wie das wie ein
Adlerhorst auf einem hohen Fels
klebende Marvão. Mit Blick auf
den Nachbarort Castelo de Vide
hat der verstorbene, große portu-
giesische Dichter und Literatur-
Nobelpreisträger José Saramago
einmal geschrieben: „Von Castelo
de Vide sieht man Marvão. Von
Marvão aus aber sieht man die
ganze Welt.“ Andreas Guballa

Anreise: Die internationalen
Flughäfen Faro und Lissabon
werden von allen großen Flugli-
nien sowie einigen Billigfliegern
angeflogen. Um von dort das
Alentejo zu entdecken, empfiehlt
sich die Fahrt mit einem Mietwa-
gen. Weitere Informationen unter:
www.visitalentejo.com

Wo die Maronen blühen
Im Hinterland des portugiesischen Alentejo huldigt man im November der Kastanienfrucht auf Festen

Zeigt sich auch im Herbst von seiner sonnigen Seite: Marvão. Oben rechts: Eine Handvoll Maronen

Schlafkarussell auf Kufen
Ein gläserner Gast – Romantisches Hüttenerlebnis in den Dolomiten

Der Wanderer, der in den
Dolomiten von der be -
rühmten Felsformation

„Fünf Türme“ kommend in 2400
Metern Höhe unterwegs ist, stößt
unverhofft – auf ein Schlafzim-
mer. Berghütten, in denen man
übernachten kann, sehen irgend-
wie anders aus. Nicht so wie diese
winzige Hütte, die samt Dach
rundum verglast ist, in der sich
anscheinend nur ein Bett befin-
det, die dazu noch auf Kufen steht
und darauf wartet, vom
steilen Hang sofort
herabzurutschen. 

Eine Kunstinstalla-
tion, die an Schnee-
wittchens gläsernen
Sarg erinnert, macht in
dieser Höhe und an
diesem einsamen Ort,
wohin sich außer Wan-
derern höchstens ein
paar Gämse verirren,
keinen Sinn. Wäre sie
als futuristische Jäger-
hütte gedacht, in der
man gut Kuscheln
kann, würde wohl je -
der sofort einen Jagdschein ma -
chen. Dann wäre die Hütte voll.

Jetzt ist sie leer. Durch die Pano-
ramafenster ist nur ein gemachtes
Bett zu sehen, dazu ein aufge-
räumter Tisch mit zwei Bänken.
Und ein Hinweis auf den Besitzer
und Erbauer: Raniero Campigotto
vom Rifugio Col Gallina. 

Das Rifugio, wie die Berghütten
hier in der Alpenregion Venetien
heißen, liegt einige hundert Meter
tiefer an der Talstraße nach Corti-
na d’Ampezzo, ist aber in den

Dolomiten eine der höchstgelege-
nen, die man mit dem Auto errei-
chen kann. Auf dem Weg hinab
stößt der Wanderer noch auf
einen weiteren Glas kasten: etwas
kleiner als der obere, aber eben-
falls mit einem Bett ausgestattet
und ebenso auf Kufen stehend.

Zum Rifugio unten am Fuße des
2770 Meter hohen Berges Laga -
zuoi ist es nach dem langen Wan-
dertag nicht mehr weit. In einem
der höchst komfortablen Schlaf -

räume ist nach einem köstlichen
Drei-Gänge-Menü die Übernach-
tung geplant. „Sie können die
Nacht auch oben am Berg in
unserem Starlight-Raum verbrin-
gen“, schlägt Raniero, den wir
Rainer nennen dürfen, vor.

Vor wenigen Jahren kam er auf
die Idee, separate Schlafhütten
oberhalb seines Rifugios zu er -
bauen. Die Gäste chauffiert er mit
seinem Geländewagen nicht nur
den steilen Berg hinauf – im Win-
ter nutzt er dazu ein kettenbetrie-

benes Schneefahrzeug –, sondern
er fährt auch ein mehrgängiges
Abendessen hoch, das höchsten
Ansprüchen genügt.

Der Clou aber ist, dass die Hüt -
te langsam um die eigene Achse
rotiert. Berge und Sternenhimmel
scheinen sich wie bei einer
Karussellfahrt zu bewegen. In der
Dämmerung kann man vom Bett
aus das berühmte Abend- sowie
Morgenglühen der Dolomiten er -
leben. Es hat auch seinen Preis:

500 Euro kostet die
Nacht im elf Quadrat-
meter großen Star-
light-Raum, 300 Euro
in der etwas kleineren
Hütte darunter. Weil
die Standorte an einer
Skipiste liegen, zieht
Rainer seine patentier-
ten Hütten auf den
Kufen im Winter an
einen anderen Ort, wo
Ruhe herrscht und wo
man unbeobachtet ist. 

Rainer plant bereits
den Bau weiterer Glas-
refugien, die natürlich

auch eine Minitoilette haben und
in denen es dank Solarheizung
ku schelig warm ist. Das Konzept
ist gefragt. Der Romantikfaktor
kommt besonders bei jungen Paa-
ren gut an, die hier flittern wollen.
Bei den Wanderern aber auch, die
in der totalen Stille einen erholsa-
men Schlaf finden. Harald Tews

Adresse: Passo Falzarego, 2, 
I-32043 Cortina d’Ampezzo (BL),
Telefon (0039) 3394425105,
www. rifugiocolgallina.com

Am Nauener Tor wird das Lichterfest eröffnet
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Zimmer mit Aussicht: Wohlgebettet am Lagazuoi
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Licht ins Dunkel
Potsdam wird bunt – Auf zum nächtlichen Lichterfest im November
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Die USA sind ein Land, in dem
sich einst Abenteurer, religiö-

se Fanatiker und Außenseiter
niederließen – eine demografische
Mischung, die sich in den letzten
400 Jahren kaum geändert hat“,
heißt es in dem Buch „So sind sie,
die Amerikaner“, aus der Reihe
„Die Fremdenversteher“. Die Ta-
schenbücher widmen sich den Ei-
genarten der Bewohner verschie-
dener Nationalitäten und versu-
chen, diese dem Reisewilligen nä-
herzubringen. In dem Buch über
Amerikaner spricht eine in Wa-
shington lebende Autorin mit eu-
ropäischen Wurzeln. Sie weiß, wo-
von sie berichtet, denn sie ist in
der Hauptstadt aufgewachsen, was
ihr tiefe Ein-
blicke in Leben
und Gewohn-
heiten ihrer
L a n d s l e u t e
gab. 

Wer vorhat,
in eines der
Länder zu rei-
sen, dort viel-
leicht sogar zu
leben oder ei-
nen Partner
aus diesen Na-
tionen zu fin-
den, wird nach
der Lektüre si-
cher ein wenig
mehr Verständ-
nis haben für

die bis dahin unbekannten Eigen-
arten der Einheimischen. Für den
einen oder anderen, der sich des
Öfteren in den Ländern aufgehal-
ten hat, kommt es beim Lesen so-
gar zum Aha-Effekt, da man vieles
wieder erkennt.

Ein Amerikaner, des Deutschen
mächtig, der sich das Werk über
seine Landsleute vorgenommen
hat, äußerte seine Meinung mit
den Worten, er sehe erst einmal
nichts Falsches darin. Eine qualita-
tiv hochwertige Aussage, die für
den Inhalt dieses Bändchens
spricht. Hier werden nicht nur Kli-
schees aufpoliert, sondern feine
Unterschiede zwischen den Natio-
nen beleuchtet. Silvia Friedrich

Mehr oder weniger gelun-
gen, mehr oder weniger
ahistorisch-politisch ver-

einnahmend wird zur Zeit der Re-
formation gedacht. In seiner Be-
deutung ist dieses komplexe Ge-
schehen kaum zu überschätzen.
Neben anderen Entwick -
lungslinien stellt es den wohl am
meisten im allgemeinen Gedächt-
nis verankerten Ausgangspunkt
für die bis heute anhaltende Spal-
tung des Christentums dar. Fix-
punkt ist der 31. Oktober 1517, der
sich nun zum 500. Mal jährt. Es
handelt sich um das Datum des le-
gendären Thesenanschlags Martin
Luthers am Portal der Wittenber-
ger Schlosskirche. Neu aufgelegte
oder erarbeitete, oft dick leibige
und das – nicht selten allzu mo-
derne – Deutungsinstrumenta-
rium voll ausschöpfende Biogra-
fien über den Reformator sind Le-
gion.

Mitunter gibt es allerdings ein
Lesepublikum, welches nicht vom
Fach ist und vorhandene Vor-
kenntnisse erweitern, jedoch kein
Zusatzstudium absolvieren möch-
te. Ohne die Schwere, welche Wis-
sensberge mitunter unverdaulich
macht, wird eine solche Vermitt-
lung bezüglich Luthers bezie-
hungsweise der Reformation mit
dem von Dietmar Pieper und Eva
Maria Schnurr herausgegebenen
Buch, das mit Blick auf das Ziel-

publikum vielleicht etwas spärlich
illustriert ist. 

Die Einleitung betont, wie stark
die Reformationsgeschichtsschrei-
bung früher interessengebunden
war. Verschiedene Autoren, über-
wiegend auf historische Themen
spezialisierte Journalisten, präsen-
tieren in kurzen Einzelbeiträgen,
welche bereits in Form eines „Spie-
gel-Geschichte“-Heftes erschienen

sind, wesentliche Aspekte der Re-
formation. Ob in unseren Tagen
wirklich „ein unverstellter Blick
auf die Ereignisse nach 1517“ mög-
lich ist, so die These der Herausge-
ber, sei dahingestellt. In jedem Fall
gelungen ist eine gut lesbare Dar-
stellung, die auch Grundlegendes
wie „Kernpunkte des reformatori-
schen Denkens“ prägnant zu-
sammenfasst und durch Interviews
mit namhaften Reformationsfor-
schern, etwa Thomas Kaufmann
und Heinz Schilling, die Brücke
zur Wissenschaft schlägt.

Am Beginn steht, eingebettet in
die großen Veränderungen der Zeit
um 1500, die Biografie des Haupt-
protagonisten Martin Luther. Die
Reformationsproblematik wird aus

der machtpolitischen Sicht Kaiser
Karls V. in Augenschein genom-
men. In Form einer kurzen chro-
nologischen „Reportage“ werden
die Ereignisse des Wormser
Reichstages von 1521 nachge-
zeichnet, auf welchem Luther der
Aufforderung widerstand, die In-
halte seiner Schriften zu widerru-
fen. Wichtiger Wegbereiter der Re-
formation war Friedrich der Weise
von Sachsen, der seine Hand über
Luther hielt, zugleich aber, nicht
so ganz mit dessen Lehren verein-
bar, eine der größten Reliquien-
sammlungen dieser Zeit zu-
sammengetragen hatte. Neben
dem Schutz des Kurfürsten waren
weitere Umstände für die Verbrei-
tung von Lu-
thers Lehren
von großer Be-
deutung – et-
wa die gar
nicht so lange
zuvor erfolgte
„ E r f i n d u n g “
des Buch-
drucks oder
der Einsatz des
Luther gewo-
genen Malers
Lucas Cranach.
In einem neu-
en Buch über
die Reforma-
tion dürfen na-
türlich Frauen

wie Katharina von Bora und Elisa-
beth von Rochlitz, welche entspre-
chend auftraten, nicht fehlen.
Über das Wirken weiterer Refor-
matoren wie Martin Bucer und
Huldrych Zwingli, die Wiedertäu-
fer von Münster, die Gegenrefor-
mation und vieles mehr ist
Grundlegendes zu erfahren. Das
Ganze erstreckt sich bis zum
Augsburger Religionsfrieden von
1555, hier als „politischer Han-
del“ apostrophiert. Und nicht zu-
letzt informiert das facettenreiche
Buch über eine Variante, die Fra-
ge nach der Historizität des The-
senanschlags  zugleich mit „ja“
und „nein“ zu beantworten.

Erik Lommatzsch

Das Buch „Hotline für besorg-
te Bürger“ war ein ambitio-
niertes und mutiges Unter-

fangen des jungen Autors Ali Can,
der 1992 in der Türkei geboren
wurde. Die kurdischen Aleviten
wurden verdächtigt, mit den PKK-
Kämpfern zu sympathisieren und
waren systematischen Benachteili-
gungen ausgesetzt. Seine Familie
entschloss sich 1995 zur Ausreise.
Ali durchlief das Schulsystem, und
heute absolviert er in Gießen ein
Lehramtsstudium. 

Nach der unkontrollierten Mas-
senzuwanderung, den Pegida-De-
monstrationen und den Bildern
vom „rassistischen Osten“ machte
er kurz vor Ostern 2016 eine fast
einwöchige „Ostdeutschland-
Tour“ nach Leipzig, Dresden und
Hoyerswerda. Er möchte gern
„Brückenbauer“ sein und für „ein
interkulturelles, friedliebendes
Miteinander“ werben. Er tritt auf
als „Asylbewerber Ihres Vertrau-
ens“. In seinem Buch stellt er

sechs Gespräche unterschied-
licher Thematik zusammen. Seine
Devise lautet: „reden und zuhö-
ren, ohne zu bewerten“.

Doch das blieb graue Theorie.
Alle Gespräche lassen eine sponta-
ne Natürlichkeit vermissen und
fühlen sich konstruiert an, ob mit
einer Hausfrau,
einem um das
„ ch r i s t l i ch e
A b e n d l a n d “
b e s o r g t e n
Dresdner, ei-
nem AfD-Mit-
glied, einem
jungen Mann
aus Köln, der
sich über „inte-
grationsunwil-
lige Migranten“
aufregt. Ob-
gleich be-
schworen wird,
Pauschalierun-
gen zu vermei-
den, wird ober-

flächliches „Schubladendenken“
praktiziert, werden Klischees be-
dient, auf allen Seiten.

Die Gespräche sind wenig ge-
haltvoll und enden im Irgendwo.
Eines wird offensichtlich: Ein Ver-
stehen des „Anderen“, eine Ver-
ständigung ist unmöglich, solange

keine gemeinsame Sprache gespro-
chen wird. Es ist so, „als ob ein Fi-
scher aus Sibirien über Kokosnüs-
se philosophiert“. Wer vorgibt, „für
verzerrte Bilder zu sensibilisieren“,
sollte sich nicht solcher bedienen,
wenn er nicht weiterweiß.

Den Rezensenten hat das Buch
etwas enttäuscht, auch wenn die
Absicht sehr ehrenwert ist. Jugend
und Spontaneität sind notwendige,
aber keine hinreichenden Garan-
tien für Erfolg. In der Masse ver-
hindern sie keine Parallelgesell-
schaften, lösen sie keine Konflikte,
zumal wenn man überzeugt ist,
dass der Islam eine barmherzige,
friedliche Religion ist, es im Grun-
de keine muslimischen Attentäter
gibt. Und die pauschale Spaltung
eines Volkes in gute „Gutmen-
schen“ und böse „Rechtspopuli-
sten“, für die man sich „fremdschä-
men“ muss, ist schon gar kein 
geistreicher Ansatz. Den „divide et
impera“-Ansatz beherrscht die Po-
litik selbst. Wolfgang Thüne

Unter der Dusche“, „im
Auto“, bekommt man als
Antwort zu hören auf die

Frage: „Singen Sie und wenn ja,
wann?“. Junge Eltern antworten
auch häufig „beim Zu-Bett-Geh-Ri-
tual“. Dorothée Kreusch-Jacob ist
Konzertpianistin, Musikpädagogin,
Liedermacherin und Schriftstelle-
rin. Sie hat bereits einige die Phan-
tasie anregende Bücher geschrie-
ben. Nun sammelte sie für dieses
Abendliederbuch Gute-Nacht-Lie-
der und Geschichten, schrieb eige-
ne Lieder und erfand Spiele dazu.
Diese Sammlung ist in fünf Kapitel
unterteilt. „Geht die Abendsonne
schlafen“ hält Lieder, Gedichte und
Geschichten zur Dämmerung be-
reit, darunter auch die Geschichte
„Der Große Bär“ von Leo Tolstoi
und „Twinkle, twinkle, little star!“,
ein Volkslied aus England samt
Übersetzung.

Das zweite Kapitel „Kleiner Ha-
se, komm nach Haus – der Tag ist
aus!“ enthält Lieder wie Mozarts
Kanon „Bona nox“ oder das jiddi-
sche Volkslied „Shlof main fegele“

und Geschichten wie „Der kleine
Zoowärter und die Fledermäuse“
von Gina Ruck-Pauquèt. 

Hinter dem etwas unheimlich
klingenden Kapitel „Die Nacht
kommt in dein Zimmer“ steckt
kein Gespenst, höchstens ein Ku-
schelbär. Helme Heines „König
Hupf der Erste“ und die Lieder
„Lalelu“ oder „Leise, Peterle, leise“
halten keinen „Schrecken“ bereit. 

Das vierte Kapitel ist den Träu-
men gewidmet. Es enthält viele
von Kreusch-Jacob komponierte
Lieder zu Texten von Michael En-
de. 

Das letzte Kapitel, „Gib mir dei-
ne kleine Hand“, hält „Klassiker“
wie „Guten Abend, gut‘ Nacht“,
den dreistimmigen Kanon „Dona
nobis pacem“ oder Grimms Mär-
chen „Die Sterntaler“ bereit.

Zum Abschluss gibt es noch eine
Grifftabelle für Gitarrenbegleitung
und ein Verzeichnis der Lied- und
Textanfänge. Die Lieder- und Text-
sammlung enthält viele Hinweise,
wie Lieder und Texte begleitet wer-
den können. Zum Beispiel mit
„Zauberklängen“. Dazu füllt man
ein Glas mit Wasser so voll, dass
der Ton C entsteht, ein zweites
Glas soll den Ton F erklingen las-
sen. Als Hilfsmittel werden Klavier,
Gitarre oder
Blockflöte ge-
nannt. So wer-
den nicht nur
die Zuhörer be-
geistert, son-
dern auch die
(Vor-)Sänger in-
spiriert. Wie
können Ge-
schichten und
Lieder begleitet
werden? Kann
ich Bewegun-
gen einbauen,
die das Lied
verstärken? 

Warum allerdings die letzte und
schönste Strophe des Liedes „Weißt
du, wie viel Sternlein stehen“ in ei-
nem 224-Seiten umfassenden
Buch nicht abgedruckt wurde, ist
schwer nachzuvollziehen.

Was das Buch besonders macht,
sind die stimmungsvollen Bilder
von Quint Buchholz, dessen Illu-
strationen man bereits von Bü-
chern wie „Sofies Welt“ kennt.

Christiane Rinser-Schrut

Als mächtigstes Zeugnis der
Maurenherrschaft in Süd-
spanien ist die Alhambra,

in Granada erhalten und heute ein
wichtiger Touristenmagnet. 

Wie es dazu kam, dass fast acht
Jahrhunderte lang der Islam zum
Südwesten des christlichen
Abendlandes gehörte und die Inva-
soren zu einer Blüte von Kultur
und Bildung führten in einem geo-
grafischen Be-
reich, den sich
heute Spanien,
Gibraltar, Por-
tugal und An-
dorra teilen,
beschreibt der
Schweizer An-
dragogik-Ex-
perte Albert
Stähli in sei-
nem Buch „Die
Mauren“ sehr
anschaulich. 

Das Buch
wäre mit Ge-
winn zu lesen,
wenn nicht der

Vergleich der Mauren, die auf der
Flucht vor despotischen Herr-
schern aus Hochkulturen einwan-
derten, mit heutigen Asylbewer-
bern, die in der Regel im Gegensatz
zu den Mauren aus Entwicklungs-
ländern zu uns kommen, gezogen
würde und – politisch korrekt – zu
mehr Toleranz gemahnt würde mit
dem Appell, sich ein Beispiel an
den Mauren zu nehmen. MRK

Ehrlich gesagt hat das Buch
„Abnehmen ist leichter als

Zunehmen“ von Andreas Winter
die Rezensentin nach der Lektüre
eher ratlos gemacht. Das Buch
versteht sich nämlich weniger als
Ratgeber oder als Anleitung zum
Abnehmen, denn als Betrachtung
eines Gesund-
he i t s themas
aus tiefenpsy-
chologischer
Sicht. 

W i n t e r s
Theorie ist,
dass Zuneh-
men etwas mit
ve r s t e ck te n
Ängsten zu
tun hat, denn
Angst mache
dick. Deshalb
gelte es, die ei-
genen Ängste
aufzuspüren. 

Der Diplom-
Pädagoge be-

treibt ein Coaching-Institut in
Iserlohn. Seit 30 Jahren arbeitet
er mit Tiefenpsychologie und
Hypnose. Einzige Erkenntnis
nach der Lektüre ist die allgemein
bekannte Tatsache, dass man viel
Wasser trinken muss, wenn man
abnehmen will. MRK

BÜ C H E R I M GE S P R Ä C H

Facettenreiches Werk zum Thema Reformation »Eigenartiger« Fremdenführer

Von »Lalelu« bis »Guten Abend, gut’ Nacht«Unpassender Vergleich

Konstruierte Gespräche eines Integrationswilligen Ohne Angst abnehmen

Dietmar Pieper/
Eva-Maria Schnurr
(Hrsg.): „Die Refor-
mation. Aufstand
gegen Kaiser und
Papst“, Deutsche
V e r l a g s a n s t a l t ,
München 2016,
gebunden, 256 Sei-
ten, 19,99 Euro

Stephanie Faul:
„Die Fremdenver-
steher. So sind sie,
die Amerikaner“,
Reise Know How
Verlag Peter
Rump, Bielefeld
2017, broschiert,
108 Seiten, 8,90
Euro

Dorothée Kreusch-
Jacob/Quint Buch-
holz: „Sonne, Mond
und Abendstern.
Das große Lieder-
buch zur guten
Nacht“, Carl Han-
ser Verlag, Mün-
chen 2017, gebun-
den, 224 Seiten, 
24 Euro

Andreas Winter:
„Abnehmen ist
leichter als Zuneh-
men“, Mankau
Verlag, Murnau
2017, broschiert,
136 Seiten, 9,95
Euro

Ali Can: „Hotline
für besorgte Bür-
ger – Antworten
vom Asylbewerber
Ihres Vertrauens“,
Bastei Lübbe Ver-
lag, Köln 2017,
broschiert, 272
Seiten, 16 Euro

Albert Stähli: „Die
Mauren. Meister
der Toleranz, Viel-
falt und Bildung“,
Frankfurter Allge-
meine Buch,
Frankfurt 2016, ge-
bunden, 199 Sei-
ten, 19,90 Euro

Buchdruck von
großer Bedeutung

Praxistipps einer
vielseitigen Autorin
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MELDUNGEN MEINUNGEN

»Bunt« mal ganz blass
Wie sich eine Autorin im Gestrüpp der Korrektheit verfängt, wie wir uns unsere Aufreger

aussuchen, und warum die »Antifa« schwieg / Der Wochenrückblick mit HANS HECKEL

Die US-Schriftstellerin Lau-
ra Moriarty macht harte
Zeiten durch. Eigentlich

hat sie den Roman „American
Heart“ („Amerikanisches Herz“)
geschrieben, um den Rassismus
und die Hartherzig der weißen
US-Mehrheitsbevölkerung gegen-
über Minderheiten anzuprangern
und zur Besserung aufzurufen.

Die Handlung: In einer dunklen
Zukunft müssen US-Moslems in
Lagern leben, was die 15-jährige
Ich-Erzählerin Sarah nicht weiter
schert, weil sie es im Grunde so-
gar richtig findet. Als ihr eine ira-
nischstämmige Jugendliche Sadaf
über den Weg läuft, die aus dem
Lager geflüchtet ist, will Sarah die
Entlaufene denn auch gleich bei
den Behörden melden.

Dann aber geschieht die wun-
dersame Wandlung: Sadaf polt die
dumme Sarah zum kritischen
Geist um und beide schlagen sich
gemeinsam nach Kanada durch.
Aus der Gewohnheitsrassistin Sa-
rah wurde die Retterin einer Ver-
folgten. Alles wurde gut, und die
Leser saugen Sarahs Lektionen
gleich mit auf.

„Kirkus Review“, ein Magazin
für Buchbesprechungen, war hin-
gerissen und verlieh Moriartys
Band einen Stern, was als große
Auszeichnung gilt. Alle waren
glücklich.

Allerdings nicht lange: Kultur-
sensible Beobachter fielen empört
über das Buch, die Autorin und
das Magazin her: Die Darstellung
einer Weißen als Retterin, die ei-
ner Muslimin beisteht, sei Ras-
sismus. „Kirkus Review“ reagierte,
wie dies mutige Verlage in den
Zeiten eben tun, wo „Zivilcoura-
ge“ aus jeder Ecke quillt: Einge-
schüchtert zog man die positive
Rezension von „American Heart“
zurück und nahm dem Buch den
Stern wieder weg.

Moriarty ist tief getroffen. Hätte
sie die Rollen vielleicht umge-
kehrt verteilen sollen? Muslimin
rettet flüchtige Nichtmuslimin vor
dem Lagerelend.

Ach, um Himmels Willen! Es
wäre ihr keinen Deut besser er-
gangen. Denn erstens hätte sich
die nichtmuslimische Autorin auf
diese Weise damit angemaßt, zu
wissen, wie eine Muslimin denkt
und fühlt. Das nennt man „Aneig-
nung“, was laut neuester Antiras-
sismus-Regel ein ganz böser Ver-

stoß gegen die akzeptablen Sitten
ist. Zweitens wären dann ja Nicht-
Muslime die Opfer und Muslime
die Täter, welche Andersgläubige
in Lager stecken. Selbst in einem
Phantasie-Roman kann so etwas
nicht geduldet werden und, nein,
wir wollen jetzt nicht über das
Schicksal der Jesiden im iraki-
schen Sindschar-Gebirge reden
und auch nicht über das „Juden
ins Gas“-Geschrei, welches radi-
kale Moslems vor drei Jahren in
einer westdeutschen Großstadt
angestimmt haben.

Laura Moriarty hat die Ausweg-
losigkeit ihrer Lage erkannt: Die
Botschaft der Kritiker sei, dass sie
diese Geschichte grundsätzlich
nicht schreiben
dürfe.

T ja ,  Mäde l ,
dann schre ib
doch andere Sa-
chen! Nämlich
rein „weiße“ Ge-
schichten mit
ausschließlich
a b e n d l ä n d i -
schen Darstel-
lern für ein weißes Publikum,
Punkt.

Das müsste doch gehen, oder?
Ha! Autoren, die es (meist ohne
gezielte Absicht) so halten, don-
nert der Vorwurf entgegen, dass
„Minderheiten“ in ihren Erzäh-
lungen nicht vorkämen, womit ih-
nen ein verdeckter Rassismus
untergejubelt wird.

Also am besten gar nichts mehr
schreiben? Das wäre wohl die
sauberste Lösung.

Der Sieg des Antirassismus
zeigt sich in bleierner Stille, die
nur noch von entsetzlich verrenk-
tem Geschwurbel gelegentlich
durchstoßen wird. Viele, vor al-
lem junge Menschen, haben mitt-
lerweile weniger Angst davor, völ-
ligen Blödsinn zu reden, als aus
Versehen auf einer politisch un-
korrekte Formulierung auszurut-
schen.

Um das zu vermeiden, muss
man sich aber nicht nur seine
Wortwahl genau aussuchen, son-
dern auch, wen man anklagt.
Nachdem in den USA ein schmie-
riger Löffel von Filmproduzent
wegen Übergriffigkeiten gegen
Frauen am Pranger steht, lesen
wir auch in Deutschland immer
mehr über weibliche Promis, de-
nen sich Männer, oft vor Jahr-

zehnten, unsittlich genähert ha-
ben sollen. Eine Welle der nach-
geholten Empörung rollt durchs
Land. Nur ganz klein dazwischen
stören beiläufige Meldungen über
Frauen, die in Parks oder an Stra-
ßen von Männern oder gleich
ganzen Horden davon bedrängt,
zusammengeschlagen (bis zur
Krankenhausreife) oder vergewal-
tigt werden. Die Leipziger Polizei
empfiehlt Frauen inzwischen,
nicht mehr allein joggen zu ge-
hen, nachdem dort eine über 50-
Jährige am helllichten Tag Opfer
einer überaus brutalen Vergewal-
tigung wurde. 

Doch das interessiert uns ei-
gentlich nicht so sehr. Stattdessen

erregen wir uns
über das Kom-
pliment eines
Botschafters a.D.
an die SPD-Poli-
tikerin Sawsan
Chebli. Oder
über die jetzt
a u f g e t a u c h t e
Enthüllung, dass
die TV-Ansage-

rin Birgit Schrowange im Jahre
1983 vom ZDF-Sendeleiter die
Hand aufs Knie gelegt und den
Nacken gestreichelt bekam. Sagt
sie zumindest. Und wir wollen
das glauben.

Zumindest die Schrowange-Ge-
schichte ist in der Tat eklig. Doch
irgendwie wundert einen die rie-
sige Aufmerksamkeit für solche
Vorfälle, wenn es nahezu gleich-
zeitig auftauchende Nachrichten
über bestialische Vergewaltigun-
gen nur dann noch zum gesamt-
nationalen Aufreger schaffen,
wenn die betroffene Frau dabei zu
Tode gekommen ist.

Ziemlich verrutscht, unsere
Wahrnehmung, nicht wahr? Si-
cher, wir kennen den Grund. Der
Knie-Grapscher war ein Deut-
scher, während die Monster in
den Parks fast durch die Bahn als
„südländisch aussehender Typ“
oder „Schwarzafrikaner“ be-
schrieben werden. Gelegentlich
entpuppen sich die Täter, wie
neulich ein Nigerianer in Mün-
chen, bei ihrer Festnahme auch
noch als abgelehnte Asylbewer-
ber, die gar nicht mehr im Land
sein sollten.

Stellen wir uns doch nur einen
kleinen Moment lang vor, es wäre
umgekehrt: In grausiger Regelmä-

ßigkeit schössen Meldungen
durch die Medien, dass schon
wieder ein Deutscher eine Frau
aus Afrika oder dem Orient im
Park vergewaltigt, geschlagen, er-
niedrigt oder gar ermordet hat.
Was dann wohl los wäre im Land?
Was die Landsleute und Glau-
bensgenossen der Opfer wohl da-
zu sagen würden? Was die zahllo-
sen Asylhelfer- und Antirassis-
musvereine? 

Im bayerischen Waldkraiburg
haben 80 überwiegend türkische
oder türkischstämmige Menschen
vor der örtlichen Erstaufnahme-
Einrichtung für Asylsucher de-
monstriert. Anlass: Ein 37-jähri-
ger Türke, der mit Frau und zwei
Töchtern im Park gewesen war,
war dort mit Asylbewerbern aus
der Einrichtung aneinandergera-
ten. Ein Farbiger habe seine
14-jährige Tochter „angemacht“.
Als er seine Familie schützen
wollte, sei er mit einer Bierflasche
und die Tochter mit einem Stein
beworfen worden. Darauf habe
sich die Familie in die nahegelege-
ne Wohnung der Schwiegermutter
geflüchtet. Zuletzt seien ihnen „30
bis 40 Blackmen“ gefolgt. 

Darauf hat der Mann via Face-
book zu der Demo aufgerufen, wo
er forderte, „dass was gegen die
Gewalt von Asylbewerbern unter-
nommen wird“. Ein anderer Red-
ner hat laut „Oberbayerischem
Volksblatt“ gesagt, dass man von
provozierenden Blicken, Pöbe-
leien und Lärmbelästigungen
durch die Asylsucher genug habe
und sich nicht mehr sicher fühle.

Eigenartig: Hätten eingeborene
Deutsche (am besten: Sachsen!)
auf diese Art demonstriert, wäre
das bestimmt bundesweit durch
die Nachrichten gegangen: „Ras-
sistischer Mob schüchtert nach
angeblichem Zwischenfall Flücht-
linge ein“ oder so ähnlich. Dies-
mal: nichts davon.

Und noch etwas fehlte: Wo war
eigentlich die Antifa und die Initi-
ative „Waldkraiburg ist bunt“, die
wenige Tage zuvor zum großen
Aktionstag „gegen den braunen
Sumpf“ geladen hatte? Von denen
hörte man nichts. Ach, vermutlich
ist denen nur noch kein Dreh ein-
gefallen, wie sie „deutsche Täter“
für den Schlamassel verantwort-
lich machen können. Sobald sie
den gefunden haben, melden die
sich schon.

Um nicht anzuecken,
sollten Romanciers

am besten
gar nichts mehr

schreiben

ZUR PERSON

In der Ruhe 
liegt seine Kraft

Eines muss man Sachsens Lan-
deschef Stanislaw Tillich las-

sen: Er bleibt nicht wie andere
Politiker bei Wahlniederlagen auf
seinem Stuhl kleben. Weil bei den
Bundestagswahlen die Sachsen-
CDU in ihrem Bundesland nur
zweitstärkste Partei hinter der
AfD wurde und weil ihn die Kritik
des Ex-Ministerpräsidenten Kurt
Biedenkopf geschmerzt hat
(„nicht für das Amt geeignet“),
verkündete er seinen Rücktritt.

Dafür soll Michael Kretschmer
im Dezember das Amt des sächsi-
schen Ministerpräsidenten über-
nehmen. Nur eineinhalb Jahre hat
er bis zur nächsten Landtagswahl
Zeit, um seine Partei wieder vor
die AfD zu bringen. Angesichts
des Gegenwinds aus Berlin und
der Tatsache, dass Sachsen auch
wegen Pegida eine AfD-Hochburg
ist, ist das eine Herkulesaufgabe.

Die neue Aufgabe kommt für
Kretschmer aber zur rechten Zeit,
ist er doch politisch gerade ar-
beitslos geworden: Nach 15 Jah-
ren im Bundestag, wo er zuletzt
stellvertretender CDU-Fraktions-

vo rs i t z e n d e r
war, verlor er
im September
das Direktman-
dat in seinem
Wahlkreis Gör-
litz – an die
AfD. Um gegen-

zusteuern übernimmt er inzwi-
schen sogar die Rhetorik der AfD,
spricht vom „starken Rechtsstaat“,
redet davon, dass „deutsche Wer-
te, das Grundgesetz nicht verhan-
delbar sind“, forderte die schnelle
Abschiebung abgelehnter Asylbe-
werber und stimmte als zweifa-
cher lediger Vater gegen die „Ehe
für alle“.

Die Zeit als Ministerpräsident
wird der erst 42-jährige Görlitzer,
der nach der Mittleren Reife über
den zweiten Bildungsweg in einer
Dresdener Fachhochschule sein
Diplom als Wirtschaftsingenieur
ablegte, nutzen, um sein konser-
vatives Profil weiter zu schärfen.
Das dürfte schwer werden für den
vom Temperament her ruhig-ab-
wägenden Politiker, der die Dinge
eher langsam angeht. H. Tews

Wer in Tschechien ankomme,
fahre sowieso gleich weiter
nach Deutschland, enthüllt der
tschechische Verteidigungsmi-
nister Martin Stropnicky in der
„Welt“ (25. Oktober), und er-
klärt eindringlich, wo das Pro-
blem der Einwanderung liegt:

„Wenn es sich um eine Frau
mit zwei Kindern handelt, dann
muss ihr natürlich geholfen
werden. Aber in 80 Prozent der
Fälle handelt es sich um starke,
junge Männer mit modernen
Smartphones in der Tasche, die
Fotos vom Genfer See gesehen
haben, mit jungen Frauen im Bi-
kini, und die jetzt ein schönes
Leben im Westen haben wollen.
Die Einwanderung ist ein grö-
ßeres Geschäft geworden als
Drogen!“

Für den österreichischen
Blogger Andreas Unterberger
(„andreas-unterberger .at“ ,
22. Ok tober) strahlt der Wahl-
sieg der Euro-Kritiker in Tsche-
chien auf ganz Europa:

„Der tschechische Urnengang
zeigt: Jene Welle, die europaweit
zumindest seit Ausbruch der
Völkerwanderung, aber in
Wahrheit schon seit der völlig
verfehlten Politik rund um die
Griechenland-Rettung alle Wah-
len dominiert, ist endgültig zu
einem Tsunami geworden.“

Rainer Zitelmann schüttelt im
Debatten-Magazin „The Euro-
pean“ (24. Oktober) den Kopf
über die Schwerpunktsetzung
der „Jamaika“-Parteien:

„Absurd: Eben hat die SPD ih-
ren Wahlkampf mit ,sozialer Ge-
rechtigkeit‘ haushoch verloren
und jetzt erklären Vertreter von
CDU und Grünen, das ,Soziale‘
solle im Mittelpunkt einer Jamai-
ka-Koalition stehen ... Alle Um-
fragen belegen, dass das Thema
,Begrenzung der Zuwanderung‘
und eben gerade nicht die ,sozia-
le Gerechtigkeit‘ das wichtigste
Thema für die Wähler ist.“

Die Plattform „Journalisten-
watch.com“ (24. Oktober) zitiert
den in Israel geborenen US-
Blogger Daniel Greenfield, für
den Frankreich bereits im Krieg
lebt und der Europa prophezeit:

„Die westlichen Gesellschaf-
ten müssen große Armeen be-
reitstellen, um kleine Terror-
netzwerke zu vernichten, die
sich mit ihren Unterstützern aus
den Golfstaaten zusammengetan
haben. Soldaten patrouillieren
durch die Städte und warten auf
einen oder mehrere islamischen
Terroristen, die bereit zum An-
griff sind. Dieselben Soldaten
beschützen die Moscheen, in
denen Hass verbreitet und zur
Ermordung der Ungläubigen
aufgerufen wird. So gewinnt
man keinen Krieg. So verliert
man alles.“

„Jamaika“ wird kommen,
dann aber scheitern, sagt Chri-
stoph Schwennicke im „Cicero“
(25. Oktober) voraus:

„Es wird mit Jamaika ... nicht
klappen, weil da etwas zu-
sammengespannt wird, das
nicht zusammengehört. Denn es
ist das eine, sich lustvollen und
vorfreudigen Fantasien über
dieses illustre Bündnis im politi-
schen  Feuilleton hinzugeben.
Deutlich komplizierter wird es
allerdings, wenn in der politi-
schen Praxis derart divergieren-
de Kräfte in der Spur gehalten
werden müssen. Ein Drittes ist
es schließlich, der eigenen Par-
tei ein Identitätsgefühl zu geben.
Das aber geht der CDU mit je-
dem weiteren Jahr Merkel ein
Stück mehr verloren.“

Hamburg – Die Landesvorsitzen-
de der Jungen Union (JU) Ham-
burg, Antonia Niecke, will die so-
genannte geschlechtergerechte
Sprache in Schriftstücken des
Stadtstaats wieder abschaffen.
Statt etwa „Bürgerinnen und Bür-
ger“ soll es künftig nur noch „Bür-
ger“ heißen. Hamburg hatte die
Doppelnennung 1995 eingeführt.
Die 25-Jährige bezeichnet dies als
„Genderwahn“, der die Texte un-
nötig verkompliziere. H.H.

Frankfurt am Main – Der Vorsit-
zende der Deutschen Polizeige-
werkschaft (DpolG), Rainer
Wendt, wurde von der Goethe-
Universität Frankfurt als Redner
wieder ausgeladen. Wendt sollte
über den „Polizeialltag in der Ein-
wanderungsgesellschaft“ spre-
chen. 60 Dozenten warfen ihm
„rassistische Denkstrukturen“ vor.
Das einladende Institut sagte den
Vortrag schließlich ab, weil es
eskalierenden Protest von links
befürchtete. H.H.

Wendt von Uni
ausgeladen

JU-Chefin gegen
»Genderwahn«
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